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Vorwort zum Jahresbericht 2010 
 
 
Das Gesundheitsamt Bremerhaven legt den Jahresbericht für 2010 in Kurzform und in der 
bereits bekannten redaktionellen Aufarbeitung vor. 
Der Jahresbericht 2010 reflektiert wie in den vorhergehenden Jahren die 
Auftragsangelegenheiten. 
 
Zum Beginn des Jahres 2010 wurden die Impfangebote im Zusammenhang mit der 
Schweinegrippe über den Jahreswechsel von 2009 angeboten. Die Angebote erfolgten in 
Zusammenarbeit mit verschiedenen niedergelassenen Ärzten und Institutionen. 
Die beteiligten Mitarbeiter des Gesundheitsamtes konnten mit Erfolg die Impfaktion im Frühjahr 
2010 abschließen. 
Das Wechselspiel von Informationsangeboten in der Presse, Rundfunk und im Fernsehen zum 
Thema Schweinegrippe sowie die zum Teil widersprüchlichen Reaktionen der zuständigen 
überörtlichen Hygiene-Institutionen waren nicht hilfreich für das Impfgeschehen. 
 
Das Gesundheitsamt hat im Verlauf des Jahres 2010 sich in die Planungen und die 
Durchführung der jährlichen Bremerhavener Gesundheitswoche mit Erfolg eingebracht. Darüber 
hinaus bot u. a. der Bereich STD öffentlichkeitswirksame Aktionen mit guter Resonanz an 
(siehe auch Infos im Bericht). 
 
Die Durchführung der verschiedenen Rufbereitschaften des Gesundheitsamtes im Rahmen von 
polizeiärztlichen, gerichtsärztlichen und psychiatrischen Aufgaben generierte nach wie vor viele 
Überstunden. 
Über diesen Sachverhalt ist seit 2004 in den Jahresberichten berichtet worden. 
 
Es gelang einen Zahnarzt für das Gesundheitsamt einzuwerben. Der Kollege hat sich bereits 
gut in die verschiedenen Arbeitsfelder bis hin zur Öffentlichkeitsarbeit eingearbeitet. 
 
Besonders prekär sieht die Personalentwicklung für Ärzte im Bereich des sozialpsychiatrischen 
Fachdienstes aus. Auch nach mehrfacher Ausschreibung konnte die angebotene Arztstelle 
nicht besetzt werden. 
Nur mit Hilfe von bereits berenteten Fachärzten wurden die Aufgaben im Sozialpsychiatrischen 
Dienst wahr genommen. Erfreulich auf der einen Seite - dennoch ist dies keine Lösung auf 
Dauer. 
 
In den nächsten Monaten werden mehrere Fachärzte und Mitarbeiter der Verwaltung 
altersbedingt ihr Dienstverhältnis beenden. 
Die zeitnahe Lösung der anstehenden Personalentwicklungen wird für die nächste Zeit eine 
große Herausforderung. 
 
Ich möchte mich an dieser Stelle für das geleistete Engagement bei den Mitarbeitern des 
Gesundheitsamtes bedanken. 
 
 
 
Dr. Schütz 
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Zusammenfassung des Jahresberichts 2010 
 

Amtsärztlicher Dienst und sozialmedizinischer Diens t 
für Erwachsene 

 

einschließlich STD / Aidsberatung 
 

 
Bekanntermaßen ist der sozialmedizinische Dienst für Erwachsene im Land Bremen 
– wie in anderen Bundesländern auch – für Aufgaben der Gesundheitssicherung, 
Gesundheitsförderung und Gesundheitsfürsorge bei Erwachsenen zuständig. In der 
Aufgabenverteilung bzw. Aufgabenzuordnung gibt es gleichwohl – historisch 
gewachsen – Unterschiede in den Gesundheitsämtern beider Städte. So zählen 
neben dem Gutachtenwesen, der Beratung und Aufklärung zu HIV und sexuell 
übertragbaren Erkrankungen auch das Leichenwesen und der polizei-
/gerichtsärztliche Dienst (incl. „24-Stunden-Rufbereitschaft“) zum Aufgabenspektrum 
dieser Abteilung. In Bremen ist hierfür das Institut für Verkehrs- und Rechtsmedizin 
zuständig. 
 
Im Jahr 2010 ergaben sich so insgesamt annähernd 3.800 Untersuchungsanlässe für 
die MitarbeiterInnen des amtsärztlichen Dienstes.  
 
Hierbei zeigte sich im Gutachtenwesen für kommunale Behörden eine weitere 
Erhöhung des Nachfragebedarfes, insbesondere im Hinblick auf Dienstfähigkeiten 
und Dienstunfälle von Mitarbeitern / Mitarbeiterinnen. Eher gegenläufig verhielt sich 
die Auftragserteilung durch nichtkommunale Institutionen und Behörden, wobei 
hierfür als ein Teilaspekt nicht hinreichende qualitative Voraussetzungen des Amtes 
genannt werden müssen.  
 
Im Bereich des Leichenwesens wurden im Vergleich zum Vorjahr etwas weniger 
Sterbefälle von in Bremerhaven gemeldeten Personen registriert. Wesentliche 
normative Abweichungen traten nicht in Erscheinung.  
 
Nach wie vor werden Feuerbestattungen im Vergleich zu Erdbestattungen deutlich 
favorisiert.  
 
Im Rückgriff auf die polizeiliche Kriminalstatistik 2010 wurde die Mitarbeit des 
Gesundheitsamtes u. a. bei der Initiierung von Todesursachenermittlungen mit 11 
Fällen benannt, was im bisherigen Jahresvergleich einen eher durchschnittlichen 
Wert darstellt. 
 
Insgesamt kann derzeit eine hinreichend qualifizierte basale Versorgung im Sinne 
der gesetzlich vorgegebenen Aufgabenstellung personell wie strukturell aufrecht 
erhalten werden. Dies nicht zuletzt durch eine etablierte und verlässliche 
Vertretungsregelung. Zukünftige qualitative wie quantitative Personalengpässe, nicht 
nur durch demographischen Wandel bedingt, zeichnen sich jedoch ab. 
 

��
 



Das Hauptaugenmerk der STD-Beratungsstelle lag 2010 auf einer interkulturellen 
Öffnung. 
 
Neben der praktischen Umsetzung wie Vielsprachigkeit von Broschüren, 
Visitenkarten und Informationsmaterial im MP3-Format (für Analphabeten/Innen), 
wurden Fortbildungen wahrgenommen, Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung 
intensiviert.  
 
2010 konnten durch die vielfältigen Möglichkeiten der Kontaktaufnahme vermehrt 
Menschen, die aufgrund ihres Sexualverhaltens besonders gefährdet sind, erreicht 
werden. Vor allem Männer, die schwer Zugang zur persönlichen Beratung finden, 
wendeten sich über das moderierte Forum (gesundheitsforum.bremerhaven.de) an 
uns. Es wurde mittlerweile über 100.000 Mal angeklickt. 
 
Ein Indikator für die gute Präventionsarbeit war die große Zahl erreichter 
Jugendlicher, die, nachdem sie in schulischen und außerschulischen 
Veranstaltungen Vertrauen gefasst hatten, erneut bei Fragen und Problemen die 
MitarbeiterInnen der Beratungsstelle aufsuchten.  
 
Die medizinische und psychosoziale Betreuung der Prostituierten und deren Partner 
bedurften immer größerer personeller Ressourcen, da durch den Zustrom der 
osteuropäischen EU-BürgerInnen sich die Problemlagen deutlich verschärften. 
Darüber hinaus erfolgte eine Intensivierung aufsuchender Arbeit. So wurde, um noch 
niedrigschwelliger agieren zu können, ein Beratungsangebot vor Ort im Milieu 
eingerichtet. Sehr positiv ist in diesem Zusammenhang die gute regionale und 
überregionale Vernetzung zu bewerten.��



Zusammenfassung des Jahresberichts 2010 
 

Sozialmedizinischer Dienst  
für chronisch Kranke und Behinderte 

 
 
Der sozialmedizinische Dienst für chronisch Kranke und Behinderte (SMD) besteht aus 
einem multiprofessionellen Team, das sich aus 0,5 Stelle Ärztin, 1 Arzt (anteilig) und 2,5 
Diplom-Sozialpädagoginnen zusammensetzt. Verantwortlich ist kommissarisch die 
Amtsleitung. 
 
Die Aufgaben bestehen aus amtsärztlich/sozialmedizinischen und sozialpädagogischen 
Beratungen und Begutachtungen von Betroffenen und/oder deren Angehörigen nach 
dem PflegeVG und dem SGB XII, wobei die meisten Anfragen vom Sozialamt, vom Amt 
für Schwerbehinderte, sowie von anderen Institutionen und aus der Bevölkerung an den 
Fachdienst herangetragen werden. 
Das betroffene Klientel entspricht chronisch Kranken, erwachsenen Behinderten, 
Tumorpatienten, dementen chronisch kranken Senioren sowie deren Angehörigen. 
 
Ziel der Abteilung ist die rasche Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung des 
oben genannten Personenkreises durch ausführliche individuelle Beratung, Erstellung 
zeitnaher Gutachten und Optimierung der Hilfeleistungen. Um Letzteres qualitativ und 
nachhaltig zu erreichen, wird eine verbesserte Zusammenarbeit aller Beteiligten 
(Sozialstationen und Überleitungsstellen der Krankenhäuser, niedergelassene Ärzte / 
Ärztinnen, Alten- und Pflegeheime, ambulante Pflegedienste, Sozialamt, 
Ausländerbehörde, Polizei, Seniorenberatungen, Selbsthilfegruppen, etc.) angestrebt. 
Von Seiten des SMD werden VertreterInnen oben genannter Institutionen regelmäßig 
zum gegenseitigen Kennenlernen und zur nachhaltigen Verbesserung der 
Zusammenarbeit eingeladen. Es hat sich bereits eine merkliche Vernetzungsstruktur 
entwickelt. Dies wirkt sich positiv auf den der demographischen Entwicklung 
geschuldeten, umfangreicheren Beratungsaufwand der Betroffenen  und deren 
Angehörigen aus, da individuell notwendige Hilfsmaßnahmen rasch vermittelt werden 
können. Hier ist das Ziel eine möglichst hohe Zufriedenheit der Betroffenen und deren 
Angehörigen zu erreichen begründet. 
An dieser Stelle ist zu bemerken, dass im Rahmen der demographischen Entwicklung 
die Zahl der alleinlebenden, von Vereinsamung und Hilflosigkeit bedrohten Frauen 
höheren Alters und die der Dementen steigt. Gerade hier steigen die Anforderungen an 
den SMD und das Bestreben fachkompetente schnelle Hilfe zu installieren. 
 
Um die Versorgung, Betreuung und Pflege einer wachsenden Zahl älterer Menschen 
und Menschen die infolge von Krankheit und Behinderung hilfsbedürftig sind, künftig in 
angemessener Qualität gewährleisten zu können, ist unser Ziel diese Hilfen und 
Maßnahmen den speziellen Bedürfnissen und Bedarfen der Hilfebedürftigen Rechnung 
zu tragen.  
Als eine besondere Herausforderung stellt sich dabei das Fallpauschalsystem im 
Krankenhaus dar. Dieses System hat Auswirkungen auf die Versorgungsleistungen und 
die Entlassungssituation. Für die Nachsorge und Überleitung bleibt wenig Spielraum. 
Das hat zur Folge, dass Menschen nicht nur früher sondern auch hilfs- und 
pflegebedürftiger aus dem Krankenhaus entlassen werden. Die Überprüfung durch den 
SMD (53/24) aller individuellen, psychosozialen, umfeldbezogenen Potentiale, der 



Hilfebedürftigkeit und Versorgung des Einzelnen zur Aufrechterhaltung einer 
selbständigen Lebensführung in ist seiner Komplexität erheblich umfangreicher und 
zeitintensiver geworden. 
Der Ausbau der gegenseitigen Wahrnehmung und Kommunikation zwischen den 
verschiedenen Institutionen ist daher fortzuführen und zu verbessern. 



Zusammenfassung des Jahresberichts 2010 
 

Zahnärztlicher Dienst 
                             
 
2010 standen für die Durchführung der Amtsärztlichen und sozialmedizinischen Aufgaben 
für Erwachsene an einsetzbaren Ressourcen 2,5 Stellenanteile (1 Stellenanteil Zahnarzt, 
0,5 Stellenanteil Zahnarzthelferin1, 0,5 Stellenanteil Zahnarzthelferin2, 0,5 Stellenanteil 
Schreibkraft) zur Verfügung.   
 
Die vorgegebenen Ziele, eine effektive, praktikable und zeitnahe Erstellung 
gesundheitsamtlicher Gutachten sowie die Zahngesundheitspflege in den Schulen  
(Prophylaxe und Zahnärztliche Untersuchung) wurden erreicht. Alle Gutachtenaufträge 
wurden erledigt. 
 
Während jedoch in den Jahren 2006-2009 zusammen durchschnittlich 81 Gutachten 
bearbeitet wurden, waren es 2010 nur 53. Die Erklärung: Der Zahnärztliche Dienst war 
erst seit dem 17. Mai wieder voll besetzt. Die Zahnärztin war bereits Ende März 
ausgeschieden. Die letzte Begutachtung fand im Februar 2010 statt. Nach der 
Wiederbesetzung der Zahnarztstelle erfolgte die erste Begutachtung wieder im Juni 2010, 
also 3 vakante Monate ohne Gutachten. Im Verlauf 2010 ergaben 21 Begutachtungen 
weiblicher Patienten 37,7% und 32 Begutachtungen männlicher Patienten 62,2 %. 
Die Widerspruchshäufigkeit war im Vergleich zu den Jahren 2009 und 2008 nicht nur 
zurückgegangen, sondern es hat 2010 keine Widersprüche gegeben. 
Der Hauptbegutachtungsgrund war mit 56,6 % KFO, in 45,8 % wurden Prüfanträge für 
Zahnersatz bearbeitet. Hinzu kam ein Dienstunfall eines Polizeibeamten. 
56,6% der Gutachten wurden nach der Beihilfeverordnung angefertigt, während 44,4 % 
für Berechtigte nach dem AsylbLG erstellt wurden. Die Durchschnittskosten pro Fall 
waren 2010 von 1.956,66 €  um 315,72 €  auf 1.640,94 € gefallen. Die Gesamtkosten der 
geprüften Gutachten waren für Männer höher als für Frauen. 21 Gutachten für Frauen 
ergaben 33.307,18 €, das sind 1.586,06 €  pro Fall. 33 Gutachten für Männer (inklusive 1 
Dienstunfall) ergaben 55.303,35 €, das sind 1.675,86 €  pro Fall = 5,36 % höher wie bei 
den Frauen.  
Die Höhe der Gesamtprüfkosten war 2010 im Vergleich zu 2006 – 2009 sehr niedrig. 
2006 – 2009 waren es durchschnittlich 170.012,11 €, 2010 hingegen 88.610,53 €.  
Ich verweise noch mal auf die Zeit März - April - Mai 2010 in der nicht begutachtet wurde. 
Die Gesamtzahl der Begutachtungen wird sich jedoch wieder auf das Niveau 2006 - 2009 
einpendeln. 
 
Bei den Begutachtungen insgesamt ist das Ungleichgewicht zwischen der Höhe der 
Antragsumme weiblich zur Höhe der Antragssumme männlich auffällig. Die 
Antragssumme weiblich betrug 2009 das 1,6fache der Antragssumme männlich, 2010 
war es umgekehrt.  
Mögliche Erklärung: Frauen haben schon sehr viel früher eine größere 
Vorsorgeorientierung als Männer. Hingegen werden junge Männer ab einem gewissen 
Alter sehr eitel, auch was ihre Zähne anbetrifft, das kostet dann Geld, welches durch 
frühe Maßnahmen im Kindesalter hätte gespart werden können.  
 
 
 
 
 
 



 
Der weitere Ausblick auf 2012 und die kommenden Jahre nötigt uns einige wichtige 
Maßnahmen auf, die durchgeführt werden sollten.  
An der Schnittstelle Diagnostik/Therapie benötigt die Zahnärztliche Abteilung einen 
kleinen Röntgen-Apparat (3.000 €) für 3x4 cm Zahnfilmaufnahmen. Die Qualität der 
Gutachten kann durch aussagekräftige Rö-Aufnahmen präzisiert werden. �  verbessertes 
Qualitätsmanagement infolge vorhandener Rö-Diagnostik.  
Eine geeignete Software vorausgesetzt könnten die Befunde dann eingescannt und 
archiviert werden.  
In den kommenden Jahren sollten die Helferinnen, die mit ihrer knapp bemessenen Zeit 
Begutachtungen und Zahngesundheitspflege in den Schulen, dazu noch 
Öffentlichkeitsarbeit (Kariesprophylaxe bei Krippenkindern in Kindertagesstätten) 
managen müssen, mehr Stunden zugebilligt bekommen, um einen einwandfreien 
Arbeitsablauf der Zahnärztlichen Abteilung des Gesundheitsamtes gewährleisten zu 
können.  
 



Zusammenfassung des Jahresberichtes 2010 
 

Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezoge ner 
Gesundheitsschutz  

 
Der Aufgabenbereich dieser Abteilung  umfasst: 

- die Orts- und Wohnungshygiene:  Maßnahmen  zur Verhütung, Ermittlung 
und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten einschließlich Beratung 
Betroffener 
 

- Feststellung des Befalls und Bestimmung von Hygieneschädlingen bzw. 
Beratungen zu Fragen der Infektionshygiene.  
 

- die Hygiene in  Krankenhäusern und anderen Einrichtunge n der 
medizinischen, pflegerischen und rehabilitativen Ve rsorgung sowie in 
Gemeinschaftseinrichtungen  
 

- die Wasser-, Boden-, Lufthygiene, der Lärmschutz:   Hygiene des Trink-  
und Badebeckenwassers, gesundheitliche Bewertung der Außen-, aber auch 
der Innenraumluft 
 

- Bauleitplanung, Baugenehmigungsverfahren, 
Gesundheitsverträglichkeitsprüfung (GVP) im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVP) 
 

- Umweltmedizinische Beratung 
 
Bei den gemäß IfSG meldepflichtigen Erkrankungen  (Meldung der Labore und 
Ärzte / Ärztinnen) ist die Gesamtzahl der im Jahr 2010 in Bremerhaven gemeldeten 
infektiösen Erkrankungen nach Ende der Influenzapandemie erwartungsgemäß 
deutlich zurückgegangen. Den Hauptanteil machten wie in jedem Jahr die infektiösen 
Darmerkrankungen aus. Hier waren die leicht übertragbaren Noroviren am stärksten 
vertreten, mit  im Vergleich zum Vorjahr  rückläufigen Fallzahlen (-39%).  
 
Bei den im Herbst 2010 dem Gesundheitsamt vermehrt gemeldeten 
Krätzeerkrankungen  (Skabies)  die auch in Gemeinschaftseinrichtungen auftraten, 
konnte durch ein rasches gemeinsames Handeln aller Beteiligter (Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienst, Haut- und KinderärztInnnen, Kinderklinik)  eine Ausbreitung 
der Erkrankung verhindert werden. 
 
Bei den Belehrungen  für Beschäftigte im Lebensmittelbereich war die Zahl der 
TeilnehmerInnen im Vergleich zum Vorjahr leicht steigend (+2%). 
 
Im Bereich der Orts- und Wohnungshygiene   war die Fallzahl der uns wegen 
unhygienischer Verhältnisse angezeigten Wohnungen im Vergleich zu den Vorjahren  
leicht rückläufig (-12%). Im Vordergrund der Beschwerden standen auch im Jahre 
2010 wieder Geruchsbelästigungen, das Auftreten von Schädlingen/Lästlingen sowie 
hygienische Probleme bei hilflosen/überforderten oder auch kranken Personen. 



 
Probleme durch Feuchtigkeit und Schimmelpilzbefall im Innenraum   gehörten zu 
den Schwerpunktthemen des Gesundheitsaufsehers, wenngleich die Zahl der 
Anfragenden im Vergleich zum Vorjahr leicht rückläufig war.  
 
Im Rahmen der  hygienischen Überwachung medizinischer und anderer 
hygienisch relevanter Einrichtungen fanden im Jahr  2010 überwiegend 
anlassbezogene Kontakte/Besuche zum einen bei infektiösen Krankheitsgeschehen,  
zum anderen im Rahmen von geplanten bzw. abgeschlossenen Baumaßnahmen mit 
Baubesprechungen, Bauplanprüfungen und Bauabnahmen  in den Bremerhavener 
Krankenhäusern statt.  
 
Die Überwachung der mikrobiologischen u. physikalisch- chemischen Qualität 
des Trinkwassers  hat im Jahr 2010 keine gesundheitliche Gefährdung der 
Bevölkerung ergeben. 

Im Rahmen der SAIL 2010 wurden die Trinkwasserinstallationen auf  den mobilen 
Lebensmittelverkaufseinrichtungen  (§19 TVO) überprüft. Bei  23% der überprüften 
Stände waren technisch-hygienische Beanstandungen festzustellen, die nach 
Ansprache noch vor Ort beseitigt oder aber einer Nachkontrolle unterzogen wurden. 
Neben nicht trinkwassertauglichen Schläuchen fanden sich ungeschützt auf dem 
Erdboden liegende Schlauchkupplungen, die wegen der drohenden 
Verkeimungsgefahr nicht zur Trinkwassersversorgung eingesetzt werden dürfen. 

Bei den Bauplanungs- und Genehmigungsverfahren  waren auch im Jahr 2010 
eine Reihe zunehmend komplexer  werdender  und häufig über mehrere Jahre 
laufender Verfahren zu bearbeiten, was in der Regel mit einem hohen Zeitaufwand 
verbunden ist. Eine vergleichende Betrachtung des dafür erforderlichen 
Arbeitsaufwandes ist nicht möglich; ein Vergleich der Fallzahlen wenig 
aussagekräftig. 

Insgesamt ist es im Bereich des „Personenbezogenen Infektionsschutzes und 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes“ im Jahr 2010  zu keinen wesentlichen 
Aufgabenverlagerungen bzw. –veränderungen gekommen. Anzahl  und Qualität der 
bearbeiteten Fälle konnten auf einem etwa gleich hohen Niveau wie im Vorjahr 
gehalten werden, was aufgrund des breitgefächerten Aufgabenspektrums und der 
knappen Personalressourcen nur dank der Unterstützung aus anderen 
Bereichen/Abteilungen gelingen konnte (Tuberkulose-Abteilung bei der Bearbeitung 
meldepflichtiger Erkrankungen, STD- und Röntgen-Abteilung bei der Belehrung, 
Amtsleitung bei der Begehung der Pflegeheime). Inwieweit durch zukünftige weitere 
Personaleinsparungen und sich bereits jetzt abzeichnende personelle 
Veränderungen Engpässe entstehen werden, bleibt abzuwarten.�
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Überwachung von Heilpraktikern und Angehörigen der 
Gesundheitsfachberufe 

Kranken-, alten- und heilerziehungspflegerische Tät igkeiten 
 
 
 
 
Aufgabenbereich  

 
·  Erfassung und Überwachung von HeilpraktikerInnen und Angehörigen der 

Gesundheitsfachberufe sowie anderer im Gesundheitsbereich tätige 
nichtärztliche Personen. 

·  Aufsicht über berufliche Qualifikation sowie über Teilbereiche der 
Berufsausübung und der Berufspflichten im Rahmen des ÖGDG. 

·  Einleitung von Maßnahmen bei Verstößen gegen gesetzliche Regelungen. 
·  Aufgaben aus der Abgrenzung zwischen Heilkunde im Sinne § 1 des 

Heilpraktikergesetzes und Tätigkeiten im Bereich Gesundheitsvorsorge, 
Gesundheitserhaltung und Wellness. 

 
Bewertung 
 
Die laufenden Fälle konnten im Berichtjahr zeitnah und mit angemessener Intensität 
bearbeitet werden. 
 
Genderaspekte 
 
Die Gesundheitsfachberufe werden zu 2/3 von Frauen und 1/3 von Männern 
ausgeübt. 
 
Verpflichtung zur Kompetenzerhaltung 
 
Die Aufsicht über Teilbereiche der Berufspflichten bezieht sich u. a. auf die 
Fortbildungsverpflichtung der betroffenen Berufsgruppen. In den Berufsordnungen 
sind die zu ergreifenden Maßnahmen zur Kompetenzerhaltung festgeschrieben. 
Berufsordnungen gab es bisher für Hebammen/Entbindungspfleger und für die 
Krankenpflege. Mit der Berufsordnung für die staatlich anerkannten Pflegeberufe 
vom 04.02.2011 gibt es nun eine gemeinsame Berufsordnung für die Kranken- und 
die Altenpflege.  
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Kinder- und Jugendgesundheitsdienst 
 
 
Der Sozialmedizinische Dienst für behinderte Kinder und Jugendliche ist ein 
Arbeitsbereich des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes. Seit Januar 2010 sind 
nach längerer Übergangszeit wieder alle Arztstellen besetzt, so dass sich die 
Arbeitssituation für die Ärztinnen entspannt hat. Die Aufträge des Sozialamtes und 
des Jugendamtes zur Begutachtung von behinderten oder von Behinderung 
bedrohten Kindern und Jugendlichen befinden sich weiterhin auf einem hohen 
Niveau. Die weitere Entwicklung des Aufgabenfeldes wird wesentlich von der 
anstehenden Neuordnung der Frühförderlandschaft bestimmt sein. Einerseits werden 
dann die Begutachtungen zu einem hohen Prozentsatz durch die neu einzurichtende 
Diagnostikstelle in Bremerhaven erfolgen, andererseits werden die Arbeitsanteile im 
Bereich der Steuerung und der Organisation der Schnittstellen zunehmen. Außerdem 
werden die Beratung und Begleitung von Familien mit besonderem 
Unterstützungsbedarf, deren Anteil in Bremerhaven mindestens mit 30 % (!) 
anzusetzen ist, weiterhin Aufgaben des Gesundheitsamtes und damit der 
MitarbeiterInnen des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes sein. 
 
Wie in den Vorjahren wurde die Arbeitszeit der SozialpädagogInnen in erheblichem 
Umfang durch spezielle Situationen (z.B. Unterbringung von Jugendlichen mit 
erheblichem Aggressionspotential, Kriseninterventionen, Betreuung von Kindern aus 
vernachlässigenden Familien) gebunden, so dass die tägliche Arbeit eher durch 
situativ bedingtes Reagieren geprägt war und die eigentlich auch erforderliche 
kontinuierliche Begleitung von Familien in schwierigen Lebenslagen nur sehr 
eingeschränkt bis gar nicht möglich war. 
 
Die Unterstützung von Familien in denen Vernachlässigung von Kindern ein Thema 
ist, ist ein Schwerpunkt der Arbeit des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes in 
Bremerhaven. Daher hat die Abteilungsleiterin des Kinder- und Jugendgesundheits-
dienstes zusammen mit dem Chefarzt der Kinderklinik in Bremerhaven und einem 
Vertreter der Bremer Akademie für Kinder- und Jugendmedizin eine Weiterbildung 
zum Thema Vernachlässigung für die Kinder- und JugendärztInnen in der Stadt 
Bremen organisiert, die sehr gut besucht wurde. 
 



Zusammenfassung des Jahresberichtes 2010 
 

Sozialpsychiatrischer Dienst / Sozialmedizinischer Dienst 
für psychisch Kranke, Suchtkranke und  

geistig-mehrfach Behinderte 
 

 
Die Aufgaben des Sozialpsychiatrischen Dienstes umfassen Hilfen und 
Schutzmaßnahmen, Sozialpsychiatrische Begutachtungen und die Koordination und 
das Controlling der Versorgungssysteme. 
 
Zentrales Problem des Sozialpsychiatrischen Dienstes Bremerhaven ist seit 2009 die 
tarifbedingte Nichtbesetzbarkeit der vakanten Facharzt/Fachärztin-Stelle, woraus 
unvermeidbar Auswirkungen auf die Qualität, die Quantität und Zuverlässigkeit der 
Leistungen des Sozialpsychiatrischen Dienstes resultieren.  
Dies wird sich kurzfristig nicht ändern und wirkt sich insbesondere im Bereich der 
PsychKG-Aufgaben, aber auch im Bereich der Begutachtungen, aus. Somit ist 
perspektivisch eine Konzentration des Sozialpsychiatrischen Dienstes auf die  
Psych-KG-Kernaufgaben notwendig. Zugleich besteht die Notwendigkeit, den Dienst 
von nichtpsychosozialen Aufgaben, Verwaltungsaufgaben und bürokratischem 
Ballast zu entlasten. 
Durch die Neubesetzung von 1,6 SozialarbeiterInnenstellen für Begutachtungen 
werden zukünftig in diesem Bereich eine verbesserte Qualitätssicherung als auch  
kostendämpfende Auswirkungen zu erwarten sein. 
 
Die koordinativen Tätigkeiten des Sozialpsychiatrischen Dienstes im engeren Sinne 
beschränken sich aktuell auf die Außenvertretung des Sozialpsychiatrischen 
Dienstes, die Mitwirkung in der „Steuerungsstelle“ und auf abteilungsbezogene 
Vernetzungs- und Controllingaufgaben im Bereich der psychiatrischen Versorgung, 
der Suchtkrankenhilfe und der Versorgung geistig und mehrfach Behinderter.  
 
 



Zusammenfassung des Jahresberichts 2010 
 

Koordinationsstelle für psychisch Kranke, Abhängigk eitskranke 
und geistig u. mehrfach behinderte Menschen 

 

 

Das Aufgabenprofil  des Koordinators für die Versorgungsbereiche der Zielgruppen 
psychisch kranke Menschen, abhängigkeitskranke Menschen und geistig und 
mehrfach behinderte Menschen umfasst Planung, Konzeptentwicklung, 
Projektsteuerung Gremienarbeit und Vernetzung sowie Gesundheits-
berichterstattung. Neben den Regelaufgaben im Rahmen der steuerungsrelevanten 
Gremien (Controllingausschüsse, Vertragskommission SGB XII, Gemeinsamer 
Ausschuss gem. BremAG SGB XII) sind für 2010 folgende Aspekte hervorzuheben.  

Einzelfallsteuerung  

�  Die Leitung des Begutachtungs-Teams ist auf die Koordinationsstelle 
übergegangen, da die zweite Arzt/Ärztin-Stelle bisher nicht wiederbesetzt werden 
konnte.  

�  Die einzelfallbezogene Zugangssteuerung zu 5 Modellprojekten erfolgt unter 
Mitwirkung des Koordinators  

Struktursteuerung  

�  Der kontinuierliche Fallzahlanstieg im Bereich Betreutes Wohnen für psychisch 
kranke Menschen hat sich im Jahr 2010 kontinuierlich fortgesetzt. Der Trend zur 
Fallzahlsteigerung im stationären Wohnen konnte gestoppt werden.  

�  Zusätzlich zu drei laufenden Modellprojekten sind im Jahr 2010 zwei weitere 
Modellprojekte im Bereich Wohnen implementiert worden, die auf 
Ambulantisierung, Fallzahl- und Kostenbegrenzung zielen. Wichtige 
Steuerungseffekte können zurzeit nur über Modellprojekte realisiert werden.  

�  Neue versorgungsstrukturbestimmende Projekte, Kapazitätsausweitungen der 
Leistungserbringer sowie der Abbau von Heimplätzen lassen sich nur begrenzt 
beeinflussen und steuern.  

Die Wirksamkeit von Maßnahmen der Einzelfall- und Struktursteuerung ist auf eine 
enge Kooperation mit dem Sozialamt angewiesen.  

 
 
 



 
G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 01.04.2011 
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
Amtsärztlicher und Sozialmedizinischer Dienst für E rwachsene 
 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.02. 
Produkt: Amtsärztliche und sozialmedizinische Aufgaben  
 für Erwachsene 
 
 
Leistungsnummer: 02 
Leistung: Rechtsmedizin und polizeiärztliche Aufgaben 
 
 
 
Kurzbeschreibung: Ärztliche Aufgaben für Polizei und Justiz einschließlich 

Begutachtung und Beweissicherung, Rufbereitschaft 
ganztägig. 

 
 
Eingesetzte Ressourcen:  4 Ärzte (anteilig), 1 Verwaltungskraft (anteilig) 
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/2 
 
 
Auftragsgrundlage: Magistratsbeschluss von 1979, Bremerhavener 

Gewahrsamsverordnung, Bremisches Gesetz über das 
Leichenwesen, StPO, u. a. 

 
 
Zielgruppe: Straffällige Personen, Leichen 
 
 
Ziele: Zeitnahe und qualitativ aussagefähige Begutachtung /  
 Befunderhebung im Sinne der Aufgabenstellung.  
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 02 
 

Rechtsmedizin und polizeiärztliche Aufgaben 

 

Quartal 2008 2007 2006 2005 
I 10 19 13 13 
II 13 20 15 18 
III 14 13 12 18 
IV 6 14 9 10 

Was soll gezählt werden? 
 
Einsätze mit Begutachtungen 
und Beratungen  

Summe  43 66 49 59 
I 4 1 3 0 
II 0 3 6 3 
III 1 2 3 3 
IV 3 4 1 3 

 
Medizinische Eingriffe/ 
Beweissicherung 

Summe 8 10 13 9 
I 11 14 10 10 
II 16 18 8 9 
III 17 18 16 2 
IV 15 9 15 9 

 
Forensische Leichenschauen 

Summe 59 57 49 30 
 
 

 

 

Quartal 2010 m w 2009 m w 
I 11 10 1 11 9 2 
II 16 13 3 14 12 2 
III 11 10 1 6 3 3 
IV 9 8 1 9 5 4 

 
Einsätze mit Begutachtungen 
und Beratungen  

Summe  47 41 6 40 29 11 
I 0 0 0 5 5 0 
II 1 1 0 1 1 0 
III 0 0 0 2 2 0 
IV 1 1 0 0 0 0 

 
Medizinische Eingriffe/ 
Beweissicherung 

Summe 2 2 0 8 8 0 
I 11 7 4 20 16 4 
II 14 12 2 15 12 3 
III 20 18 2 22 14 8 
IV 13 11 2 13 9 4 

 
Forensische Leichenschauen 

Summe 58 48 10 70 51 19 
 

��

��
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Bewertung ���W�P�F���#�W�U�D�N�K�E�M����

��
Eine hinreichend qualifizierte basale Versorgung im Sinne der gesetzlich vorgegebenen 
Aufgabenstellung kann personell derzeit nach wie vor aufrechterhalten werden. Allerdings 
sei an dieser Stelle nochmals auf eine sich zuspitzende Personalentwicklung hingewiesen.  
 
Auch besagte Verlagerung bzw. Auslagerung des forensischen Aufgabenbereiches - 
insbesondere hinsichtlich eines wünschenswerten Facharztstandards - bleibt in der 
Diskussion und ist im Ergebnis weiterhin offen. 
 
Im Rückgriff auf die polizeiliche Kriminalstatistik 2010 können zur Todesursachenermittlung 
unter Mitwirkung des Gesundheitsamtes folgende Zahlen genannt werden (in Klammern 
Vorjahreswerte 2006/2007/2008/2009):  
 
Die Gesamtzahl der Ermittlungen belief sich für das Jahr 2010 auf 155 (209/137/192/167/) 
Fälle. Es erfolgten insgesamt 11 Todesursachenermittlungen auf Initiative des 
Gesundheitsamtes (13/14/12/12). Davon waren von den betroffenen Personen 7 
weiblichen und 4 männlichen Geschlechts. In 2010 wurden zusammen 22 forensische 
Obduktionen durchgeführt (37/26/27/30). Hiervon wurden 3 Obduktionen, je eine 
männliche und zwei weibliche Personen, auf amtsärztliche Veranlassung hin durchgeführt. 
 
Hinsichtlich krankenhausassoziierter § 8-Fälle war im Vergleich zu den Vorjahren ein 
weiterer leichter Rückgang feststellbar. 2010 wurden 19 (23/21/23/30) Vorgänge 
bearbeitet. Die Geschlechterverteilung belief sich auf 13 männliche zu 6 weiblichen 
Patienten. 
 
Eine Verbesserung des Meldeverhaltens zuständiger Personen/Einrichtungen und der 
Qualität (hinsichtlich Plausibilität, Vollständigkeit und Einhaltung zeitlicher Vorgaben) der 
Todesbescheinigungen mussten erneut mehrfach vom Gesundheitsamt (bei 
Krankenhäusern, Ärzten/Ärztinnen, Bestattungsinstituten) angemahnt werden.  
 
Insgesamt betrachtet blieb das Aufgabenvolumen 2010 im Wesentlichen unverändert zu 
den Vorjahren.  
 
Auch hinsichtlich der Geschlechterverteilung manifestierte sich, bei wiederum deutlichem 
Überwiegen des männlichen Geschlechts, die bekannte vermehrte Repräsentanz des 
männlichen Geschlechts bei der Beteiligung an Suiziden und Gewaltkriminalität. (siehe 
auch Auflistung - Sterbefälle 2010 - im Anhang).  
 
Deutschlandweit starben so laut statistischem Bundesamt im Jahre 2008 beispielsweise 
insgesamt 9451 Menschen durch vorsätzliche Selbstbeschädigung (Suizidrate 11.5/ 
100 000 Einwohner). Das umfasste 1,1 % aller Todesursachen und damit mehr als doppelt 
so viel Tote wie durch Verkehrsunfälle. Durch Selbsttötung starben demnach fast dreimal 
mehr Männer als Frauen.  
Selbstverletzendes Verhalten wird dagegen häufiger bei Frauen festgestellt.  

��

��
 
 
 
 
 
Gesundheitsamt Bremerhaven 
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Amtsärztlicher und Sozialmedizinischer Dienst für E rwachsene 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.02. 
Produkt: Amtsärztliche und sozialmedizinische Aufgaben  
 für Erwachsene 
 
Leistungsnummer:  08 
Leistung: Amtsärztliche Personaluntersuchungen 
 
 
Kurzbeschreibung: Medizinische Untersuchungen hinsichtlich spezifischer 

Tauglichkeit, Dienst- und Arbeitsunfähigkeit, Erwerbsun-
fähigkeit, Dienstunfallgeschehen, Notwendigkeit und 
Angemessenheit rehabilitativer Maßnahmen 

 
 
Eingesetzte Ressourcen:  2 Ärzte (anteilig), 2 Verwaltungskräfte (anteilig) 
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/2 
 
 
Auftragsgrundlage: Bestimmungen aus BAT und Beamtenrecht 
 
 
Zielgruppe: BerufsbewerberInnen, Angestellte und BeamtInnen der Stadt 

und überregionaler Behörden 
 
 
Ziele: Zeitnahe und qualitativ aussagefähige Begutachtung / 

Befunderhebung im Sinne der Aufgabenstellung.  
 

��

��
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Leistungsdaten: ��
                  
Leistung 08 
 
Amtsärztliche Personaluntersuchungen 
Was soll gezählt werden? Quartal  2010 2009 2008 2007 2006 
 I 173 185 175 162 134 
Amtsärztliche Beratungen  und  II 181 184 158 156 153 
Begutachtungen von Personal III 168 125 137 131 98 
 IV 143 131 126 156 158 
 Summe 665 625 596 605 543 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
Auftraggeberzufriedenheit hinsichtlich Zeitnähe und effektiver Verwertbarkeit der Gutachten, 
Klientenzufriedenheit hinsichtlich Zeitmanagement und Umgang. 

��

��
Bewertung und Ausblick:  
 
Fragestellungen und Untersuchungsanlässe finden sich in den tabellarischen Übersichten 
in ihrer Geschlechts- und Alterzugehörigkeit wieder. 
 
Die amtsärztlichen Personaluntersuchungen wiesen 2010 erneut eine Zunahme auf.  
Dabei blieb die Anzahl von Verbeamtungen in etwa gleich, auch die gesundheitliche 
Überprüfung der Dienstfähigkeit von Angestellten, wohingegen die gesundheitliche 
Überprüfung von BeamtInnen im Allgemeinen Verwaltungsdienst im Vergleich zum Vorjahr 
eine deutlich zunehmende Tendenz zeigte.  
 
Bei den Dienstunfähigkeitsuntersuchungen von FeuerwehrbeamtInnen und LehrerInnen 
ergab sich im Vergleich zum Vorjahr eine leichte Abnahme. Eine Zunahme war dagegen 
bei den  PolizeibeamtInnen (hier besonders in der Altergruppe der 40 – 49 jährigen 
männlichen Beamten) zu verzeichnen.  
 
Eine deutliche Zunahme gab es auch im Bereich der Dienstunfälle. Hier zeigten sich 
insbesondere männliche Bedienstete betroffen mit wiederum auffälligen Häufigkeiten in 
den Altersgruppen 30 – 39 Jahre und 50 – 59 Jahre. 
 
Erstaunlich konstant verhielt sich im Vergleich zu 2009 die Anzahl der 
Indikationsüberprüfungen von Sanatoriumsmaßnahmen, wobei (bei wiederum männlicher 
Dominanz) die Gesamtzahl von 112 Überprüfungen identisch zum Vorjahr blieb. 
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Amtsärztliche Untersuchungen von Magistratspersonal  nach 
Untersuchungsanlass, Altersgruppe und Geschlecht 

��

��
Unters.-Anlass  Geschlecht  Alter<Standard>  Vorgänge  

ab 70 1 weiblich  
Gesamt  1 

Attestbestätigung  

Gesamt   1 

25 - 29 6 
30 - 39 19 
40 - 49 16 

männlich  

Gesamt  41 
25 - 29 6 
30 - 39 17 
40 - 49 7 

weiblich  

Gesamt  30 

Verbeamtung auf Lebenszeit  

Gesamt   71 

20 - 24 3 
25 - 29 2 
30 - 39 9 
40 - 49 6 

männlich  

Gesamt  20 
20 - 24 1 
25 - 29 17 
30 - 39 17 
40 - 49 6 

weiblich  

Gesamt  41 

Verbeamtung auf Probe  

Gesamt   61 

50 - 59 5 
60 - 69 1 

männlich  

Gesamt  6 
30 - 39 3 
40 - 49 4 
50 - 59 3 

weiblich  

Gesamt  10 

Dienstfähigkeit Allg. Verwaltungsbeamte  

Gesamt   16 

40 - 49 1 
50 - 59 2 
60 - 69 1 

männlich  

Gesamt  4 
30 - 39 1 
50 - 59 2 
60 - 69 1 

weiblich  

Gesamt  4 

Dienstfähigkeit Angestellte  

Gesamt   8 

25 - 29 8 

30 - 39 6 
40 - 49 2 
50 - 59 3 

Dienstfähigkeit Feuerwehr  männlich 

Gesamt  19 
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Gesamt   19 

30 - 39 1 
40 - 49 1 
50 - 59 20 
60 - 69 20 

männlich  

Gesamt  42 
25 - 29 1 
30 - 39 8 
40 - 49 11 
50 - 59 25 
60 - 69 6 

weiblich  

Gesamt  51 

Dienstfähigkeit Lehrer  

Gesamt   93 

30 - 39 1 männlich  
Gesamt  1 

Dienstfähigkeit Lohnempfänger  

Gesamt   1 

20 - 24 2 
30 - 39 10 
40 - 49 27 
50 - 59 31 

männlich  

Gesamt  70 
20 - 24 4 
30 - 39 3 
40 - 49 3 

weiblich  

Gesamt  10 

Dienstfähigkeit Polizei  

Gesamt   80 

20 - 24 3 
25 - 29 22 
30 - 39 42 
40 - 49 29 
50 - 59 38 
60 - 69 6 

männlich  

Gesamt  140 
16 - 19 3 
20 - 24 3 
25 - 29 3 
30 - 39 8 
40 - 49 8 
50 - 59 15 
60 - 69 1 

weiblich 

Gesamt  41 

Dienstunfall  

Gesamt   181 

20 - 24 3 
25 - 29 1 
30 - 39 2 
50 - 59 1 

männlich 

Gesamt  7 

Einstellung  

Gesamt   7 

60 - 69 1 
ab 70 1 

männlich 

Gesamt  2 

Fahrtauglichkeit, Erlaubnis zur Fahrgastbeförderung , 
Drogenscreening  

Gesamt   2 
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25 - 29 1 
30 - 39 4 
40 - 49 14 
50 - 59 17 
60 - 69 16 
ab 70 16 

männlich 

Gesamt  68 
25 - 29 4 
30 - 39 6 
40 - 49 4 
50 - 59 15 
60 - 69 9 
ab 70 6 

weiblich 

Gesamt  44 

Sanatoriumsaufenthalt  

Gesamt   112 

40 - 49 4 
50 - 59 1 
ab 70 1 

männlich  

Gesamt  6 
25 - 29 1 
50 - 59 1 
ab 70 1 

weiblich  

Gesamt  3 

Sonstige Beihilfen  

Gesamt   9 

50 - 59 1 männlich 
Gesamt  1 
50 - 59 1 weiblich 
Gesamt  1 

Verminderung der Pflichtstundenzahl  

Gesamt   2 

50 - 59 1 männlich 
Gesamt  1 
50 - 59 1 weiblich 
Gesamt  1 

Versetzung in den Ruhestand  

Gesamt   2 

Gesamt    665 

��

��

��

��
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��
Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
 
Amtsärztlicher und Sozialmedizinischer Dienst für E rwachsene 

��

��
Produktnummer: 03.53.1.02. 
Produkt: Amtsärztliche und sozialmedizinische Aufgaben  
 für Erwachsene 
 
Leistungsnummer: 09    
Leistung Sonstige amtsärztliche / sozialmedizinische 

Begutachtungen und Beratungen 
 Sonstige ärztliche Beratungen oder Begutachtungen 
 Leichenschauen vor Feuerbestattung, Überführung,  
 Umbettung, Leichenpässe 
 
 
Kurzbeschreibung: Medizinische Untersuchungen / Beratungen hinsichtlich 

diverser Anfragen öffentlicher und privater Auftraggeber 
 
 
Eingesetzte Ressourcen:       2 Ärzte (anteilig), 2 Verwaltungskräfte (anteilig)  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/2 
 
 
Auftragsgrundlage: Diverse gesetzliche Bestimmungen (z. B. Bremisches 

ÖGDG, Bremisches Gesetz über das Leichenwesen, 
Prüfungs- bzw. Ausbildungsverordnungen, Einreise-
bestimmungen, Sozialrecht, Straßenverkehrsrecht u. a.) 
sowie individuelle Anfragen. 

 
 
Zielgruppe: Betroffene 
 
 
Ziele: Zeitnahe und qualitativ aussagefähige Begutachtung/ 

Befunderhebung im Sinne der Aufgabenstellung 
  
 

��
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Leistungsdaten:  
 
Leistung 09 
 
Sonstige amtsärztliche / sozialmedizinische Begutac htungen und Beratungen 

Quartal  2009 2008 2007 2006 
I 63 106 375 351 
II 53 49 298 207 
III 42 46 270 284 
IV 34 43 293 283 

Summe 192 244 1.236 1.125 
 

Quartal 2010  
 Summe m w  

I 34      21      13  
II 36      16      20  

III 30      12      18  
IV 24        8      16  

Was soll gezählt werden? 
 
Sonstige amtsärztliche / sozial-
medizinische Begutachtungen  
und Beratungen* 
. 

Summe 124 57 67  

�#�P�O�G�T�M�W�P�I�������%�H�J�L�Q�Q�H�Q�G���P�L�W���G�H�P���-�D�K�U�������������Z�X�U�G�H���G�L�H���%�H�U�D�W�X�Q�J�V�W�l�W�L�J�N�H�L�W���L�P���D�P�W�V�l�U�]�W�O�L�F�K�H�Q��

�'�L�H�Q�V�W���U�H�G�X�]�L�H�U�W�����6�R���Z�X�U�G�H�Q���]�����%�����%�H�U�D�W�X�Q�J�H�Q���P�L�W���J�H�V�X�Q�G�K�H�L�W�V�Y�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J�V�W�H�F�K�Q�L�V�F�K�H�Q���R�G�H�U��

�D�O�O�J�H�P�H�L�Q���P�H�G�L�]�L�Q�L�V�F�K�H�Q���,�Q�K�D�O�W�H�Q���Z�H�L�W�H�V�W�J�H�K�H�Q�G���H�L�Q�J�H�V�W�H�O�O�W�����6�H�O�E�V�W�Y�H�U�V�W�l�Q�G�O�L�F�K���N�R�Q�Q�W�H���D�X�I��

�E�H�V�D�J�W�H���%�H�U�D�W�X�Q�J�H�Q�������Y�R�U���D�O�O�H�P���W�H�O�H�I�R�Q�V�L�F�K�H�U���$�U�W�������Q�L�F�K�W���J�l�Q�]�O�L�F�K���Y�H�U�]�L�F�K�W�H�W���Z�H�U�G�H�Q�����'�L�H�V�H��

�Z�H�U�G�H�Q���D�E�H�U���Q�L�F�K�W���P�H�K�U���J�H�V�R�Q�G�H�U�W���H�U�I�D�V�V�W�����$�Q�Q�l�K�H�U�X�Q�J�V�Z�H�L�V�H���O�L�H�J�W���G�L�H���$�Q�]�D�K�O���G�H�U���%�H�U�D�W�X�Q�J�H�Q��

�E�H�L�����������������������S�U�R���4�X�D�U�W�D�O�����6�H�L�W�������������Z�H�U�G�H�Q���D�X�V�V�F�K�O�L�H�‰�O�L�F�K���V�F�K�U�L�I�W�O�L�F�K�H���%�H�J�X�W�D�F�K�W�X�Q�J�H�Q��

�D�E�J�H�E�L�O�G�H�W����

��
 Quartal 2009 2008 2007 2006 

I 875 856 736 780 
II 720 694 724 717 
III 655 723 740 714 
IV 728 826 734 658 

 
Aufgaben im Bereich 
Leichenwesen: Leichenschauen 
vor Feuerbestattung, 
Genehmigungen im Rahmen des 
Leichen- und Bestattungswesens Summe 2.978 3.099 2.934 2.869 

Quartal 2010    
I 779    
II 754    
III 634    
IV 717    

 
 
 

Summe 2.884    

Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 
Auftraggeberzufriedenheit hinsichtlich Zeitnähe und effektiver Verwertbarkeit der 
Gutachten, Klientenzufriedenheit hinsichtlich Zeitmanagement und Umgang. 
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Bewertung und Ausblick:  
 
Im Bereich „sonstige amtsärztliche/sozialmedizinische Begutachtungen und Beratungen“ 
(u. a. Überprüfung von Attesten wegen angeblicher Prüfungsverhinderung, BTM-
Verordnungen vor Auslandsreisen, Reisefähigkeitsbeurteilungen von auszuweisenden 
Personen, Anfragen von Finanzamt, Sozialamt und Arge usw.) verhielt sich die quantitative 
Entwicklung rückläufig. So beschränkten sich beispielsweise auch Untersuchungsanlässe 
zur Fahrtauglichkeit nur noch auf Fragestellungen im Zusammenhang mit 
allgemeinmedizinischen bzw. mit altersdegenerativen Vorgängen. Die gutachterliche 
Beantwortung von Fragestellungen im Zusammenhang mit Drogenkonsum wurde 2010 
gänzlich eingestellt. Dies vor dem Hintergrund zwingender neuerer 
Qualitätsanforderungen, die vom Amt sowohl in struktureller als auch in personeller 
Hinsicht nicht vorgehalten werden können. 
 
Im Bereich des Leichenwesens manifestierte sich im Jahresvergleich zwar ein leichter 
Rückgang der Feuerbestattungen, gleichwohl blieben die zeitlichen Inanspruchnahmen 
durch extern (also nicht in den dafür vorgesehenen Räumlichkeiten des 
Gesundheitsamtes) angeforderte Leichenschauen in großer Zahl erhalten.   
 
Im Jahr 2010 wurden im Vergleich zum Vorjahr etwas weniger Sterbefälle von in 
Bremerhaven gemeldeten Personen registriert. Die anliegenden tabellarischen 
Aufstellungen und Grafiken zeigen, teilweise je Quartal, die Aufteilung der Sterbefälle nach 
Altersgruppe, Geschlecht und Todesart. Wesentliche normative Abweichungen traten 
hierbei nicht in Erscheinung. 
 
Insgesamt ist das derzeitige Auftragsvolumen mit den vorhandenen Personalressourcen  
und dem derzeitigen Begutachtungsstandard noch leistbar. Inwieweit durch auch 
zukünftige weitere Personaleinsparungen und dadurch sich ergebende Arbeitsverdichtung 
bzw. Aufgabenumverteilung Engpässe entstehen, bleibt abzuwarten. Auf sich 
abzeichnende personelle Problembereiche bzw. Belastungsgrenzen wurde bereits in 
vorangehenden Jahresberichten bzw. an anderer Stelle hingewiesen. Sie haben weiterhin 
Bestand. 
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Sonstige amtsärztliche / sozialmedizinische Begutac htungen nach 

Untersuchungsanlass, Altersgruppen und Geschlecht. 
 
 

 
Untersuchungs-Anlass  Geschlecht  Alter<Standard>  Vorgänge  

20 - 24 1 
40 - 49 1 
50 - 59 1 
60 - 69 1 

männlich  

Gesamt  4 

Aktenversand 21.40  

Gesamt   4 

16 - 19 2 
20 - 24 1 
50 - 59 3 
ab 70 1 

männlich  

Gesamt  7 
20 - 24 1 weiblich  
Gesamt  1 

Attestbestätigung  

Gesamt   8 

16 - 19 1 
25 - 29 3 
30 - 39 2 
50 - 59 1 

männlich  

Gesamt  7 
20 - 24 1 
25 - 29 2 
30 - 39 5 

weiblich  

Gesamt  8 

Verbeamtung auf Lebenszeit  

Gesamt   15 

25 - 29 2 
30 - 39 1 
40 - 49 1 

männlich  

Gesamt  4 
20 - 24 1 
25 - 29 8 

weiblich  

Gesamt  9 

Verbeamtung auf Probe  

Gesamt   13 

40 - 49 2 
50 - 59 5 
60 - 69 1 

männlich  

Gesamt  8 
30 - 39 1 
50 - 59 1 

weiblich  

Gesamt  2 

Dienstfähigkeit Allg. Verwaltungsbeamte  

Gesamt   10 

30 - 39 1 männlich  
Gesamt  1 
40 - 49 1 
50 - 59 3 

Dienstfähigkeit Angestellte  

weiblich  

Gesamt  4 
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Gesamt   5 

50 - 59 1 männlich  
Gesamt  1 

Dienstfähigkeit Lehrer  

Gesamt   1 

16 - 19 1 männlich  
Gesamt  1 
50 - 59 1 weiblich 
Gesamt  1 

Dienstfähigkeit Lohnempfänger  

Gesamt   2 

25 - 29 1 
30 - 39 1 
40 - 49 1 

männlich  

Gesamt  3 

Dienstfähigkeit Polizei  

Gesamt   3 

20 - 24 1 
40 - 49 2 

männlich  

Gesamt  3 
25 - 29 1 weiblich  
Gesamt  1 

Dienstfähigkeit sonstiges  

Gesamt   4 

40 - 49 1 weiblich  
Gesamt  1 

Einstellung  

Gesamt   1 

50 - 59 1 
60 - 69 2 
ab 70 1 

männlich  

Gesamt  4 
ab 70 1 weiblich  
Gesamt  1 

Fahrtauglichkeit, Erlaubnis zur Fahrgastbeförderung , 
Drogenscreening  

Gesamt   5 

40 - 49 1 
50 - 59 5 
60 - 69 1 
ab 70 1 

männlich  

Gesamt  8 
50 - 59 1 
ab 70 1 

weiblich  

Gesamt  2 

Sanatoriumsaufenthalt  

Gesamt   10 

40 - 49 1 weiblich 
Gesamt  1 

SGB II: Ernährungszulage  

Gesamt   1 

bis 15  1 männlich  
Gesamt  1 

SGB XII: Eingliederung Kinder/Jugendliche  

Gesamt   1 

60 - 69 1 weiblich  
Gesamt  1 

SGB XII: Ernährungszulage 21.11B  

Gesamt   1 

40 - 49 1 weiblich  
Gesamt  1 

SGB: Erwerbsfähigkeit  

Gesamt   1 
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50 - 59 1 männlich  
Gesamt  1 

Sonstige Beihilfen  

Gesamt   1 

60 - 69 1 weiblich  
Gesamt  1 

Sonstiges 53/21  

Gesamt   1 

40 - 49 1 
50 - 59 1 

männlich  

Gesamt  2 
16 - 19 1 
20 - 24 4 
25 - 29 2 
30 - 39 6 
40 - 49 6 
50 - 59 4 

weiblich  

Gesamt  23 

Tagespflege  

Gesamt   25 

40 - 49 1 männlich 
Gesamt  1 

Untersuchungen für Gerichte / Zivilprozessgutachten  

Gesamt   1 

30 - 39 1 
40 - 49 1 
60 - 69 3 
ab 70 1 

männlich  

Gesamt  6 
30 - 39 3 
40 - 49 1 
60 - 69 1 
ab 70 2 

weiblich 

Gesamt  7 

Untersuchungen im Zuge polizeilicher Ermittlungen  

Gesamt   13 

50 - 59 1 weiblich  
Gesamt  1 

Versetzung in den Ruhestand  

Gesamt   1 

Gesamt    127 
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Sterbefälle 2010  
��

��

natürlicher Tod 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Ges. 

Altersgruppe M W  ges. M W  ges. M W  ges. M W  ges.   

< 1 2  2    1 1 2    4 

>= 90 11 27 38 4 40 44 9 26 35 7 33 40 157 

30 - 34    1  1       1 

35 - 39  1 1 2 1 3 2  2 1 1 2 8 

40 - 44 1  1 3  3 1 2 3 3 1 4 11 

45 - 49 1 2 3 2 2 4 2 1 3 9 2 11 21 

50 - 54 6 4 10 6 3 9 5 2 7 4 2 6 32 

55 - 59 8 7 15 12 7 19 4 6 10 5 6 11 55 

60 - 64 15 14 29 11 7 18 12 6 18 10 9 19 84 

65 - 69 25 12 37 15 10 25 22 5 27 19 8 27 116 

70 - 74 28 21 49 26 10 36 15 13 28 26 16 42 155 

75 - 79 28 27 55 12 17 29 28 8 36 27 19 46 166 

80 - 84 26 38 64 31 35 66 26 29 55 23 26 49 234 

85 - 89 15 33 48 15 36 51 14 29 43 30 40 70 212 

Ges. 166 186 352 140 168 308 141 128 269 164 163 327 1256 

 

��
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��
 
 
 Ungeklärt 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Ges. 

Altersgruppe M W  ges. M W ges.  M W ges.  M W ges.    

15 - 19           1 1 1 

25 - 29    1 1 2       2 

35 - 39        1 1    1 

40 - 44 2 1 3 2  2 2  2    7 

45 - 49 1 2 3 1  1    1  1 5 

50 - 54 2  2 1 1 2 2 1 3    7 

55 - 59 1  1    1  1    2 

60 - 64    1  1       1 

65 - 69 1  1  1 1       2 

70 - 74    1  1    1  1 2 

75 - 79 1  1 1  1 1 1 2 1 1 2 6 

80 - 84  1 1  1 1  1 1    3 

85 - 89 1  1          1 

90+    1  1       1 

Ges. 9 4 13 9 4 13 6 4 10 3 2 5 41 

 

��

1

6

3

5

2

1 1

2

4

1 11 1 1 1

2 2

1

2

3

0

1

2

3

4

5

6

7

15 -
19

25 -
29

35 -
39

40 -
44

45 -
49

50 -
54

55 -
59

60 -
64

65 -
69

70 -
74

75 -
79

80 -
84

85 -
89

90+

M

W

 
��

��

��



 18 

��

��

��

��
 
 
 Suizid 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal  Ges. 

Altersgruppe M  Ges. M  Ges. M  Ges. M     

25 - 29     1 1   1 

35 - 39   1 1     1 

40 - 44 1 1     1 1 2 

70 - 74       1 1 1 

75 - 79     1 1   1 

80 - 84     1 1   1 

90+       1 1 1 

Ges. 1 1 1 1 3 3 3 3 8 
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 Nichtnatürliche 1. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Ges. 

Altersgruppe M W  ges. M W ges. M W ges.   

30 - 34 1  1       1 

45 - 49    1 1 2    2 

55 - 59       1  1 1 

70 - 74 1  1    1  1 2 

75 - 79  1 1       1 

80 - 84        1 1 1 

90+  1 1       1 

Ges. 2 2 4 1 1 2 2 1 3 9 
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
 
Sozialmedizinischer Dienst für chronisch Kranke und  Behinderte (SMD) 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.02. 
Produkt Amtsärztliche und Sozialmedizinische Aufgaben für  

Erwachsene  
 
Leistungsnummer:  09 
Leistung:   Sonstige amtsärztliche/sozialmedizinische Begutach-  

tungen und Beratungen:  
Ärztliche Begutachtungen nach dem PflegeVG / SGB XII 

 
Leistungsnummer:  11 
Leistung:   Sozialpädagogische Begutachtungen und Beratungen:  
 Nichtärztliche Begutachtungen nach dem PflegeVG / SGB XII. 

Sozialpädagogische Beratungen. 
 
Kurzbeschreibung:  Begutachtungen und Beratungen von Betroffenen und Angehöri-

gen. Fragestellungen überwiegend auf Anforderungen des Sozial-
amtes, des Amtes für Schwerbehinderte und anderer Institutionen 
wie z. B. polizeiliche Meldungen und Meldungen aus der Bevölke-
rung. 

 
Eingesetzte Ressourcen:  
1 Ärztin (0,5 Stelle), 1 Arzt (anteilig); 2,5 Sozial-Pädagoginnen;  
 
Verantwortliche Stelle: Kommissarisch der Amtsleiter 
 
Auftragsgrundlage: SGB XII, PflegeVG, ÖGDG – Bremen und andere rechtliche 
 Grundlagen, z.B. für Blinde 
 
Zielgruppe: Erwachsene Behinderte, chronisch multiple Kranke, Tumorpatien-

ten, demente Patienten, chronisch kranke Senioren, so wie deren 
Angehörige 

 
Ziele: Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung für hilfe- und 

pflegebedürftige Menschen und deren Angehörigen.  
 Erstellung von zeitnahen Gutachten für AntragstellerInnen und 

zweckdienlichen Beratungen zur Optimierung der Hilfeleistungen.  
 Verbesserung der Zusammenarbeit aller Beteiligten (Kranken-

häuser (Sozialstation, Überleitungsstelle), Ärzte/Ärztinnen, ambu-
lante Pflegedienste, Sozialamt, Ausländerbehörde, Alten- und 
Pflegeheime, Selbsthilfegruppen usw.) bei der Vermittlung von Hil-
feleistungen und Beratungen. 
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Leistungsdaten: 
 
Leistungen 09 
 
Sonstige amtsärztliche/sozialpädagogische Begutacht ungen und Beratungen 
Was soll gezählt werden? Quartal  2010 2009 2008 2007 2006 

I 263 110    
II 242 124    
III 194 276    
IV 227 375    

 
Zahl der ärztlichen Begutachtungen 
nach dem PflegeVG / SGB XII und 
Beratungen 

Summe  926 885 145  695 
Anmerkungen:  
Neben ärztlichen Begutachtungen nach dem PflegeVG / SGB werden seit 2009 auch ärztliche Bera-
tungen erfasst. Für den Bereich 53/24 waren dies im Berichtsjahr 240 Begutachtungen und 686 Bera-
tungen. (Vorjahr: 339 Begutachtungen, 546 Beratungen) 
Leistung 11 
 
Sozialpädagogische Begutachtungen und Beratungen  

Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 
I 161 215  190 187 
II 159 174   175 
III 176 198   207 
IV 170 130   173 

 
Zahl der nichtärztlichen Begutach-
tungen nach dem PflegeVG / SGB 
XII 

Summe  666 717 407  742 
I 248 148  152 134 
II 231 139   148 
III 244 156   152 
IV 200 98   133 

 
Zahl der sonstigen sozialpädagogi-
schen Beratungen 

Summe  923 541 514  567 
Womit kann die Qualität gemessen und wahrgenommen werden? 
1. Das Team konnte seine Tätigkeiten multiprofessionell und abteilungsübergreifend dar-

stellen. Für Antragsteller und Angehörige erfolgten Betreuung und Beratung zeitnah. Die 
Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten in den Krankenhäusern konnte verbessert wer-
den. 

2. Im Team wurden Fort- und Weiterbildungen im möglichen Rahmen umgesetzt. 
Angestrebte Qualitätsziele: 
Zufriedenheit von Klienten und deren Angehörigen sowie der Öffentlichkeit durch Vermei-
dung von Wartezeiten und erfolgreichen Eingliederungshilfen. 
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Bewertung und Ausblick:  
Einerseits nahm die Zufriedenheit der Zusammenarbeit zwischen dem Fachdienst und den be-
teiligten Institutionen zu, andererseits war in 2010 ein Anstieg von Widersprüchen zu verzeich-
nen. Dies ist mit einem veränderten Anspruchsdenken und den veränderten gesetzlichen Rah-
menbedingungen zu erklären. 
 
Der Handlungsauftrag für das Gesundheitsamt erfolgt auf der Grundlage des SGB XII. Das 
SGB XII enthält eine Reihe von Leistungsverpflichtungen der Kommunen als Sozialhilfeträger, 
die in besonderer Weise die Belange älterer und hilfebedürftiger Menschen zum Gegenstand 
haben: 
 
- Insbesondere Leistung der Hilfe zur Pflege in ihrer quantitativen und qualitativen Funktion in 

Ergänzung zur Pflegeversicherung. 
 
- Sozialhilfeträger haben auch dann Pflegeleistung zu übernehmen, wenn die Pflege-

versicherung noch nicht eintrittspflichtig ist, d. h. im Rahmen der Pflegestufe 0. 
 
Die Sozialhilfeträger haben auch Bedarfe anzuerkennen, die die Pflegeversicherung nicht aner-
kennen muss (z. B. Hilfen zur Weiterführung des Haushaltes).  
Durch Eingliederung sollten Behinderte ihr Leben möglichst selbständig – also unabhängig von 
Hilfe gestalten. 
Schnelle Versorgung und Hilfen für die Menschen, die durch polizeiliche Meldungen von Miss-
ständen oder Gesundheitsgefährdung an den Fachdienst weitergeleitet werden, fallen in das 
Aufgabengebiet des sozialmedizinischen Dienstes. 
 
Aufgaben:  
Zielgruppe sind insbesondere ältere Menschen und chronisch Erkrankte: 
Die Betreuung der Älteren durch Angehörige kann häufig aus beruflichen, familiären oder ande-
ren Gründen dieser Personen nicht mehr erfolgen.  
Inhaltliches Kernstück bleibt die Unterstützung für Menschen, die Hilfe benötigen. Dies benötigt 
eine Planung, die sich an der realen Lebenssituation orientiert. Abstimmung und Vernetzung mit 
allen zuständigen Institutionen und Professionen.  
Wohnheim, Betreutes Wohnen, Kurzzeitpflege u. a. zur Entlastung der Pflegepersonen oder 
nach Entlassung aus dem Krankenhaus ohne die Möglichkeit der adäquaten häuslichen Ver-
sorgung. 
Hilfen bei Wohnungswechsel / Umbaumaßnahmen, Umzug in Betreutes Wohnen oder andere 
Wohnformen. 
Hilfsmittelbeschaffung / Rehabilitationsmaßnahmen (ambulant und stationär) 
Krankenkostzulagen / krankheitsbedingter Bekleidungsbedarf 
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Einige Aspekte zu den Veränderungen der Rahmenbedin gungen: 

 
Die Personalstruktur des Fachdienstes ist 2010 unverändert geblieben. 
 
Auf den demographischen Aspekt innerhalb des Fachgebietes ist bereits in den Vorjahren ein-
gehend eingegangen worden. 
 
Darüber sind folgende Aspekte weiterhin wie im Vorjahr zu benennen: 
In den 11 Altenwohn- und Pflegeheimen leben gegenwärtig ca. 800 Senioren/innen. In den ein-
zelnen Pflegestufen, insbesondere in den Stufen 1 und 2 sind mehr Frauen als Männer zu ver-
zeichnen. 
Bei den Demenzerkrankungen, sowohl ambulant als auch im stationären Pflegebereich, sind 
die Frauen wesentlich häufiger vertreten. Diese epidemiologisch abgesicherte Aussage ist u. a. 
auf die höhere Lebenserwartung der Frauen zurückzuführen. 
 
Bei den verschiedenen Anträgen für den Bereich 53.24 sind die über 60-jährigen zahlenmäßig 
an erster Stelle. 
Die Beratungen des Fachdienstes nehmen beide Geschlechter ungefähr gleich in Anspruch. 
Angehörige und Bezugspersonen informieren sich häufiger im Auftrag von betroffenen Antrag-
stellerInnen. 
Bei den ergänzenden Hilfen zur Pflege, beim hauswirtschaftlichen Bedarf und der Pflegeeinstu-
fung sind die Frauen häufiger vertreten als die gleichaltrigen Männer. An dieser Stelle ist be-
sonders auf die komplexere und somit schwierigere soziale Situation der Frauen hinzuweisen.  
Die Gender - Aspekte fokussieren sich u. a. auf die soziale Situation der Geschlechter und auf 
die unterschiedliche Lebenserwartung. Erwähnt werden sollte an dieser Stelle, dass die Männer 
mittlerweile in der Lebenserwartung nachziehen. 
 
 
 
 
Polizeiliche und anonyme Meldungen wegen bedrohlicher Lebenssituationen nehmen leider 
merklich zu. Hier ist meist schnelle Hilfe mitunter auch gegen den Willen der Betroffenen not-
wendig. 
Von Verwahrlosung und Vereinsamung (Kombination) sind mehr Männer als Frauen betroffen. 
Dies führt häufig im weiteren Leben zum „früheren Sterben“ in der Einsamkeit. 
Die Vereinsamung von Seniorinnen hat zugenommen. Im Bereich der Todesermittlungen sind 
vereinsamte Frauen mittlerweile häufiger vertreten. 
Patenschaften, ehrenamtliche Kümmerer und professionelle Hilfeanbieter könnten hier ein An-
satz zur besseren Versorgung darstellen. Neben der Vermittlung der oben genannten Kontakte 
fallen auch Anregungen einer gesetzlichen Betreuung in den Aufgabenbereich unseres Diens-
tes. 
 
 
 
 



G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 23. 02. 2011 
53/22+23 �  0471/ 590-2856 
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
Beratungsstelle bei sexuell übertragbaren Erkrankun gen (STD)  
 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.02. 
Produkt: Amtsärztliche und sozialmedizinische Aufgaben  
 für Erwachsene 
 
Leistungsnummer: 03  
Leistung: Sozialmedizinische Aufgaben im Bereich sexuell über tragbarer 

Erkrankungen (STD)  
 
 
Kurzbeschreibung: Beratung, Betreuung, Vermittlung, Information, 

Präventionsmaßnahmen, Untersuchung von Prostituiert en, 
aufsuchende Arbeit 

 
1. Bevölkerungsmedizinischer Ansatz 
·  Moderation des Forums zu STD und HIV/ AIDS 

(gesundheitsforum.bremerhaven.de) 
·  Fortführung des Projektes „Auf ein Wort am stillen Ort“ 
·  Gruppen bezogene Prävention und Beratung besonderer 

Zielgruppen  
·  Präventionsveranstaltungen in Schulen (u. a. Sek I- und Sek II 

Bereich, Berufsbildende Schulen) 
·  Öffentlichkeitsarbeit  
·  Aktionen und Kampagnen 
·  Männersprechstunde  
·  Betreuung und Unterstützung von SchülerInnen in Projekten  
·  Ausbildung und Begleitung von PraktikantInnen 
·  Mitarbeit in der AG Nord 
·  Vernetzungsarbeit (u. a. „Lernen vor Ort“, Nitribitt, BBMeZ, AWO, 

PädZ, Netzwerk Migration, pro familia e.V., afz ) 
·  Überregionale Abstimmung der Beratungsinhalte und   

 -standards 
·  Teilnahme an der KABP*- Studie des RKI 
·  Teilnahme an der PARIS**- Studie des RKI 
·  Runder Tisch „Frauenhandel und Zwangsprostitution“ 
·  STD- bezogene Impfberatung 
·  Freierarbeit 
·  Beratung zu Tuberkulose 
 
2. Individualmedizinischer Ansatz 
·  Anonyme Beratung, persönlich, telefonisch, im moderierten Forum 

und per e-mail, in und nach Risikosituationen 
·  Untersuchung, Diagnostik und Behandlung von STD  

 
 
 
*KABP- Studie = Knowledge, attitudes, behaviour and practices: Erhebung von Verhaltensdaten in Populationen mit 
erhöhtem Risiko für sexuell übertragbare Infektionen in Deutschland 
**PARIS- Studie = Pharyngeal and rectal infection screening study: Substudie zur Prävalenz pharyngealer und rektaler 
sexuell übertragbarer Infektionen bei homosexuellen Männern und Sexarbeiterinnen 
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·  STD- bezogene Impfprophylaxe 
·  Längerfristige anonyme Betreuung und Unterstützung von 

Prostituierten zur medizinischen Versorgung und zur sozialen 
Sicherung 

·  Psychosoziale Beratung: problem-, bedürfnis-, und 
personenorientiert, Beratung zu jedem Zeitpunkt  der Prostitution 
bei Einstieg, Ausübung und Ausstieg 

o Aufsuchende Sozialarbeit an Orten der Prostitution 
o Unterstützung von Selbsthilfe  
o Wiedereingliederung in das medizinische 

Versorgungssystem  
o Persönliche Hilfen (Suchtberatung, Krisenintervention) 
o Beratung und Unterstützung zur Existenzsicherung 

(Kontaktaufnahme und Begleitung zu Behörden, Beratung in 
Sozialhilfefragen) 

o Bei Bedarf Weiterleitung in spezielle Diagnostik und 
Therapie (u. a. pro familia e. V., Zahnbehandlung, 
gynäkologische, augenärztliche und dermatologische 
Behandlung) 

o Hilfe zur Reintegration  
 
 
Eingesetzte Ressourcen: Anteile von 2,95 Stellen (0,65 Ärztin; 1,0 Sozialpädagoge; 0,65 

Krankenschwester; 0,65 Krankenschwester); Public Health 
PraktikantInnen (September 2009 bis Februar 2010; September 2010; 
Oktober 2010 bis voraussichtlich April 2011 ) 

 
 
Verantwortliche Stelle: 53/22 
 
 
Auftragsgrundlage: §§ 3, 13 und 22 ÖGDG, in Verbindung mit § 17 ÖGDG, 
 Infektionsschutzgesetz 
 
Zielgruppe: Alle sexuell aktiven Menschen, insbesondere Mitglieder spezieller 

Zielgruppen mit erhöhtem Risikoverhalten (Prostituierte sowie deren 
Partner, Freier und Zuhälter; MSM*) 
MitarbeiterInnen verschiedener öffentlicher Einrichtungen und 
Einrichtungen freier Träger u. a. Behörden, Institutionen  

 
Ziele: Information zu Infektionsrisiken und Schutzmöglichkeiten 

Förderung von Schutzmotivation und –verhalten in Risikosituationen 
Erkennen von Erkrankungen und Verhinderung ihrer 
Weiterverbreitung 
Medizinische Grundversorgung für Nichtversicherte (Ausbau eines 
medizinischen Netzes zur Ermöglichung von weiterführenden 
Untersuchungen für Nichtkrankenversicherte) 
Gesundheitsförderung  
Erkennen und Bekämpfung von Frauenhandel und Zwangsprostitution 
Ausstiegsberatung 
Vermittlung in soziale Hilfen 

*MSM= Männer die (auch) Sex mit Männern haben 
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Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 

I 248 215 196 166 175 
II 312 333 183 171 131 
III 289 246 225 177 152 
IV 295 333 274 236 133 

Was soll gezählt werden? 
 

Untersuchungen  

Summe 1.144 1.127 878 750 591 
I 1.140 1.049 885 808 775 
II 1.329 1.269 943 899 816 
III 1.314 1.012 855 733 595 
IV 1.310 1.216 939 1.052 829 

 

Beratungen und 
Kontakte 
 
 Summe 5.093 4.546 3.622 3.492 3.015 

I 19/54 17/56 10/40 12/37 5/15 
II 19/44 21/114 11/24 4/34 2/21 
III 16/42 28/86 7/30 12/30 7/27 
IV 62/103 77/120 38/86 28/55 21/33 

 

Impfungen/ 
Impfberatungen 
 

Summe 116/243 143/376 66/180 56/156 35/96 
I 7 5 5 15 11 
II 1 5 10 15 9 
III 3 2 9 13 6 
IV 6 3 5 11 17 

 

Info-Veranstaltungen 

Summe 17 15 29 54 43 
 
Womit kann die Qualität gemessen werden?  

 
Indikatoren bezüglich der medizinischen Versorgung im Rahmen der Untersuchungen: 
Klientenzufriedenheit, Wartezeiten, Erreichen von Zielgruppen mit besonderem 
Risikoverhalten (z. B. MSM), erfolgreiche Reintegration 
·  Männer nutzten die Internetpräsenz wie das moderierte Forum intensiv als Möglichkeit der 

Beratung und waren hierdurch gut zu erreichen. Bislang wurde das Forum 105.000mal 
angeklickt. 

·  Die Wartezeiten haben sich innerhalb der Sprechstunden verlängert. Die KlientInnen 
hielten sich zunehmend nicht an die Öffnungszeiten, sondern kamen zu jeder Zeit, was für 
die hohe Akzeptanz spricht.  

·  Die Prostituierten meldeten sich trotz Hemmung durch Sprachbarrieren häufiger 
telefonisch, was ebenfalls für das Vertrauen spricht. 
 

Indikatoren bezüglich der Informationsveranstaltung en und Projekte: 
Anteil erreichter Jugendlicher und Erwachsener, Akzeptanz des Angebots durch die 
Zielgruppen, Resonanz in der Öffentlichkeit 
·  Während der Gesundheitswoche wurde, zusätzlich zu einem Informationsstand, die 

Form eines offenen Angebotes gewählt, um mehr SchülerInnen ohne Voranmeldung einen 
Zugang zu den Themen HIV/AIDS und STD zu ermöglichen. 

·  Das von den MitarbeiterInnen durchgeführte Modul der Sexrallye „Alkohol und Sex- 
passt das zusammen“  ist mittlerweile fester Bestandteil von Präventionstagen (z. B. in 
Freizeittreffs und Schulen) gemeinsam mit der Suchtprävention Bremerhavener Schulen 
und weiteren Kooperationspartnern.  

·  Im Rahmen der „Nacht der Jugend“  im Dienstleistungszentrum Grünhöfe Bremerhaven 
konnten etwa 200 Jugendliche, vornehmlich mit Migrationshintergrund, erreicht werden. 

·  Unter der Schirmherrschaft von Frau Stadträtin Brigitte Lückert fand wie im Vorjahr 
dance4life unter dem Motto „start dancing, stop aids“ an zwei Schulen in Bremerhaven 
statt. Die vorangegangenen Schulungen erfolgten durch den Mitarbeiter der 
Beratungsstelle. 

·  Anlässlich des Welt- AIDS-Tages  stellten sich die Eishockeyspieler des REV 
Bremerhaven gemeinsam mit den MitarbeiterInnen der Beratungsstelle im Hanse Carré in 
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den Dienst der guten Sache. So konnten sich die Bürgerinnen und Bürger zu den Themen 
HIV/ AIDS und STD informieren und anschließend mit den Spielern und der roten Schleife, 
dem Symbol des Welt- AIDS- Tages, fotografieren lassen.  

·  Mit großem Erfolg wurde länderübergreifend der Mitmach- Parcours  der BzgA in 
Kooperation mit dem Gesundheitsamt Cuxhaven durchgeführt. 250 SchülerInnen der 
Humboldtschule und des Gymnasium Wesermünde, welches in Bremerhaven ansässig 
ist, nahmen mit großem Interesse daran teil. Währenddessen wurden die Lehrkräfte über 
den Parcours, die einzelnen Stationen und weiterführende Prävention informiert. 

 
 

Weibliche Klienten: 
Insgesamt suchten 235 Frauen (2009: 236) 801mal die Beratungsstelle auf. 205 von ihnen waren 
in der Prostitution tätig. Sie ließen sich im Rahmen der Sprechstunde durchschnittlich 3,4mal im 
Jahr 2010 untersuchen. 
92% der Sexarbeiterinnen, die die Beratungsstelle aufsuchten, sind im Ausland geboren. Die 
größte Gruppe bildeten 2010 mit 28,3% die bulgarischen Frauen, 16% gaben Thailand, 12% 
Ungarn, 9% Rumänien und 5% Polen als Herkunftsland an. 57% der Klientinnen sind jünger als 
30 Jahre, von denen 43% wiederum unter 21 sind.  
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Männliche Klienten: 
Insgesamt suchten 105 Männer sowie 5 Transsexuelle (2009: 121; Abnahme von 13%) 343-mal 
die Sprechstunde auf. 8 von ihnen gehen der Prostitution nach. Es fanden 87 Untersuchungen 
statt, d. h. dass wie im Vorjahr im Durchschnitt fast jeder vierte Klient untersucht wurde. 54 (2010: 
49%, 2009: 59%) Männer gaben Deutschland als Herkunftsland an, 3 von ihnen hatten 
Migrationshintergrund. Jeder vierte Klient gab Bulgarien als Herkunftsland an. 
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Vergleich männlicher und weiblicher Klienten 
Es lässt sich feststellen, dass 2010 die Zahl der KlientInnen etwa gleich geblieben ist, es jedoch 
zu einer Verschiebung bezüglich der Nationalitäten kam. Sowohl bei den männlichen wie auch 
den weiblichen Klienten hat die Gruppe der BulgarInnen deutlich zugenommen und andere 
Nationalitäten verdrängt. Die Anzahl der weiblichen Klienten bis 40 Jahre war prozentual 
mindestens doppelt so groß wie die der männlichen, wobei bei Männern und Frauen die Gruppe 
der 22-30- Jährigen die größte darstellte. 
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Bewertung:  
 
Prävention  

·  Die verschiedenen Wege zum Beratungsangebot waren aus unserer Sicht erfolgreich. 
Durch den Hinweis zum moderierten Forum unter der Rubrik der Kontaktanzeigen in der 
hiesigen Presse stieg die Anzahl der Freier und durch die Verlinkung der Beratungsstelle 
mit einschlägigen Internetseiten die der MSM. Auch die Plakataktion „Auf ein Wort am 
stillen Ort“  wird aus diesen Gründen trotz des hohen Aufwandes in 
migrantenspezifischen Einrichtungen und öffentlichen Toiletten fortgeführt. Ein wichtiger 
Effekt war die ansteigende Zahl der MigrantInnen aus der Gruppe der 
Allgemeinbevölkerung innerhalb der AIDS/STD- Beratung. 

·  Der Mitmachparcours  der BzgA wurde als gemeinsames Projekt mit den 
MitarbeiterInnen des Gesundheitsamtes Cuxhaven durchgeführt. Durch diese Kooperation 
kam es über die Veranstaltung hinaus zu einem regen Austausch, der sicherlich seine 
Fortsetzung finden wird, z. B. im Rahmen solcher Veranstaltungen. 

·  Durch die hohe Arbeitsbelastung in der STD- Beratung konnten Präventions-maßnahmen 
nicht in dem gewünschten Umfang angeboten werden. Veranstaltungen wie der 
Mitmachparcours oder die Nacht der Jugend können diese Form der individuellen 
Ansprache nicht ersetzen.  

·  Eines der Ziele war es, den Anteil der MigrantInnen innerhalb der Allgemeinbevölkerung 
zu erhöhen. Das Team profitierte hierbei von dem aus Kamerun stammenden Studenten 
(Bereich Public Health), der seit Oktober 2010 sein 6-monatiges Praxissemester in der 
AIDS/STD- Beratung absolviert. Mit seiner Hilfe konnten in Anlehnung an das Afrikaprojekt 
Bremen nach einer Bestandsaufnahme der afrikanischen Community in Bremerhaven 
erste Veranstaltungen erfolgen. 

 
Untersuchung und Beratung von Prostituierten 

·  Die Mehrzahl der KlientInnen hatte einen Migrationshintergrund, betrachtet man hierbei 
die Prostituierten und ihre Partner, stellten die bulgarischen Frauen und Männer die größte 
Gruppe dar, die auf Grund des fehlenden oder nicht ausreichenden 
Krankenversicherungsschutzes keinen Zugang zur medizinischen Versorgung hat. Hinzu 
kam, dass diese Menschen durch die sehr geringen Deutschkenntnisse und den oftmals 
schlechten Bildungs- und Allgemeinzustand im Vergleich zur deutschen Bevölkerung 
deutlich stärker gesundheitlich gefährdet waren und sind. Dies beschränkte sich bei 
weitem nicht nur auf sexuell übertragbare Infektionen, auch andere Krankheiten oder 
Beschwerden waren oftmals Anlass die Beratungsstelle aufzusuchen. Das hohe 
Vertrauen, welches sie in uns setzten, führte teilweise an die Belastungsgrenzen der 
einzelnen MitarbeiterInnen. 

·  Viele Prostituierte haben kaum Kenntnisse zur Verhütung, ein Schwangerschaftsabbruch 
wird  oftmals als probates Mittel hierfür angesehen. In erster Linie berichteten die Frauen, 
von ihren Partnern schwanger zu sein, jedoch wurden Pillenrezepte nicht eingelöst- aus 
Geld- oder Compliancemangel. Zur Vermittlung dieser Kenntnisse waren Geduld und eine 
Dolmetscherin gefragt, die kultursensibel auf die Bedürfnisse der jungen Frauen eingeht. 

·  Hierbei kam den Mitarbeiterinnen zugute, dass ihnen ein Koberfenster im Rotlichtmilieu 
von einem Hausverwalter kostenlos zur Verfügung gestellt wurde. Dort können die 
Prostituierten auf einen Kaffee vorbeischauen und auf diese Weise das Team 
kennenlernen. Des Weiteren wurden gemeinsam mit einer Dolmetscherin Workshops zu 
Verhütung und Zahngesundheit (in Kooperation mit dem zahnärztlichen Dienst) 
durchgeführt. Einen Höhepunkt stellte die Weihnachtsfeier mit Live-Musik, Punsch und 
Weihnachtsgebäck dar, die von vielen Frauen unterschiedlicher Nationalitäten besucht 
wurde. In diesem Rahmen wurden auch die Weihnachtspäckchen verteilt, die wie in den 
Vorjahren dank zahlreicher Spenden gepackt werden konnten. 
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·  Auf Grund des jungen Alters der Prostituierten mussten sich die MitarbeiterInnen mit 
verschiedenen Fragestellungen befassen: schwere Traumatisierung durch 
Gewalterfahrung im Heimatland, erste gynäkologische Untersuchung, erste Impfung oder 
Blutentnahme, Menstruationsbeschwerden, Anorexie, Oralverkehr mit fester Zahnspange, 
Akne oder Liebeskummer. 

·  Bei den älteren Prostituierten standen nicht die körperliche Untersuchung sondern die 
psychosoziale Betreuung im Vordergrund wie Ausstiegsberatung, Lebensplanung und das 
Sichten von Dokumenten. 

·  Der Anteil der männlichen und transsexuellen Prostituierten hat zugenommen; 
dementsprechend wurde den Klienten ein erweitertes Untersuchungsangebot im Rahmen 
der PARIS- Studie des RKI angeboten (Anal- und Rachenabstriche), welches auch über 
die Studie hinaus fortgeführt wird, da so beschwerdearme Infektionen von Chlamydien 
und Gonorrhöe im Rachen und im Enddarm nachgewiesen und nachfolgend behandelt 
werden konnten. Dadurch konnten Infektionsketten unterbrochen werden. 

·  Das Problem des Analphabetismus bestand unverändert fort, deshalb waren die 
Informationen im MP3 Format in unterschiedlichen Sprachen nach wie vor immens 
wichtig, da hierdurch  die Kommunikation erleichtert und Missverständnisse verringert 
werden konnten, insbesondere bei der Medikamenteneinnahme. Eine Erweiterung z. B. zu 
Themen wie Anmeldung im Bürgerbüro, Erlangung einer Arbeitserlaubnis oder 
Krankenversicherung wäre wünschenswert. 

·  Die Situation der Prostituierten hat sich gegenüber 2009 nicht verbessert, da die meisten 
osteuropäischen Frauen weiterhin über keinerlei Krankenversicherungsschutz verfügen, in 
Abhängigkeit von ihrem Partner leben, keine Arbeitserlaubnis erhalten und somit für sie 
kein Ausstieg möglich ist. 

·  Erschreckend war die große Zahl ungewollter Schwangerschaften (2010: 31; 2009: 15), 
nur vier Frauen ließen keinen Schwangerschaftsabbruch durchführen. Grund dafür waren 
sicherlich auch die die mangelnden Perspektiven im Herkunftsland aber auch in 
Deutschland. Die Betreuung der Betroffenen gestaltet sich sehr arbeitsintensiv und 
belastend. 

·  Es ist davon auszugehen, dass ein Teil der Frauen nicht freiwillig in der Prostitution tätig 
ist. Der Zwang hat verschiedene Gesichter und ist teilweise schwer zu erkennen, da die 
Übergänge fließend sind und die Frauen selbst kein Bewusstsein haben für den auf sie 
ausgeübten Zwang. Oft gibt es Zeichen der Misshandlungen, die Frauen dürfen kaum das 
verdiente Geld behalten, Pillenrezepte werden aus Geldmangel nicht eingelöst, die Frauen 
erhalten Kontrollanrufe durch die Partner oder es werden Strichlisten geführt, wie viele 
Freier sie hatten. 

 
Fazit: 
·  Das Hauptaugenmerk lag neben der Versorgung der KlientInnen 2010 auf der 

interkulturellen Öffnung der Beratungsstelle. Neben der praktischen Umsetzung wie der 
Vielsprachigkeit von Broschüren, Visitenkarten und Info-Material im MP3 Format, wurden 
Fortbildungen wahrgenommen, Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung intensiviert sowie das 
Projekt „Lernen vor Ort“ unterstützt. Hierbei handelt es sich nicht um ein abgeschlossenes 
Verfahren, sondern es bedarf einer kontinuierlichen Weiterentwicklung unter Mitnahme 
und Beteiligung aller Abteilungen. 

·  Die Zunahme der Beratungen und Kontakte erhöhten deutlich die Arbeitsbelastung, die 
ihrerseits zu Überstunden der MitarbeiterInnen führte.  Erfreulicherweise wird 2011 die 
Ausschreibung einer  0,5 SozialarbeiterInnenstelle erfolgen, die das multiprofessionelle 
Team verstärken wird. 

·  Gern hätten wir den angedachten Verein „Notgroschen“ initiiert, was jedoch nicht von den 
MitarbeiterInnen allein zu schultern war.  

·  Wie bereits in den Vorjahren war die fehlende medizinische Grundversorgung der 
KlientInnen ein zunehmendes Problem, welches in naher Zukunft gelöst werden muss.  
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·  In Anlehnung an die gute Präventionsarbeit vor Ort durch die Beratungsstelle wurde die 
Idee der Schaffung eines niedrigschwelligen Treffpunkts für Prostituierte im Rotlichtmilieu 
an einzelne freie Träger herangetragen. 

 
Danksagung: 

·  Wir danken den vielen Spendern, die dafür gesorgt haben, dass insgesamt 200 
Weihnachtspäckchen verteilt werden konnten. 

·  Die Weihnachtsfeier wurde stimmungsvoll musikalisch begleitet von Herrn Krisztian 
Jambor vom Orchester des Stadttheaters Bremerhaven. 

·  Weiterhin danken wir dem REV Bremerhaven, Saturn, Herrn Spörhase und dem 
Auszubildenden Herrn Wolf bei der Realisierung des Welt- AIDS-Tages. 

·  Nicht missen möchten wir unsere jugendlichen StudentInnen, die trotz fehlenden Gehalts 
mit großem Einsatz die Beratungsstelle bereichern und im Anschluss daran uns 
ehrenamtlich bei Präventionsveranstaltungen unterstützt haben. 

·  Nicht selbstverständlich ist das große Engagement unserer bulgarischen Dolmetscherin, 
die uns weit über das eigentliche Übersetzen hinaus immer unterstützt. 

·  Vielen Dank an Frau Stadträtin Lückert, Herrn Wagner und Frau Dumke, bei denen wir 
immer auf offene Ohren stießen. 

·  Die gute Arbeit wäre nicht möglich ohne die KooperationspartnerInnen, die uns mit Rat 
und Tat zur Seite standen. Hier sind unter vielen zu nennen niedergelassene ÄrztInnen, 
Nitribitt, BBMeZ, Frauenhaus, Frau Dr. Röhm, Herr Diekmann und Herr Lotze von der 
Humanitären Sprechstunde Bremen. 

 
Fortbildungen: 

·  59. Jahrestagung der Deutschen STD- Gesellschaft 
·  Treffen der STD- Beratungsstellen Norddeutschlands (AG Nord) 
·  8. STD- Sentinel Treffen in Berlin im Rahmen der KABP- Surv- Studie des RKI 
·  Fachtag Zwangsprostitution in Bremerhaven 
·  Menschen ohne Papiere in Deutschland in Düsseldorf 
·  Welche Sprache spricht unser Gesundheitssystem - Fachtag zur Gesundheits-versorgung 

von MigrantInnen in Bremen 
·  Interkulturelle Kompetenzen für VerwaltungsmitarbeiterInnen 
·  Familienplanung, Verhütung und Schwangerschaftsabbruch bei Migrantinnen, pro familia 

e. V. Bremen 
 
Öffentlichkeitsarbeit 

·  Fachtag Zwangsprostitution: Vortrag zu sozialen und medizinischen Aspekten der 
Prostituierten 

·  Gleichstellungsausschuss der Bremer Bürgerschaft: Vortrag zur Situation der 
Prostituierten in Bremerhaven 

·  AK Migration und Flüchtlinge: Vortrag zur Situation der Prostituierten in Bremerhaven 
·  Teilnahme am runden Tisch Zwangsprostitution Bremen 
·  Runder Tisch Frauenhandel und Zwangsprostitution in Bremerhaven unter Federführung 

des Gesundheitsamtes 
·  Diskussionsrunden zur Problematik Straßenstrich van-Heukelumstraße mit BürgerInnen 
·  Beteiligung der AIDS/STD- Beratung am Bremer Integrationskonzept 2007-2011 
·  Präsentation der AIDS/STD- Beratung in verschiedenen Ausschüssen und 

Veranstaltungen 
·  Zusammenarbeit mit der Presse 
·  Teilnahme Netzwerk Migration 
 

 
 
ANLAGEN  



Anlagen zum Jahresbericht 2010 
der Beratungsstelle bei sexuell übertragbaren Erkra nkungen (STD) 
 
 
ANLAGE ZU UNTERSUCHUNGEN  
 

 2010 2009 2008 2007 2006 
Medizinische Untersuchungen 1.144 1.127 878 750 591 
Diagnostische Leistungen :      
·  Abstriche, Kulturen, Testungen 2.603 3.106 2.483 1.936 1.705 
·  Kolposkopien 14 32 32 18 46 
Diagnosen:      

·  Gonorrhoe 17 4 6 16 10 
·  Lues, akut 1 1 1 3 0 

·  Lues anamnestisch/serologisch 24 26 14 17 9 
·  Vaginosen (Gardnerella) 96 58 59 35 77 
·  Candida 39 31 26 18 14 

·  Fremdkörper 3 8 3 5 2 
·  Trichomonaden 22 27 11 27 9 
·  Andere Vaginosen/ Urethriden 23 34 68 47 32 

·  Parasiten 3 1 1 0 0 
·  Chlamydien 41 37 17 14 12 
·  Herpes gen.  4     

·  Hepatitis B/C 1 27 21 11 4 
·  HPV 9     
·  HIV 1 0 0 0 1 

·  Schwangerschaften 31 15 11 17 8 
·  Pyelonephritis 0 0 1   
·  Andere Diagnosen 

(allgemeinmedizinisch, zahnärztlich) 
42 20    

Alle Diagnosen 340 289 239 205 178 

 
 

ANLAGE ZU IMPFUNGEN  
 
 2010 2009 2008 2007 2006 2005 
Impfungen: 116 143 66 56 35 33 
·  Hepatitis A/B 65 77 40 23 17 21 
·  Saisonale Grippe/ Neue Influenza 51 22/44 26 33 18 12 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
ANLAGEN ZU BERATUNGEN UND KONTAKTE  
 
 
LEISTUNG: 
Beratung, Betreuung, Vermittlung, Information, Präv entionsmaßnahmen STD 

2010 2009 2008 2007 2006 2005 
Klientenkontakte gesamt (ohne Schüler):  

5.094 4.546 3.622 3.492 3.015 2.492 
1. davon Kontakte in der Beratungsstelle 2.218 2.111 1.561 1.453 969 974 
a. Frauen 1.525 1.428 1.122 982 683 757 
b. Männer 693 675 436 463 271 188 
c. Transsexuelle 40 8 11 8 19 29 
2. davon Kontakte bei aufsuchender Arbeit 2.823 2.435 2.053 2.039 2.042 1.518 
a. Frauen  2.163 1.854 1.481 1.485 1.410 1.357 
b. Männer 660 571 562 546 621 146 
c. Transsexuelle 12 10 10 8 11 15 

Kontakte in der Beratungsstelle mit       

1.   Prostituierten (Bar, Fenster) 519 519 507 429 295 472 
2.   weiblichen Apartmentprostituierten 187 185 200 177 151 179 
3.   männlichen Apartmentprostituierten 7 0 0 0 4 0 
4.   transsexuellen Apartmentprostituierten 36 10 11 8 19 10 
5.   Straßenstrich/ Drogenprostituierten 45 52 47/5 47 8 8 
6.   Freiern 94 69 68 55 48 57 
7.   Zuhältern/ Lebenspartner 141 130 63 64 50 45 
8.   Homosexuellen/ MSM 79 64 51 52 15 12 
9.allgemeiner Öffentlichkeit/ davon 
MigrantInnen 548/49 562 240 237 141 135 

10. anderen Zielgruppen (Institutionen, Ärzte) 557 520 369 384 162 56 
 
 
Beratungsinhalte (Mehrfachnennungen) 2010 2009 2008  2007 2006 2005 
-  STD einschl. Impfen und HIV 2.020 1.812 1.470 1.263 879 844 
-  Verhütung und Sexualhygiene 681 619 483 366 331 320 
-  Spezielle soziale und medizinische  
    Probleme der Prostitution 460 421 331 532 246 73 

-  Partnerschaftsprobleme/  
   besondere Sexualpraktiken 941 979 620 465 337 476 

-  Vermittlung von weiterführenden sozialen  
   und medizinischen Hilfen 369 344 331 319 218 147 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ANLAGE ZU INFO-VERANSTALTUNGEN  
 
 
LEISTUNG: 
Information, Präventionsmaßnahmen in Schulen und an deren Institutionen   
(STD) 

2010 2009 2008 2007 2006 2005 
Klientenkontakte gesamt: 

1.682 1.587 2.178 2.679 1.984 703 

-  Frauen/Mädchen 661 917 981 1.605 1.061 321 
-  Männer/Jungen 1.021 670 1.197 1.245 923 382 
davon Kontakte mit SchülerInnen 1.397 1.546 2.141 2.183 1.564 608 
-  Zahl der Unterrichtseinheiten 14 8 15 20 33 31 
-  Sexrallye 6 5 10 27 - - 
-  JugendFilmTage - 570 840 - - - 
-  Mitmachparcours der BzgA 249 - - - - 300 
-  Jungenaktionstag 450 500 500 500 450 - 
davon Kontakte mit anderen Zielgruppen 290 350 387 496 420 95 

-  Zahl der Präventionsveranstaltungen 2 2 4 6 10 10 
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Das „Bürofenster“ in der Lessingstraße 
 
Das Fenster steht den MitarbeiterInnen der 
STD/AIDS- Beratungsstelle seit Mai 2010 
kostenlos zur Verfügung.  
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G e s u n d h e i t s a m t                                                             Bremerhaven, 23.02.2010 
53/44                                                                                                �  0471/590-2369 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahresbericht 2010 
 
 

Zahnärztlicher Dienst  
Amtsärztliche und Sozialmedizinische 

Aufgaben für Erwachsene 
 

 Zahnärztliche Begutachtungen 
 

 



2 

 

Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
 
 
 
Produktnummer:  03.53.1.02. 
  
Produkt: Amtsärztliche und Sozialmedizinische Aufgaben für 

Erwachsene  
 
Leistungsnummer:  10 
   
Leistung:  Zahnärztliche Begutachtungen 
 
Kurzbeschreibung:     Gutachterliche Stellungnahmen zu planbaren zahnärztlichen 

Behandlungsmaßnahmen und anderen zahnärztlichen Frage-
stellungen, überwiegend im Rahmen der Amtshilfe auf 
Anforderung des Personalamtes und der AOK im Auftrage des 
Sozialamtes, (in früheren Jahren: andere Ämter des Magistrats, 
der Polizei, in Amtshilfe für auswärtige Ämter u. a.) 

  
 
Eingesetzte Ressourcen: 0,35 Stellenanteile (0,15 Zahnarzt, 0,02 Zahnarzthelferin1,  
                                            0,04 Zahnarzthelferin2, 0,14 Schreibkraft) 
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/44 
 
 
Auftragsgrundlage:              §§ 23 ÖGDG  
 
 
Zielgruppe:                    Auftraggeber: Ämter der Stadt Bremerhaven (Amt 50 (AOK), 

Amt11), Auswärtige Ämter (Sozialämter)  
Zu Begutachtende: Personen mit Erkrankungen des Kausystems 
bzw. mit Verdacht auf diese Erkrankungen 

   
   
Ziele: Qualifizierte, effektive, praktikable und zeitnahe Erstellung 

gesundheitsamtlicher Gutachten mit zahnärztlicher 
Fragestellung. 

 Vermeidung von Unter-, Fehl- und Überversorgung, sinnvoller 
und sachgerechter Einsatz von Ressourcen.  
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 10 
 
Zahnärztliche Begutachtungen  
 
Was soll gezählt werden? Quartal  2010 2009 2008 2007 2006 

I 11 24 20  21 23 
II 15 27 20 19 21 
III 12 22 14  23  17 
IV 15 19 15  24 16 

 
Zahl der vom ZÄD 
begutachteten Heil- und 
Kostenpläne  

Summe 53 92 69  87  77  
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
Darstellung der zahnärztlichen Gutachtenerstellung nach Gutachtengrund; gearbeiteten 
Unterlagen; Kostenvolumen, in Abhängigkeit vom Geschlecht, Anspruch (AsylbLG, Beihilfe etc.), 
von der Art der geplanten zahnärztlichen Behandlung (Zahnersatz; KFO; Unfall; 
Myoarthropathien); Durchschnittskosten der begutachteten Heil- und Kostenpläne, Rechnungen 
etc.; Anteil der Widersprüche; Verhalten der PatientInnen hinsichtlich Vorladungen. 
 
Im Jahr 2010 wurden alle Gutachtenaufträge erledigt. 
 
 
Zur Entwicklung der Abhängigkeit von Personalaufwan d und Anzahl der bearbeiteten 
Gutachten 
Wie bereits dargestellt ging der Gesamtarbeitsaufwand um ca. 16 % zurück. 
Betrachtet man die Verteilung des Rückganges beim Personalaufwand, ist dieser am 
größten beim Einsatz der Zahnarzthelferinnen (jeweils ca. 15 %) und geringer bei den 
Arbeiten der Schreibkraft (ca. 14 %) und der Zahnärztin bzw. des Zahnarztes (ca. 15 %). 
Erklärt werden könnte der insgesamt geringere Aufwand durch zunehmende Routine in der 
Organisation im Vorladungs- und Untersuchungsablauf und bessere Verfügbarkeit von 
Behandlungsunterlagen (Röntgenbilder, Modelle). In den Vorjahren waren Probleme 
insbesondere durch schlechte Mitarbeit der Praxen und PatientInnen bei der Beschaffung 
der Planungs- und Behandlungsunterlagen zu beklagen. Dieses Problem konnte durch 
bessere Information der PatientInnen und Einschaltung des Personalamtes, wenn 
Planungsunterlagen nicht vorgelegt wurden, verringert werden. Die Erklärung kann jedoch 
nicht durch eine systematische Prüfung dieser Änderungen und Abläufe gezeigt werden. Auf 
die Prüfung wurde verzichtet, da sie bei gleichzeitiger Erhöhung des Zeitaufwandes allein 
der Erklärung der Abläufe und Veränderungen, aber nicht der Qualitätsverbesserung der 
Gutachten gedient hätte. Wegen anderer Bindung der Ressourcen musste auf die für 2010 in 
Erwägung gezogene Prüfung der Zeitabläufe für die Begutachtungen verzichtet werden. 
 
Es ergibt sich die Frage, warum in 2010 weniger Gutachtenaufträge bearbeitet wurden, als 
2009 und den Jahren davor.  
 
Der Zahnärztliche Dienst war erst ab den 17. Mai 2010 wieder voll besetzt. Die Zahnärztin 
war Ende März bereits ausgeschieden, sodass die Stelle Zahnärztlicher Dienst/ 
Gesundheitsamt 2 Monate vakant war. Anstehende Begutachtungen wurden vom 
Gesundheitsamt Bremen durchgeführt. 
Geht man von der Anzahl der Begutachtungen in 2009 mit 8 pro Monat aus, müsste man, 
hochgerechnet, in 2010 16 hinzuzählen; das ergäbe dann geschätzte 69 Begutachtungen, 
genauso viele wie 2008. 
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Verteilung der Begutachtungen nach Prüfungsgegensta nd, bzw. Prüfungsgrund 
 
Im Jahr 2010 wurden überwiegend Planungsgutachten durch Prüfung von Heil- und 
Kostenplänen und Kostenvoranschlägen erstellt. Daneben erfolgte eine Prüfung von 
Kindeswohlgefährdung, sowie eine Begutachtung eines Dienstunfalls eines Polizeibeamten.   
 
 
Zur Darstellung der genderabhängigen Verteilung siehe Tabellen zum Tätigkeitsbericht 
2010. 
 
Tabelle zum Tätigkeitsbericht 2010  

         

Februar  m w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge  

ja  
 X     X   31,48 3888,66  
   X   X   6534,98    
 X     X     3008,30  
 X       3 253,27    
 X       3 2209,31    
 X     X     1441,59  
   X   X   475,24    
 X     X     3162,20  
 X     X     1593,73  
   X   X        
   X   X        

Gesamt 7 4 0 9 2 9.504,28 13.094,48  

         

April m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge  

ja  
 X       3   1091,02  
   X     3   483,69  
   X     3   333,33  
 X       3   1082,49  
 X       3 1245,29    
 X       3   424,48  
 X       3 2169,74 574,56  

Gesamt 5 2 0 0 7 3.415,03 3.989,57  

         

Juni m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
 X     X     3711,17  
   X     3 552,70 517,34  
   X   X     6203,48  
 X     X     4786,55  
 X     X   8100,12    
 X     X     3676,36  
   X     3   1125,07  
 X       3 1963,55    

Gesamt 5 3 0 5 3 10616,37 20.019,97  
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August m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
 X       3   920,92  
 X     X     5177,94  
   X   X     475,24  
   X   X     4085,85  
   X   X     3903,85  
 X   X       578,64  
   X     3   366,43  
 X       3 2968,51    
Gesamt 5 4 1 4 4 2.968,51 15.508,87  

         

September  m w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
   X     3   590,17  
 X       3   1317,82  
 X       3 1246,52    
 X     X     2373,32  

Gesamt 3 1 0 1 3 1.246,52 4.281,31  

         

Oktober m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
   X   X     1831,74  
 X       2   2038,05  

Gesamt 1 1   1 1   3.869,79  

         

November m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
 X       3   2588,72  
   X   X     6796,90  

   X Anfrage v. Amt 53/43 wg. Unterstützung der Pat. 
 X     X     2201,29  
   X     3   1106,91  
   X     3   876,93  
   X     3   837,65  
 X     X     3065,22  

Gesamt 3 5 0 3 + 1 4 0 17.473,62  

         

Dezember m  w 11/214 11/42 
Asyl  

§ 
Beträge   

nein 
Beträge 

ja  
   X   X     3772,60  
 X       3 1254,3    
 X     X     2728,82  
 X   X       3871,50  
 X       2 2038,05    

Gesamt 4 1 1 2 2 3.292,35 10.372,92  
 
Begutachtungen bei weiblichen Patienten insgesamt (ZE + KFO) 21 Begutachtungen = 37,7 %. 
Begutachtungen bei männlichen Patienten insgesamt (ZE + KFO) 33 Begutachtungen = 62,2 %.  
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Widerspruchshäufigkeit 
Verglichen mit den beiden zurückliegenden Jahren ist die Widerspruchshäufigkeit nicht nur 
zurückgegangen, sondern es hat in 2010 keine Widersprüche gegeben.  
 
Verteilung der Begutachtungen und Vorladungen bei w eiblichen und männlichen 
Patienten 
Siehe Tabellen zum Tätigkeitsbericht für 2010 
 
Zahnmedizinischer Begutachtungsgrund  
Hauptbegutachtungsgrund war in 2010 in 56,6% der Fälle eine Kieferorthopädische 
Behandlung. In 45,8 % der Fälle wurden Prüfanträge für Zahnersatz bearbeitet.  
Hinzu kam ein Dienstunfall eines Polizeibeamten mit prothetischer Versorgung.  
Somit ist in 2010 gegenüber den beiden Vorjahren 2009 und 2008 eine Verschiebung im 
Gutachtenspektrum zu verzeichnen.  
Die KFO-Begutachtungen sind von 66,7% in 2009 auf 56,9% in 2010 zurückgegangen, 
hingegen sind die Prüfaufträge für Zahnersatz von 28,9% in 2009 auf 45,28% angestiegen.  
 
Begutachtungen verteilt nach Kostenanspruch nach Ko stenverteilung  
In 2010 wurden keine Gutachten mehr für Anspruchsberechtigte nach SGB V bzw. XII 
(früher BSHG) erstellt. Für Anspruchsberechtigte nach SGB II (ALGII), die über die ARGE in 
der GKV pflichtversichert sind, ist ein Überblick über beantragte, planbare zahnärztliche 
Maßnahmen (Zahnersatz, Kieferorthopädie, Parodontalbehandlung etc.) bzw. die dies-
bezüglichen Kosten seit 2005 nicht mehr möglich. Die Möglichkeit in früheren Jahren, Fehl- 
Unter- und Überversorgung zu prüfen, sowie die zugehörigen Kostenprüfungen 
durchzuführen, sind damit ebenfalls entfallen.  
 
Gutachtenerstellung nach gesetzlichem Anspruch  
In 2010 wurden 55,6% (n=30) der Gutachten (2009=62,2%, 2008=63,8%, 2007=57,7%) 
nach der Beihilfeverordnung angefertigt. Gegenüber dem Vorjahr (n=56) wurden für diesen 
Patientenkreis 6,6% Beihilfegutachten weniger erstellt. 1 Gutachten nach der 
Beihilfeverordnung betrifft einen Dienstunfall mit nachfolgender prothetischer Versorgung.  
In 2010 wurden insgesamt 44,4 % (2009 33 %, 2008 27,5%, 2007 36,8%) für Berechtigte 
nach dem AsylbLG erstellt. Das ist eine Zunahme gegenüber 2009 von 11,1%.  
Auch im Jahr 2010 wurde der Zahnärztliche Dienst in einem Fall von Kindeswohl vom Amt 
53/43 um Stellungnahme gebeten.  
Eine gutachterliche Stellungnahme war jedoch nicht möglich, da vereinbarte 
Gutachtentermine mehrfach kurzfristig abgesagt wurden und jeglicher weitere Kontakt von 
der Patientin und ihren Eltern schließlich abgebrochen wurde. 
Die Verteilung der Gutachtenaufkommen setzte sich gegenüber den Vorjahren wie folgt fort: 
Von der Gesamtzahl aller Begutachtungen wurden für Beihilfeberechtigte 11,1 % mehr als 
für Asylbewerber erstellt.  
Für Beihilfeberechtigte werden Heil- und Kostenpläne nach GOZ erstellt. Die 
Begutachtungen für diese sind deutlich aufwändiger als nach dem BEMA, an dem sich Heil- 
und Kostenpläne und Abrechnungen für Anspruchsberechtigte nach dem AsylbLG 
orientieren, da erheblich mehr Variationsmöglichkeiten und Freiheiten in der 
Leistungsberechnung und in der Therapiefreiheit bestehen. 
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Kostenbetrachtungen in Abhängigkeit vom gesetzliche n Anspruch der Patienten  
Die durchschnittliche Kostenhöhe pro Fall war 2010 wie 2009 und 2008 für Beihilfe-
berechtigte am höchsten. Beim Vergleich der Kosten für Asylbewerber und Beihilfe-
berechtigte ist zu bedenken, das für die erste Gruppe überwiegend Zahnersatz und für die 
zweite Gruppe überwiegend Kieferorthopädie zu begutachten war.  
 
Anspruch nach Anzahl Gesamtkosten 

gemäß Anspruch    
in € 

Durchschnittliche 
Kosten pro Fall  
in € 

Beihilfe 
einschl. Dienstunfall 30 75.455,49 2.515,18 

AsylbLG  24 13.155,04 548,13 
Gesamt 54 88.610,53 1.640,94 
 
Im Jahr 2010 sind die Durchschnittskosten pro Fall von 1.956,66 € um 315,72 € (19,24 %) 
auf 1.640,94 € gefallen. 
 
Die Gesamtkosten der geprüften Gutachten waren für Männer höher als für Frauen. 21 
Begutachtungen für Frauen ergaben eine Gesamtsumme von 33.307,18 €, das sind 
1.586,06 € pro Gutachtenfall und 33 Begutachtungen für Männer ergaben eine 
Gesamtsumme von 55.303,35 €, das sind 1.675,86 € pro Gutachtenfall.  
Die Begutachtungen für Männer liegen pro Fall um 5,36 % höher als bei den Frauen.  
Der Gebisszustand der Männer war zum Zeitpunkt der Begutachtungen schlechter als der 
der Frauen, deswegen war die prothetische Versorgung teurer.  
 
Aufträge nach Auftraggeber und Höhe der Prüfkosten 2010 
Hauptauftraggeber für zahnärztliche Gutachten waren im Jahre 2010 das Personalamt 
(insgesamt 30 Aufträge, davon Beihilfestelle: Amt 11/42; 29 Aufträge und Dienstunfallstelle: 
Amt 11/214; 1  Auftrag), und das Sozialamt (Amt 50; 24 Aufträge), wobei die Anträge zur 
Begutachtung für das Sozialamt direkt von der AOK Bremen und Bremerhaven gestellt 
wurden.  
Für weitere Ämter des Magistrates (Jugendamt, Polizei etc.) und für sonstige auswärtige 
Ämter und Behörden (Landeskirchenämter, Finanzdirektionen etc.) wurden in 2010 keine 
Gutachten erstellt.  
Die Kostenhöhe der Beihilfegutachten liegt nach Auskunft des Personalamtes in der 
Kostenhöhe für kieferorthopädische Heil- und Kostenpläne begründet, wobei Unterschiede 
des Leistungsansatzes in Umfang (zum Ansatz gebrachte Positionen) und Höhe 
(Schwellenwerterhöhungen) zwischen den BehandlerInnen auffallen. Eine systematische 
Auswertung dieser Unterschiede könnte interessant sein, z. B. für vom Behandler abhängige 
Kostenanalysen bei vergleichbaren Indikationen.  
In der Kieferorthopädie führen fast immer verschiedene Therapielösungen, die natürlich auch 
in der Höhe der zum Ansatz gebrachten Leistungen unterschiedlich sind, zum gleichen Ziel.  
Hier ist es die Aufgabe des Gutachters, darauf Einfluss zu nehmen, dass ein kostengünstiger 
Therapievorschlag, der trotzdem zum gewünschten Erfolg führen kann, gewählt wird.  
Das kann der Gutachter nur mit außerordentlichem Takt- und Fingerspitzengefühl erreichen; 
Kieferorthopäden halten sich ausnahmslos für fachlich sehr kompetent (sie sind es wohl 
auch) und wollen sich nicht reinreden lassen, zumal der Gutachter im Vorfeld nie den Beweis 
antreten kann, dass die von ihm vorgeschlagene kostengünstigere Therapielösung genauso 
erfolgversprechend ist, wie die teure Variante. 
Die gutachterlichen Stellungnahmen werden sowohl an die Krankenkassen, als auch 
nachrichtlich an Amt 50 gesandt, damit dort eine Möglichkeit der Prüfung besteht, da von 
Amt 50 die Kosten für zahnärztliche Maßnahmen getragen werden.  
Im Jahre 2010 zeigt die Verteilung der Auftraggeber nach Geschlecht, dass insbesondere 
durch das Personalamt (Beihilfe) relativ häufiger Anträge für Frauen, bzw. Mädchen als für 
Männer, bzw. Jungen gestellt wurden (siehe Tabelle Tätigkeitsbericht 2010). 
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Die Gesamtzahl der kostenwirksamen Prüfanträge war 2010 im Vergleich 2009 geringer, aus 
bereits erwähnten Gründen (Zahnärztliche Abteilung zeitweise nicht durch einen Zahnarzt 
besetzt). 
Die durchschnittliche Kostenhöhe pro Fall ist im Vergleich zu 2009 von 1.956,66 € auf 
1.640,94 € um 19,24 % gefallen.  
 
Die Gesamtprüfkosten der Jahre 2004 bis 2010 zeigen folgende Entwicklung: 
 

2004 154.294,51 € 
2005   73.154,32 € 
2006 171.246,01 € 
2007 184.797,34 € 
2008 153.776,03 € 
2009 170.229,08 € 
2010   88.610,53 € 

 
Nach einem deutlichen Rückgang der Gesamtprüfkosten im Jahr 2005, in Folge der 
Änderung der gesetzlichen Situation und der Organisation, der Zuständigkeiten für 
Begutachtungen sowie der Änderung der Zusammensetzung der Aufträge hat sich die Höhe 
der Prüfkosten bis zum Jahr 2009 auf das vorherige Niveau zwischen 150 und 190 Tsd. € 
eingestellt. Das Jahr 2010 fällt, wenn man die Gesamtzahl der Begutachtungen betrachtet, 
aus dem Rahmen. Jedoch gab es zum Jahresende hin mehr Begutachtungen, sodass zu 
erwarten ist, dass sich die Gesamtanzahl der Begutachtungen wieder auf das Niveau von 
2006 bis 2009 einpendeln wird.  
 
Aufträge nach Geschlecht und Höhe der Prüfkosten  
Analog der Gesamtzahl der Begutachtungen ist das Ungleichgewicht hinsichtlich der Anzahl 
der kostenwirksamen Aufträge und Auftragssumme zwischen weiblichen und männlichen 
Patienten/Innen auffällig.  
Während 2009 die durchschnittliche Höhe der Antragsumme noch für Patientinnen das 1,6 
fache der durchschnittliche Antragsumme der männlichen Patienten betrug, waren die 
Gesamtprüfkosten der Männer 2010 höher als die der Frauen. 
Die Begutachtungen der männlichen Patienten lagen pro Fall um 5,66 % höher als bei 
weiblichen Patientinnen.  
 
Die Gesamtsummen und durchschnittlichen Fallkosten in Abhängigkeit vom Geschlecht  
 

2010 
Geschlecht Anzahl Gesamtsumme 

€ 
Anteil Kosten 

% 
Durchschnitt pro 
Fall      € 

männlich 33 55.303,35 62,41 1.675,86 
weiblich 21 33.307,18 37,59 1.586,06 
Gesamt 54 88.610,53 100 1.640,94 
 
 
Die Gesamtsummen und durchschnittlichen Fallkosten in Abhängigkeit vom Geschlecht  
 

2009 
Geschlecht Anzahl Gesamtsumme 

€ 
Anteil Kosten 

% 
Durchschnitt pro 
Fall      € 

männlich 38 54.869,83 32,2 1.443,94 
weiblich 49 115.359,25 67,8 2.354,27 
Gesamt 87 170.229,08 100 1.956,66 
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Die Interpretation des Vergleiches zwischen 2009 und 2010 ist schwierig. 
Es ergibt sich die Frage, ob hier eine Gesetzmäßigkeit zu erkennen ist (auch im Vergleich zu 
früheren Jahren) oder ob die Verteilung Anzahl männlicher/weiblicher Patienten/Innen Zufall 
bleibt.  
Einerseits wird Frauen eine größere Vorsorgeorientierung als Männern zugeschrieben, die 
darin begründet sein mag, dass Frauen durch Fortbildungskurse der Gesundheitsämter wie 
z. B. Kariesprophylaxe bei Krippenkindern in Kindertagesstätten, besser darin geschult sind 
als Männer, zu erkennen, wie durch sorgfältige Zahnpflege und evtl. frühzeitige zahnärztliche 
Behandlung Spätfolgen funktioneller Störungen durch Stellungsanomalien, oft hervorgerufen 
durch frühzeitigen Milchzahnverlust, vermieden werden können.  
Weiterhin werden von jugendlichen weiblichen Patientinnen Störungen der Ästhetik eher als 
Beeinträchtigung empfunden als von männlichen Jugendlichen.  
Andererseits können junge männliche Patienten ab einem bestimmten Alter, was die Ästhetik 
ihres Aussehens betrifft sehr empfindlich und anspruchsvoll werden. Dazu gehören auch 
einwandfrei schöne Zähne in ihrem Gesamterscheinungsbild. Es kann also folgerichtig 
möglich sein, dass junge männliche Patienten dann infolge versäumter Behandlungen im 
Kindes- und Jugendalter schon früh teure prothetische Maßnahmen benötigen z. B. 
Metallkeramikkronen für den Frontzahnbereich.  
Eine weitere Entwicklung, was die Anzahl der Begutachtungen mit der zugehörigen 
Kostenhöhe sowie die Verteilung männlich/weiblich betrifft bleibt zu beobachten.  
 
Ausblick 2012 
Weiterbildung des Personals bis hin zur Absicherung des Qualitätsmanagements. 
Die Weiterbildung der Helferinnen und der Bürofachkraft sollte kontinuierlich durchgeführt 
werden. Dabei ist die Qualität der Fortbildungsveranstaltungen von großer Wichtigkeit. 
Eine sehr gute Adresse bleibt hier die Akademie des öffentlichen Gesundheitsdienstes in 
Düsseldorf. 
 
Verbesserung der Geräteausstattung der Zahnärztlichen Abteilung. 
An der Schnittstelle Diagnostik/Therapie sind dem Zahnarzt im Gesundheitsamt durch die 
zur Zeit vorhandene Geräteausstattung enge Grenzen gesetzt. 
Unabänderlich tritt hier die Notwendigkeit der zahnärztlichen Rö-Diagnostik in den 
Vordergrund. Der Zahnarzt ist berechtigt (Zertifikat vorhanden) zu röntgen, Auffrischung des 
Nachweises zur Rö-Befähigung alle 5 Jahre. Die Anschaffung eines Röntgenapparates für 
kleine 3 x 4 cm Zahnfilmaufnahmen wäre hier sehr sinnvoll, denn die Qualität der Gutachten 
kann durch aussagekräftige Rö-Aufnahmen präzisiert werden, dass trifft in erheblichem 
Maße für prothetische Begutachtungen zu, da hier oft die mitgeschickten Rö-Aufnahmen, die 
jedoch bereits einige Wochen alt sind, die zum Zeitpunkt der gutachterlichen 
Untersuchungen gegebene Situation (z. B. apicaler Bereich nach Wurzelbehandlungen und 
WF, apicaler Bereich nach WR = Wurzelspitzenresektion) nicht mehr objektiv darstellen.  
Es werden in der Fachzeitschrift „Die Zahnarztwoche“ regelmäßig gebrauchte Rö-Geräte für 
800 – 1000 € angeboten. Sie müssten allerdings selbst abgeholt werden.  
 
Bliebe noch zu erwähnen, dass im Bereich Zahnärztliche Erste Hilfe, wie sie auch im 
Gesundheitsamt ab und an vorkommt, nicht diagnostiziert und befundet werden kann. 
Alles was der Zahnarzt zum Beispiel bei einer Parulis sagen kann, bleibt ohne 
Röntgendiagnostik höchst ungenau, spekulativ, letztlich  unseriös.  
 
Software für den Fachbereich zahnärztlicher Dienst. 
Recherchieren, ob es eine Software auf dem Markt gibt, die zweckmäßig sein könnte für das 
Management im Fachbereich Zahnärztlicher Dienst, z. B. zur Dokumentation der Rö-
Befunde und zur Erstellung von Jahresberichten. 
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Mehr Arbeitszeit für die Helferinnen. 
Von der Gesamtarbeitszeit der Helferinnen ist der Arbeitsaufwand für die Begutachtungen 
relativ gering, im Vergleich zu dem hohen Arbeitsaufwand (Aufbauen der 
Untersuchungsmittel in den Schulen z. B. Karieshöhle, zahnärztliche Grundbestecke, 
Desinfektionsmittel und Bereich für Kinder zur Prophylaxe und wieder abbauen um es in die 
nächste Schule weiter zu transportieren). 
Hierzu kommt noch die Arbeit mit den Erzieherinnen im Krippenprojekt, dass unter dem 
Namen „Kariesprophylaxe bei Krippenkindern in Kindertagesstätten“ läuft. Die Helferinnen 
sind hier an ihre Grenzen gelangt und benötigen mehr Stunden. 
 
 
 
 
 
 
 



 
G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 01.03.2010 
53/3 �  0471/ 590-2861 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahresbericht 2010 
 
 
 

Abteilung 
Personenbezogener Infektionsschutz und 
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Gesundheitsschutz und Gesundheitsaufsicht 
 

Personenbezogener Infektionsschutz 
 

Objektbezogener Infektionsschutz 
 

Umweltbezogener Gesundheitsschutz 
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In der Abteilung „Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezogener 
Gesundheitsschutz“ arbeiten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus verschiedenen 
Berufsgruppen. Sie verfolgen gemeinsam das Ziel, den Gesundheitsschutz der Bevölkerung mit 
den Mitteln und Möglichkeiten des öffentlichen Gesundheitsdienstes umfassend zu 
gewährleisten. Dabei wird eine enge kollegiale Zusammenarbeit mit den Einrichtungen des 
Gesundheitswesens und anderen Behörden, Institutionen, Ämtern und weiteren 
Kooperationspartnern gepflegt. Bürgerfreundlichkeit, Kompetenz und Qualität sowie 
Wirtschaftlichkeit sind wesentliche Prinzipien der Arbeit. 
Wie und mit welchen Ergebnissen diese Bemühungen in die Praxis umgesetzt werden, soll im 
Folgenden dargestellt werden. 
 
 
Das Sachgebiet „Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezogener 
Gesundheitsschutz“ des Gesundheitsamtes umfasst die Aufgabenbereiche: 
 

Aufgabengebiete Gesetzliche 
Grundlagen 

Infektionshygiene   § 22 ÖGDG, IfSG 

Hygiene in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen der medizin., 
pflegerischen und rehabilitativen Versorgung, Gemeinschafts-
einrichtungen 

  § 25 ÖGDG, IfSG,  
  Khs.- Hygiene- 
  verordnung 

Orts- und Wohnungshygiene   § 20 ÖGDG, IfSG 
Trink- und Badewasserhygiene   § 20 ÖGDG, IfSG, TVO 
Lufthygiene/ Innenraumlufthygiene   § 20 ÖGDG 
Boden-, Abfall-, Abwasserhygiene, Strahlung, Lärm, Erschütterungen   §§ 25 u. 29 ÖGDG 
Bauleitplanung, Baugenehmigungsverfahren, 
Gesundheitsverträglichkeitsprüfung (GVP) im Rahmen der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) 

  § 20 ÖGDG 

Umweltmedizinische Beratung   §§ 20, 21 ÖGDG 
 

Es handelt sich dabei überwiegend um Ermittlungs-, Überwachungs-, Beratungs- und 
Begutachtungsaufgaben. 
 
 
Zur Bewältigung dieses umfangreichen Aufgabenspektrums steht dem Sachgebiet folgendes 
Fachpersonal zur Verfügung:  
 

 

Fachpersonal der Abteilung 53/3 des 
Gesundheitsamtes 

 

 

Stellen 
 

Arzt (Öffentliches Gesundheitswesen und 
Umweltmedizin) anteilig 

1,0 

Ärztin für Lungenheilkunde (Honorarkraft) für die 
Tbc-Beratungsstelle  

0,3    

Gesundheitsingenieur (Diplombiologe) 1,0 
Gesundheitsaufseher/Hygieneinspektor 0,8 
Sachbearbeiterinnen (Arzthelferinnen) 1,5 
Verwaltungskraft anteilig 1 
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Gesundheitsamt Bremerhaven  
 
Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezoge ner Gesundheitsschutz  
 
 
 
Produktnummer:  03.53.1.03. 
Produkt: Gesundheitsschutz und Gesundheitsaufsicht 
 
Leistungsnummer: 01  
Leistung: Personenbezogener Infektionsschutz  

 Erfassung meldepflichtiger Erkrankungen (ohne STD) durch die 
gesetzlich vorgeschriebene Meldung der Labore und Ärzte, Orts- 
und Wohnungshygiene 

 
Kurzbeschreibung: Erfassung und Bearbeitung meldepflichtiger Erkrankungen, 

Weiterleitung der anonymisierten Daten an das Landeskompe- 
tenzzentrum am Gesundheitsamt Bremen.  

 Aufklärung, Beratung und ggf. Untersuchung von betroffenen 
Personen und von Kontaktpersonen. Im Einzelfall Empfehlung eines 
Tätigkeitsverbotes (Umsetzung über das Bürger- u. Ordnungsamt). 

 
Anlassbezogene Begehung von Wohnungen, Gebäuden und 
Besichtigung des Wohnumfeldes aufgrund von telefonischen 
Anfragen, direkten Vorsprachen im Amt zu hygienischen 
Wohnungsproblemen oder auch Meldungen anderer Behörden. 
Behördliche Anordnung von Entseuchungen und Entwesungen nach 
Begehung, Einbeziehung anderer Abteilungen des Gesundheits-
amtes und anderer Behörden. 

 
 
Eingesetzte Ressourcen: Arzt, Gesundheitsaufseher, vertretungsweise Gesundheitsinge-

nieur, Sachbearbeiterinnen, Verwaltungskraft anteilig.  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/3 
 
 
Auftragsgrundlage: § 22 ÖGDG, §§ 6, 7, 11, 18, 43 IfSG, 
 
 
Zielgruppe: An meldepflichtigen Erkrankungen Erkrankte und evtl. Kontakt-

personen, Bürger in problematischen Wohnverhältnissen. 
 
 
Ziele: Vollständige Erfassung der nach dem IfSG meldepflichtigen 

Erkrankungen und Weiterleitung an das Landeskompetenzzentrum 
im Gesundheitsamt Bremen. Verhinderung der Übertragung 
infektiöser Erkrankungen in sensiblen Tätigkeiten und 
Einrichtungen. 
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Leistungsdaten: 

Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 
I 156 322 136 156 42 
II 61   62 110 62 31 
III 55 102 83 47 44 
IV 51 512    65 117 49 

Was soll gezählt werden? 
 
Zahl der meldepflichtigen Erkrankungen 
(ohne TBC), pro Quartal  

Summe 323 988 394 382 166 
I 02 03 01 02 02 
II 01 02 -- 03 03 
III 02 05 03 -- 02 
IV 00 -- 06 01 02 

Zahl der gemeldeten TBC-Erkrankungen, 
pro Quartal 

Summe 05 10 10 06 09 
I 14 16 17 11 17 
II 17 28 16 14 14 
III 17 20 13 19 18 
IV 14 06 17 21 16 

Fälle von Wohnungshygiene, pro Quartal 

Summe 62 70 63 65 65 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 
Klientenzufriedenheit, Zufriedenheit der Kontaktpersonen und der Öffentlichkeit, 
Wartezeiten, geringe Anzahl von Krankheitshäufungen, hygienisch akzeptable Wohnungen 

 
Die Zahl der nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Infektionserkrankungen 
setzt sich für das Jahr 2010 wie folgt zusammen: 
 
Leistung 01   
 

 
Anzahl der Fälle 

 
Auszug aus den meldepflichtigen Erkrankungen 
 

2010 2009 
 

2008 
 

2007 
 

2006 

Norovirus 180 296 174 199 23 
Salmonellose 25 21 64 48 64 
Campylobacter 53 52 54 51 24 
Rotavirus 25 29 46 28 15 
Yersiniose 03 05 02 08 04 
E.-coli-Enteritis -- -- -- 02 -- 
EHEC/STEC -- -- 01 02 01 
Adenovirus 01 -- 01 -- -- 
Influenza / “Neue Influenza“  
(1.Quartal:  06, 2.Q.: --, 3.Q.: --, 4.Q.: -- Fälle) 

 
06 

 
555 

 
  02 

 
  16 

 
  02 

Tuberkulose 05 10 10 06 09 
Hepatitis A 02 01 -- -- 01 
Hepatitis B 01 06 06 02 04 
Hepatitis C 20 17 33 22 11 
Hepatitis E 01 -- -- -- -- 
Kryptosporidiose 03 04 06 02 05 
Listeriose 01 01 -- -- -- 
Meningokokken  -- 01 01 -- 01 
Masern -- -- 04 -- -- 
Denguefieber 01 -- -- -- -- 

Leistung 01 
 

Personenbezogener Infektionsschutz  

infektiöse Darmerkrankungen 
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Giardiasis 01   --   --   --   --   
Masern --   --    04   --   -- 
Gesamtzahl der gemeldeten Erkrankungen (gemäß 
IfSG) einschließlich  Tuberkulose  

 
328 

 
998 

 
 404 

 
388 

 
175 

 
 
 

 
Meldepflichtige Erkrankungen 2010 

- geschlechtsspezifische Verteilung - 
 

   Meldekategorie Anzahl weiblich männlich 
   Adenovirus 01 01 -- 
   Campylobacter 53 19 34 
   Denguefieber 01 -- 01 
   EHEC/STEC -- -- -- 
   Giardiasis 01 01 -- 
   Hepatitis A 02 01 01 
   Hepatitis B 01 01 -- 
   Hepatitis C 20 05 15 
   Hepatitis E 01 -- 01 
   Influenza 06 02 04 
   Kryptosporidiose 03 03 -- 
   Listeriose 01 01 -- 
   Masern -- -- -- 
   Meningokokken -- -- -- 
   Norovirus 180 105 75 
   Rotavirus 25 12 13 
   Salmonellose 25 10 15 
   Tuberkulose 05 02 03 
   Yersiniose 03 02 01 

    
Gesamtzahl 328 165 163 

 
 
     

Meldepflichtige Erkrankungen 2010
Gemeldete Fälle: 328
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Auszug aus den meldepflichtigen 
 Erkrankungen 
 

 
Fallzahl  

Bremerhaven 

 
Fallzahl  

bundesweit 

  
2010 

 
2009 

 
2008 

 
2010 

 
2009 

 
2008 

Norovirus 180 296 174 140.422 178.651 212.736 
Salmonellose   25   21   64 25.305 31.400 42.914 
Campylobacter   53   52   54 65.707 62.788 64.735 
Rotavirus   25   29   46 54.048 62.207 77.501 
Yersiniose   03   05   02 3.368 3.731 4.352 
E.-coli-Enteritis   --    --   -- 5.841 6.225 7.002 
EHEC/STEC   --    --   01 922 835 834 
Adenovirus   01    --   01 489 169 180 
Influenza   06 555   02 3.467 175.517 14.852 
Tuberkulose   05   10   10 4.302 4.428 4.539 
Hepatitis A   02   01   -- 788 929 1073 
Hepatitis B   01   06   06 767 748 821 
Hepatitis C   20   17   33 5.276 5.415 6.211 
Kryptosporidiose   03   04   06 933 1.106 1.014 
Meningokokken    --   01   01 386 493 453 
Masern   --   --   04 780 574 915 
 
 
Bewertung:  
 
Meldepflichtige Erkrankungen 
 
Nach dem Ende der Influenzapandemie (Erreger-Typ A/H1N1) ist die Gesamtzahl der im Jahr 
2010 in Bremerhaven gemäß IfSG gemeldeten infektiösen Erkrankungen (ohne Tuberkulose)  
mit  332 Fällen erwartungsgemäß deutlich zurückgegangen (2009: 988, 2008: 394, 2007: 382, 
2006: 166 Fälle). In der Gruppe der infektiösen Darmerkrankungen zeigt sich ein Rückgang bei 
den Noroviren  (2010: 180, 2009: 296, 2008: 174, 2007: 199, 2006: 23 Fälle) und den Rotavirus-
Erkrankungen (2010: 25, 2009: 29, 2008: 46, 2007: 28, 2006:15 Fälle), was dem bundesweiten 
Trend entspricht.  
 
In der Gruppe der infektiösen Hepatitiserkrankungen ist in Bremerhaven ein leichter Anstieg der 
Fallzahl bei den  erstdiagnostizierten Hepatitis C-Erkrankungen festzustellen (2009: 17, 2008: 
33, 2007: 22, 2006: 11 Fälle) bei weiterhin leicht rückläufiger Meldezahl auf Bundesebene 
(2010: 5.276, 2009: 5.415, 2008: 6.211, 2007: 6.869, 2006: 7.562 Fälle). 
  
In der Zeit von Januar bis März  2010 wurden im Gesundheitsamt Bremerhaven noch 
vereinzelte Influenzaimpfungen mit dem Pandemieimpfstoff vorgenommen unter anderem  bei 
Reisewunsch, vor der Kontaktaufnahme mit immuninkompetenten  Angehörigen sowie bei 
Mitarbeitern der US-Armee.  
 
Die Zahl der Tuberkuloseerkrankungen ist mit 5 Fällen (3 männliche, 2 weibliche an offener 
Tuberkulose Erkrankte) geringer als im Vorjahr (2008: 10, 2007: 6 Fälle, 2006: 9 Fälle). In 2 
Erkrankungsfällen waren umfangreichere Umgebungsuntersuchungen mit 24 bzw. 35 
Kontaktpersonen erforderlich. Insgesamt wurden im Jahr 2010 in Bremerhaven 147 
Kontaktpersonen auf Tuberkulose untersucht.  
 
Zur Diagnostik der latenten tuberkulösen Infektion stand bislang lediglich der Tuberkulinhauttest 
zur Verfügung;  ein Verfahren, welches mit einer Reihe von Nachteilen verbunden ist. Mit dem 
vor einigen Jahren neu eingeführten QuantiFERON® -TB Gold In-Tube Test (Quantiferon -Test)  
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ist nun ein labordiagnostischer Bluttest zum Erregernachweis und zur Speziesdifferenzierung 
hinzugekommen. Eine Unterscheidung einer (in den meisten Fällen) latenten  von einer aktiven 
Tuberkulose ist mit dem Quantiferon -Test aber nicht möglich. Bei jedem Verdacht auf eine 
aktive Tuberkulose muss deshalb der Nachweis einer aktiven Tuberkulose mittels 
weiterführender bildgebender, mikrobiologischer und molekularbiologischer Diagnostik 
angestrebt werden. Auch wenn mehrere klinische Studien die höhere  Sensitivitat und Spezifitat 
des Quantiferon-Testes gegenüber dem Tuberkulinhauttest belegt haben ist der komplette 
Ersatz des Tuberkulinhauttestes durch den QuantiferonTest derzeit noch nicht möglich. 
 
Indikationen für den Test sind: 

·  Nachweis einer Infektion mit Mycobacterium tuberculosis 
·  Umgebungsuntersuchungen von Patienten mit aktiver Tuberkulose 
·  Ausschluss einer latenten Infektion mit Mycobacterium tuberculosis z. B. vor 

eingreifenden immunsuppressiven   Behandlungen  

 
Tuberkulosediagnostik 

 
Anzahl der Untersuchungen 

 
 2010 2009 2008 2007 2006 

Mendel-Mantoux-Test 100     71 159 163 456   
Quantiferon-Test     8     14   --   --  --  
Röntgen-Thorax  296   274  442   472 752   

 
 
Eine Inanspruchnahme von Landesmitteln für die stationäre Behandlung infektiöser 
Tuberkulosekranker bei fehlendem Kostenträger bzw. längerer Krankenhausverweildauer 
wegen anhaltender Infektiosität und fehlender häuslicher Isolierungsmöglichkeit war im Jahr 
2010 nicht erforderlich.  
 
Im Herbst 2010 wurden dem Gesundheitsamt vermehrt Krätzeerkrankungen unter anderem  
auch aus Gemeinschaftseinrichtungen (schulische und berufsqualifizierende Bildungs-
maßnahmen) gemeldet, die ein rasches Handeln erforderlich machten. Durch eine enge 
Kooperation mit dem Kinder-  und Jugendgesundheitsdienst im Hause, den niedergelassenen 
Haut- und KinderärztInnen sowie der Kinderklinik ist es gelungen, die Betroffenen und 
Krankheitsverdächtigen einer frühzeitigen fachärztlichen Diagnostik und Therapie zuzuführen 
und somit eine unkontrollierte Weiterverbreitung der Infektionskrankheit zu verhindern. 
 
Im Jahr 2010 waren von Seiten des Gesundheitsamtes keine Tätigkeitsverbote bei im 
Lebensmittelgewerbe tätigen Beschäftigten aufgrund des Nachweises meldepflichtiger 
Erkrankungen auszusprechen (2009: 2, 2008: 3, 2007: 4, 2006: 3, 2005: 2 Tätigkeitsverbote). 
Das Problem hatte sich in der Regel schon im Vorfeld mit der „Krankschreibung“ durch den 
behandelnden Arzt / die behandelnde Ärztin gelöst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 8 

Belehrungen 
 

 
Belehrung von im Lebensmittelgewerbe tätigen Person en 

 
 2010 2009 2008 2007 2006 

männlich  weiblich Summe      
Belehrungen gemäß § 43 
IFSG 
 

452 529 981 959 1.193 1.226 1.050 

 

Abschriften: 
Belehrungen gemäß § 43 
IFSG 
 

  76 107 183 166 217 151 140 

 

Abschriften: 
Belehrungen gemäß  
§ 18 BSeuchG 
 

   48 100 148 123 218 171 156 

 
 
Im Jahr 2010 wurden vom Gesundheitsamt Bremerhaven 981 Belehrungen (2009: 959, 2008: 
1.193, 2007: 1.226, 2006: 1.050 Belehrungen) von im Lebensmittelgewerbe tätigen Personen 
gemäß §43 IfSG durchgeführt, die - wie in den Vorjahren - überwiegend in Form von 
Gruppenbelehrungen im Amt erfolgten. Diese Belehrungen erfolgten im Wesentlichen durch 
Mitarbeiterinnen der Abteilung 53/22.   
Zusätzlich wurden  183 Zeugnisabschriften von Belehrungen nach § 43 IfSG (2009: 166, 2008: 
217, 2007: 151, 2006: 140 Zeugnisabschriften) und 148 Zeugnisabschriften von früheren 
Untersuchungen nach § 18 BSeuchG (2009: 123, 2008: 218, 2007: 171, 2006: 156, 2005: 133 
Zeugnisabschriften) gefertigt. 
 
 
Orts- und Wohnungshygiene 
 
In der Orts,- und Wohnungshygiene war die Fallzahl in 2010 mit 62 Kontrollen von Wohnungen 
wegen angezeigter unhygienischer Verhältnisse im Vergleich zu den Vorjahren (2009: 70, 2008: 
63, 2007: 65, 2006: 65 Fälle) leicht rückläufig. Die Mehrzahl der Beschwerden wurde durch 
Nachbarn, Vermieter, durch den Sozialpsychiatrischen Dienst oder über Einsatzberichte der 
Ortspolizeibehörde an uns herangetragen. 
 
Im Vordergrund der Beschwerden standen auch im Jahre 2010 Geruchsbelästigungen, das 
Auftreten von Schädlingen/Lästlingen sowie hygienische Probleme bei hilflosen/überforderten 
oder auch kranken Personen. Durch intensive Beratung und Hilfsangebote des 
Sozialpsychiatrischen Dienstes wurde versucht, die Gefährdung der Betroffenen zu minimieren. 
 
In 4 von 62 Fällen musste die „Zwangsentseuchung“ einer vermüllten bzw. hygienisch zu 
beanstandenden Wohnung im Sinne der Gefahrenabwehr für die Bewohner, Mitbewohner oder 
auch die Nachbarn über das Bürger- und Ordnungsamt angeordnet werden (2009: 14/70, 2008: 
10/63, 2007: 7/65 Fällen).  
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Probleme durch Feuchtigkeit und Schimmelpilzbefall im Innenraum waren auch im Jahr 2010 
ein Aufgabenschwerpunkt des Gesundheitsaufsehers, auch wenn die Fallzahlen im Vergleich zu 
den Vorjahren erneut  leicht abgenommen haben. Das Gesundheitsamt berät im Allgemeinen 
nach Inspektion vor Ort und rät zur Beseitigung des Schimmelpilzbefalls. Ein Informationsblatt 
über das Vorgehen bei Schimmelpilzbefall wird im Rahmen dieser Gespräche 
übergeben/übersandt.  Für baufachliche Beurteilungen und die Suche nach den Ursachen     
von Durchfeuchtungen wird an Fachleute vor Ort verwiesen. 
 
Des Weiteren gibt es seit Jahren vermehrt Beschwerden über verwilderte Haustauben in 
unmittelbarer Wohnumgebung des Menschen, deren Vorkommen durch ein reichhaltiges 
Nahrungsangebot und ausreichende Nistplätze insbesondere durch leer stehende Häuser 
begünstigt wird. Taubenvergrämungsmaßnahmen verlagern oft nur das Problem. Die oftmals 
sehr komplexen Besitzverhältnisse der häufig leerstehenden, sanierungsbedürftigen Immobilien 
erschwert die Einleitung taubenabwehrender Maßnahmen wie das „Zunageln“ eingeschlagener 
Fenster.  
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezoge ner Gesundheitsschutz  
 
 
 
Produktnummer:  03.53.1.03. 
Produkt: Gesundheitsschutz und Gesundheitsaufsicht 
 
 
Leistungsnummer: 02 
Leistung: Objektbezogener Infektionsschutz  

 Hygienische Überwachung von medizinischen Einrichtungen und 
anderen Gemeinschaftseinrichtungen in der Stadt Bremerhaven 

 
Kurzbeschreibung: Routinemäßige und/oder anlassbezogene Begehung u. a. von 

Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen,  Beauty-, Tattoo- und 
Piercingstudios  

 
 
Eingesetzte Ressourcen: Arzt, Gesundheitsaufseher, Gesundheitsingenieur, Verwaltungskraft  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/3 
 
 
Auftragsgrundlage: § 25 ÖGDG, §§ 36 IfSG, Krankenhaushygieneverordnung 
 
 
Zielgruppe: Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, Übergangswohnheime, 

Behinderteneinrichtungen, Arztpraxen, ambulantes Operieren, 
Tattoo- und Piercingstudios, Kosmetikstudios 

 
 
Ziele: adäquate hygienische Verhältnisse 
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 02 
 

Objektbezogener Infektionsschutz  
Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 
I 18 08 16 53 44 
II 17 32 41 25 18 
III 18 28 13 16 21 
IV 30 29 27 22 23 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der gesundheitlich-hygienisch 
überwachten Anlagen und 
Einrichtungen, pro Quartal  

Summe 83 97 97 116 106 
I 5 01 03 10 06 
II 6 04 07 00 03 
III 8 03 06 00 04 
IV 5 09 03 03 03 

 
Zahl der Stellungnahmen, pro Quartal 

Summe 24 17 19 13 16 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 

Zufriedenheit der Auftraggeber und Klienten, Wartezeit, Antragslaufzeit. 
 

 
Bewertung:  
 
Die Kontakte zu den 3 Bremerhavener Krankenhäusern waren im Jahr 2010 anlassbezogen, 
zum einen bedingt durch Norovirusausbrüche, zum anderen im Rahmen von geplanten bzw. 
abgeschlossenen Baumaßnahmen mit Baubesprechungen, Bauplanprüfungen und Bau-
abnahmen (u. a. zur Erweiterung der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie im KBR, 
Begehung Neubau des Zentral-OP im KBR, Umstrukturierung und Anbau der Kinderklinik/Klinik 
am Bürgerpark, Bauabnahme der Raumlufttechnischen Anlage mit Strömungsvisualisierung im 
neugebauten Zentral-OP im KBR). Zusätzlich erfolgten Gespräche mit den Hygienefachkräften 
der Krankenhäuser über die Erfassung der nosokomialen Infektionen. 
 
Bei der routinemäßigen Begehung der 12 Alten- und Pflegeheime in Bremerhaven durch den 
Amtsarzt und den Gesundheitsaufseher waren keine gravierenden hygienischen Mängel 
festzustellen, die in der Regel noch vor Ort bzw. mit kurzer Fristsetzung und Nachkontrolle 
abgestellt werden konnten (z.B. unsachgemäße Lagerung einzelner Pflegehilfsmittel). 
 
An den  9 ärztlichen  Fortbildungsveranstaltungen für Pflegekräfte im Jahr 2010 (2009: 7 
Veranstaltungen) in ambulanten und heimstationären Einrichtungen zum Thema MRSA, 
Norovirusinfektionen, Tuberkulose und Skabies/Krätze nahmen insgesamt 216 Teilnehmer/-
innen teil. Weitere anlassbezogene Fortbildungsveranstaltungen sind für 2011 geplant. 
 
Im Rahmen des Qualitätsverbundes „MRSA-Netzwerk Land Bremen“ fand am 11.11.2010 in 
Bremerhaven eine Auftaktveranstaltung zur Einbindung der ambulanten Pflegedienste und der 
stationären Pflegeeinrichtungen, die auf reges Interesse stieß. 
 
Im Jahr 2010 wurde in einem der 5 Bremerhavener Tattoo- und Piercingstudios eine 
Nachbegehung nach Umzug des Studios erforderlich. Erwartungsgemäß waren dabei keine 
hygienischen Defizite festzustellen.  
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
Personenbezogener Infektionsschutz und umweltbezoge ner Gesundheitsschutz  
 
 
 
Produktnummer:  03.53.1.03. 
Produkt: Gesundheitsschutz und Gesundheitsaufsicht 
 
 
Leistungsnummer: 03 
Leistung: Umweltbezogener Gesundheitsschutz  

Verhinderung bzw. Beseitigung gesundheitsgefährdender Umwelt-
einflüsse. Vermittlung von Kenntnissen und Verhaltensweisen zur 
Nutzung förderlicher und Vermeidung schädlicher Umwelteinflüsse 

 
 
Kurzbeschreibung: Stellungnahmen zu Bauplanungs- und Genehmigungsverfahren  

bei medizinischen Einrichtungen und anderen Gemeinschaftsein-
richtungen und im Rahmen der Bauleitplanung (GVP). 
Überwachung der öffentlichen und privaten Trinkwasserversorgung. 
Überwachung der Badewasser- und Badegewässerqualität. 
Beratung von Bürgern und Institutionen zu umwelthygienischen 
Fragen 

 
 
Eingesetzte Ressourcen: Arzt, Gesundheitsaufseher, Gesundheitsingenieur, Verwaltungskraft  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/3 
 
 
Auftragsgrundlage: §§ 20, 25, 26, 29 ÖGDG, IfSG, Trinkwasserverordnung, EU-

Richtlinie 
 
 
Zielgruppe: Krankenhäuser, Alten- u. Pflegeheime, Behinderteneinrichtungen, 

Arztpraxen, ambulantes Operieren, Zentraler Wasserversorger, 
Hausinstallationen, Schwimmbäder, Badegewässer, Bürger, 
Institutionen wie Schulen, Kindertagesstätten, Gemeinschafts-
einrichtungen. 

 
 
Ziele: Berücksichtigung der bauhygienischen Empfehlungen. 

Sicherstellung der bakteriologischen und chemischen  
Wasserqualität von Trink- und Badewasser. 
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Leistungsdaten: 
                    
Leistung 03 
 

Umweltbezogener Gesundheitsschutz  
Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 
I 51 51 44 59 50 
II 48 44 52 51 61 
III 61 62 79 58 53 
IV 66 193 97 55 45 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der überwachten Einrichtungen, 
pro Quartal  

Summe 226 350 272 223 209 
I 15 06 21 14 14 
II 15 14 14 08 25 
III 17 23 27 10 20 
IV 11 13 14 15 19 

 

Zahl der Stellungnahmen, pro Quartal 

Summe 58 56 76 47 78 
I 152 236 274 324 668 
II 268 349 328 346 312 
III 232 220 289 297 295 
IV 146 150 293 271 250 

 

Zahl der Beratungen/Begutachtungen 
zu umweltmedizinischen 
Fragestellungen, pro Quartal 

Summe 798 955 1.184 1.238 1.525 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 
Zufriedenheit der Auftraggeber und Klienten, Wartezeit, Antragslaufzeit. 
 
 
Bewertung :  
 
Auf Grundlage des § 37 Infektionsschutzgesetz, der Trinkwasserverordnung und des Gesetzes 
über den Öffentlichen Gesundheitsdienst im Lande Bremen überwacht das Gesundheitsamt 
regelmäßig  die mikrobiologische und physikalisch-chemische Qualität des Trinkwassers.  
Das Wasserversorgungsunternehmen übermittelt hierzu regelmäßig die selbst ermittelten und 
die durch ein unabhängiges, zertifiziertes Trinkwasserlabor erhobenen Untersuchungs-
ergebnisse dem Gesundheitsamt. Grenzwertüberschreitungen müssen in elektronischer Form 
sofort zur Meldung gebracht werden, um gemeinsam die weitere Vorgehensweise abzustimmen 
und ggfs. Nutzungseinschränkungen anzuordnen. 
 
Die umfangreichen Beprobungen des Trinkwasserleitungsnetzes zeigen, das die Qualität des 
Bremerhavener Leitungswassers generell gut und auch für die Zubereitung von 
Säuglingsnahrung geeignet ist. Zeitweilig auftretende geringfügige Abweichungen von den 
gesetzlichen Vorgaben haben keinerlei Einfluss auf die menschliche Gesundheit. Eine 
zusätzliche Aufbereitung des Trinkwassers im Haushalt z. B. mittels Kleinfilter ist nicht 
erforderlich und kann unter bestimmten Umständen durch eine Verkeimung des Kleinfilters mit 
gesundheitlichen Risiken verbunden sein. 
 
Bei der jährlich auf Einladung der unteren Wasserbehörde Bremerhaven und unter Beteiligung 
der Gesundheitsämter (Bremerhaven und CUX) und der unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Cuxhaven stattfindenden Begehung  der Wasserwerke in Leherheide, Langen, 
Wulsdorf und Bexhövede  waren von Seiten  des Gesundheitsamtes auch im Jahr 2010 im 
Bremerhavener Trinkwassernetz keine hygienischen Defizite festzustellen.  
 
Bei den regelmäßigen Beprobungen des Trinkwassernetzes in Bremerhaven kam es im Jahr 
2010 zu 3 Überschreitungen der chemischen Parameter (2x im Rohrnetz , 1x in einem der 
Wasserwerke), 2 Überschreitungen der mikrobiologischen Parameter (erhöhte Keimzahl) und 1x 
Überschreitung der Indikatorparameter (erhöhte Koloniezahl). In allen Fällen wurde das 
Gesundheitsamt zeitnah über die Abweichung informiert und entsprechende Nachproben durch 
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den Betreiber gezogen, die alle unauffällig waren. Eine gesundheitliche Gefährdung der 
Bevölkerung hat in keinem Fall bestanden. 
 
 
Überwachung der Wasserversorgungsanlagen, aus denen  Wasser für die Öffentlichkeit 
bereitgestellt wird (§18 TVO) 
 
Im Rahmen des im Jahr 2004 in Abstimmung mit der Landesbehörde aufgelegte 
Untersuchungsprogramms Hausinstallationen gemäß §18 TVO, wird in Bremerhaven 
schwerpunktmäßig das Wasser in Schulen, Kindergärten und öffentlichen Gebäuden auf seine 
Trinkwasserqualität hin untersucht. Nach § 19 Abs. 7 der TVO hat das Gesundheitsamt im 
Rahmen der Überwachung mindestens diejenigen Parameter der Anlage 2 Teil II der TVO (= 
chemische Parameter) untersuchen zu lassen, von denen anzunehmen ist, dass sie sich in der 
Hausinstallation nachteilig verändern können.  
 
Zur Durchführung richtet das Gesundheitsamt ein Überwachungsprogramm auf der 
Grundlage geeigneter stichprobenartiger Kontrollen ein. Die Festlegung der 
Untersuchungsparameter erfolgt in Abstimmung mit der senatorischen Dienststelle. 
 
Im Jahr 2010 wurden im Rahmen dieses Untersuchungsprogramms in einer Jugendherberge, 
und den Bremerhavener Stadthäusern 15 Trinkwasserproben auf Legionellen  bzw. 
Schwermetalle untersucht. Hierbei konnten keine Beanstandungen festgestellt werden. 
 
 
Überwachung der Trinkwasserinstallation auf Volksfe sten, Messen und ähnlichen 
Veranstaltungen (§19 TVO) 
 
Mit Inkrafttreten der neuen Trinkwasserverordnung (TrinkwV) im Jahr 2001 sind die 
Qualitätsanforderungen an das Trinkwasser bis zum Zapfhahn bzw. bis zur eigentlichen 
Entnahmestelle des Wassers für den menschlichen Gebrauch einzuhalten. Dies gilt auch für 
Wasserversorgungsanlagen auf  mobilen Lebensmittelverkaufseinrichtungen und bei gewerblich 
genutzten Fahrzeugen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass durch den Gebrauch dieses 
Trinkwassers für die Verbraucher keine gesundheitlichen Gefährdungen zu besorgen sind.  
Ab der Trinkwasserübergabestelle des Wasserversorgers (z. B. Hydrant) bis hin zur 
Entnahmestelle auf dem Verkaufswagen tragen Veranstalter und/oder Schausteller die 
Verantwortung für die Qualität des Trinkwassers. Ein Eintrag von Krankheitserregern  in das 
Schlauchleitungssystem ist durch: 
 
• die fachgerechte Erstellung und Inbetriebnahme der Anlage 
• die Verwendung zugelassener Schlauch- und Kupplungsmaterialien 
• die Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes 
 
zu verhindern. 
 
Bei der nicht angekündigten Sicht-Kontrolle der Trinkwasserversorgung der Verkaufsstände auf 
der „Bremerhavener Festwoche  SAIL 2010“  waren bei 65 Überprüfungen 15 technisch-
hygienische Beanstandungen festzustellen, die nach Ansprache noch vor Ort beseitigt oder 
aber einer Nachkontrolle unterzogen wurden. Neben nicht trinkwassertauglichen Schläuchen 
fanden sich ungeschützt auf dem Erdboden liegende Schlauchkupplungen, die wegen der 
drohenden Verkeimungsgefahr nicht zur Trinkwassersversorgung eingesetzt werden dürfen. 
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Bild 1: Zu beanstandende „Gardena – Anschlusskupplung“ an einem Hydranten zur 
Trinkwasserversorgung (nicht DVGW- und KTW- geprüft und deshalb nicht für 
Trinkwasserleitungen zugelassen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 2: Verwendung eines ungeeigneten Waschmaschinenschlauches (rechts), Kupplung 
ungeschützt auf dem Boden liegend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 3:  Ungeschützt auf dem Boden liegende Schlauchkupplung (drohender Keimeintritt).  
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Badewasser: 
 
Auf eine Beprobung des Weserwassers im üblichen Beprobungszeitraum von April bis 
September wurde auch im Jahr 2010 verzichtet, da auch weiterhin ein Badeverbot für das 
Weserbad besteht.  
 
 
Stellungnahmen gemäß dem Gesetz über den Öffentlich en Gesundheitsdienst im Lande 
Bremen (Gesundheitsdienstgesetz), § 25, Abs.3 
 

- Bauantrag Umbau/Erweiterung Kinderklinik 
- Bauantrag Erweiterung/Neubau der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
- Bauabnahme der Raumlufttechnischen Anlage mit Strömungsvisualisierung im 

neugebauten Zentral-OP im KBR 
- Bauantrag Umbau und Nutzungsänderung Wohnhaus/Arztpraxis 
- Bauantrag für ein Technikgebäude für die Eigenwasserversorgung (Institut für 

Fischereiökologie 
 

 
Bauplanungs- und Genehmigungsverfahren 
 
Die Einbeziehung des Gesundheitsamtes in Bauplanungs- und Genehmigungsverfahren, für 
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden muss, stellte auch im Jahr 
2010 einen der Arbeitsschwerpunkte des Gesundheitsingenieurs dar. Die 
umwelttoxikologischen Bewertungen der Vorhaben im Rahmen der 
Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen (GVP) wurden abschließend in technischen 
Anforderungskatalogen konkretisiert. Dies geschah durch Ermittlung und Bewertung der durch 
die Bauverfahren, die Betriebsbedingungen und die betroffenen Altlasten verursachten 
gesundheitlichen Auswirkungen auf den Menschen.  
 
Geprüft wurde weiterhin, ob ausschließlich aus wirtschaftlichen Gründen bestimmte Verfahren 
angestrebt werden und ob mögliche gesundheitliche Wirkungen durch Alternativverfahren, die 
zu recherchieren waren, minimiert werden könnten.  
 
 
GVP – Planfeststellungsbeschlüsse: 

 
·  Lärmsanierungsprogramm des Bundes an der DB Trassenführung „Bau von 

Lärmschutzwänden im Bremerhaven nördlich und südlich des Hbf“ 
-  Besondere Bedeutung: Benachbarte Direkte Wohnbebauung nach April 1974  
 

·  Bau eines Schlepperhafens in Bremerhaven am Nordende CT 4 
-  Besondere Bedeutung: Planänderung und die Lage zu Weddewarden 
 

·  Planänderung der Deponie „Grauer Wall“  
-  Besondere Bedeutung: Benachbarte direkte Wohnbebauung, öffentliche 
   Resonanz 
 

·  Bau eines Wartungsstützpunktes für schienengebundene Fahrzeuge  
-  Besondere Bedeutung: Rechtlichte Einordnung des Wartungsstützpunktes 

 
·  Weserdeich Bremerhaven 

-  Besondere Bedeutung: Deichsicherheit 
 

·  Hafentunnel Cherbourger Straße 
-  Besondere Bedeutung: Beteiligung an einem Großvorhaben in der Planungsphase    
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GVP – Flächennutzungs-/Bebauungsplan: 
 

·  Wilhelm- Kaisen- Platz  
-  Besondere Bedeutung: Ansiedlung eines Baumarktes  
 

·  Reitufer  
-  Besondere Bedeutung: Gewerbe- / Industriestandort mit Anbindung  
 

·  Am Luneort/ Reitufer/ Seeborg  
-  Besondere Bedeutung: Gewerbe- / Industriestandort mit Anbindung  
 

·  Stedinger Straße  
-  Besondere Bedeutung: Benachbartes Wohngebiet 
 

·  Ulmenstraße/ Schulstraße 
-  Besondere Bedeutung: Teilweise Aufhebung von Planungszielen 

 
·  Aktualisierung der Beipläne zum Flächennutzungsplan (2006) 

-  Besondere Bedeutung: UMTS- Netzbereiche 
 
 
Altlastenstandorte: 
 

·  Monitoring „Altablagerung Postbrookstraße“   
-  Besondere Bedeutung: Bewertung von chemischen und mechanischen 
   Gefährdungen durch Nutzung als wilde Kinderspielfläche, Wasserschutzgebiet und  
   Gebäudestandorte 
 

·  Detailuntersuchung „Sandgruben Stettiner Straße/Grünhöfe“  
-  Besondere Bedeutung: Bewertung von chemischen und mechanischen 
   Gefährdungen durch Nutzung als Gartenfläche/Wohngebiet sowie  
   Grundwasserbelastung in Hausgärten/ Gartenbrunnen 
 

·  Deponie Loxstedter Weg 
-  Besondere Bedeutung: Orientierende Untersuchung ehem. Tongrube 

 
 
Weitere Themen des  umweltbezogener Gesundheitsschutzes: 
 

·  „Unbewohnbarkeitserklärung“ von so genannten „Schrottimmobilien“ 
-  Besondere Bedeutung: Anforderung aus dem Stadtplanungsamt 

 
·  Landschaftsplan „Geeste- Nord“ 

-  Besondere Bedeutung: Beteiligungsverfahren 
 

·  Bearbeitung und Druck des Flyer´s: „Schimmel richtig entfernen - so wird´s gemacht“ 
-  Besondere Bedeutung: Modifiziert nach einer Vorlage des Gesundheitsamtes Bremen  

 
·  Spielepark Leherheide 

-  Besondere Bedeutung: Bauliche und technische Anpassung des Spielteiches an die  
   Anforderungen eines Naturbadeteiches 
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·  Projektbegleitung: Aufbereitung von Badebeckenwasser mittels UV- und 
Ultraschalldesinfektion  
-  Besondere Bedeutung: Betrieb einer Pilotanlage, Gleichwertiges Verfahren zur DIN  
 

·  Technische Ausführung sowie Überwachungsprogramm der wasserführenden Exponate  
des Klimahauses Bremerhaven  
-  Besondere Bedeutung: Ableitung von Überwachungswerten und -turnus  

 
·  Suchkreisabstimmung für UMTS- Sende- und Empfangsanlagen 

-   Besondere Bedeutung: Netzverdichtung benötigt u. a. niedrigere Antennenstandorte  
 
·  Langzeit CO2 –Messungen  in Schulklassenräumen mit individueller Beratung und 

Auswertung  
-   Besondere Bedeutung: Dezernatsübergreifende Thematik, hoher Zeitaufwand 

 
·  Projekt „Gesunde Luft in Schulen“  in Zusammenarbeit mit dem Ressort und dem 

Gesundheitsamt Bremen 
-    Besondere Bedeutung: Teilnahme an der Projektplanungsgruppe in Bremen und  

 Koordination von Akteuren aus dem schulischen Bereich  aus Bremerhaven.  
 

-  Ergebnis: „Care4Air“- Aktionstage an einigen Bremer Schulen ohne Einbindung des   
Bildungsressorts unter Inanspruchnahme finanzieller Drittmittel. Geplant für 
Bremerhaven ist die Labelnutzung, die durch die Teilnahme abgesichert wurde, 
jedoch auf Basis eines fachübergreifenden pädagogischen Ansatzes, um eine 
nachhaltige Änderung des Lüftungsverhaltens zu erreichen  
    
   

 
Schadstoffe in Gebäuden: 
  
Schwerpunktpunktthemen in der regelmäßig tagenden Arbeitsgruppe „Innenraumluft in 
öffentlichen Gebäuden“ (in Bremerhaven) waren im Jahr 2010 u. a.: 
 

·  Untersuchung öffentlicher Gebäude gemäß Prioritätenliste für ein flächendeckendes 
Schadstoffkataster 
 

·  Abstimmung des weiteren Untersuchungsprogramms/-umfangs nach Vorlage der 
Zwischenergebnisse 

 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Im Bereich des „Personenbezogenen Infektionsschutzes und umweltbezogenen Gesundheits-
schutzes“ ergaben sich für das Jahr 2010  keine wesentlichen Aufgabenverlagerungen bzw. -
veränderungen.  Wie in den Vorjahren stellten die vorhandenen Personalressourcen eine 
Herausforderung für die Abteilung dar, insbesondere nachdem es zu einer weiteren 
Arbeitzeitverkürzung eines Mitarbeiters gekommen ist.  
 
Anzahl  und Qualität der bearbeiteten Fälle konnten auf einem etwa gleich hohen Niveau wie im 
Vorjahr gehalten werden, was nur durch die Unterstützung aus anderen Bereichen /Abteilungen 
gelingen konnte (Tuberkulose-Abteilung bei der Bearbeitung meldepflichtiger Erkrankungen, 
STD- und Röntgen-Abteilung bei der Belehrung, Begehung aller  Pflegeheime durch die  
Amtsleitung und den Gesundheitsaufseher). 
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Zunehmende Anforderungen im Bereich der Bauplanungs- und Genehmigungsverfahren mit 
zum Teil sehr komplexen Fragestellungen und häufig mehrjährigen Verfahrenslaufzeiten sowie 
ein zunehmender Kriseninterventionsbedarf insbesondere zu hygienischen Problemstellungen 
mit häufiger Einbindung vor Ort erschwerten die Arbeitstiefe der Abteilung. Die tägliche Arbeit 
war eher geprägt durch ein situativ bedingtes Reagieren auf tagesaktuelle Problemstellungen.  
 
Inwieweit sich durch bereits jetzt abzeichnende personelle Veränderungen im Bereich der 
Amtsleitung durch zusätzliche Übernahme amtsärztlicher und sozialmedizinischer Aufgaben 
Engpässe entstehen werden, bleibt abzuwarten. 
 
 
 



G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 15.03.2011 
53V/15 �  0471/ 590-2647 
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
 
 
Produktnummer.: 03.53.1.03. 
Produkt: Gesundheitsschutz und Gesundheitsaufsicht  
 
Leistungsnummer: 04 
Leistung: Überwachung von Angehörigen der Gesundheitsfachberu fe  

 Erfassung und Überwachung der in §§ 27, 28 ÖGDG genannten 
Personenkreise. 

 
 
Kurzbeschreibung: Erfassung und Überwachung von HeilpraktikerInnen und 

Angehörigen der Gesundheitsfachberufe sowie von Personen, 
die kranken-, alten- und heilerziehungspflegerische Tätigkeiten 
ausüben, ohne Angehörige der Gesundheitsfachberufe zu sein. 
Aufsicht über berufliche Qualifikation, sowie über Teilbereiche 
der Berufsausübung und der Berufspflichten im Rahmen des 
ÖGDG. 

 Einleitung von Maßnahmen bei Verstößen gegen gesetzliche 
 Regelungen. 
 Aufgaben aus der Abgrenzung zwischen Heilkunde im Sinne § 1 

des Heilpraktikergesetzes und Tätigkeiten im Bereich Gesund-
heitsvorsorge, Gesundheitserhaltung und Wellness. 

 
 
Eingesetzte Ressourcen: Anteile von 0,8 Verwaltungsstelle  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53V/15 
 
 
Auftragsgrundlage: §§ 27, 28 ÖGDG 
 
 
Zielgruppe: HeilpraktikerInnen, Angehörige der Gesundheitsfachberufe und 

andere im Gesundheitsbereich tätige nichtärztliche Personen.  
 
 
Ziele: Sicherung der ordnungsgemäßen gesundheitlichen Versorgung.  
 Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben. 
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 04 
 

Überwachung von HeilpraktikerInnen und Angehörigen der Gesundheitsfachberufe 
sowie anderer im Gesundheitsbereich tätiger nichtär ztlicher Personen  

Quartal  2010 2009 2008 2007 2006 
I 61 62 66 34 19 
II 67 72 36 42 49 
III 24 119 24 58 64 
IV 45 145 40 38 18 

Was soll gezählt werden? 
 

Bearbeitungsfälle*  

Summe 197 398 166 172 150 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 
- Zeitnahe Bearbeitung, 
- umfassende Erfassung, 
- gute Zusammenarbeit mit den Betroffenen, mit den in- und externen Behörden (Senator für 
  Gesundheit, Gesundheitsamt Bremen, Gesundheitsamt LK Cuxhaven, Verwaltungspolizei - 
  Gewerbe) und anderen Institutionen (Berufsverbände, Krankenkassen etc.) 
 
* Erläuterungen: 
Jeder Bearbeitungsfall, ob er sich auf eine Einzelperson oder auf eine Praxis oder Institution mit mehreren zu 
erfassenden Beschäftigten bezieht, wird als ein Fall gezählt. Daraus ergibt sich, dass der Bearbeitungsaufwand 
sehr unterschiedlich ist und sich daher keine Rückschlüsse auf den Zeitaufwand oder die Wertigkeit der einzelnen 
Fälle ziehen lassen. 
 
Bewertung und Ausblick :  
 
Im Berichtsjahr konnten die laufenden Fälle zeitnah und mit angemessener Intensität 
bearbeitet werden. Die Anzahl der Bearbeitungsfälle, die im Jahr 2009 aufgrund der 
Sonderaktion „Faltenunterspritzung durch Kosmetikerinnen“ sowie der umfassenden 
Auswertung der Fortbildungen im Bereich der Krankenpflegeberufe, wesentlich höher war als 
in den Vorjahren, liegt im Berichtsjahr wieder im üblichen Bereich. 
 
Genderaspekte  
 
In den letzten Jahresberichten hatten wir bereits dargelegt, dass die Gesundheitsfachberufe 
zu etwa ¾ von Frauen und ¼ von Männern ausgeübt werden.  
 
Verpflichtung zur Kompetenzerhaltung  
 
Professionell Pflegende sind verpflichtet, Maßnahmen zur beruflichen Kompetenzerhaltung 
zu ergreifen. Die Berufsordnung für die Krankenpflege im Land Bremen vom 01.10.2004 
verpflichtete alle professionell Pflegenden (im Bereich der Krankenpflege) mindestens 10 
Zeitstunden Fortbildung pro Jahr nachweisen zu können.  
 
Bei der Erstellung der Berufsordnung für die Krankenpflege war bereits vorgesehen, die 
Altenpflege zu einem späteren Zeitpunkt in die Berufsordnung mit aufzunehmen. Mit dem 
Inkrafttreten der Berufsordnung für die staatlich anerkannten Pflegeberufe vom 04.02.2011 
ist dies nun realisiert worden. In dieser Berufsordnung wird der Verpflichtung zur 
Kompetenzerhaltung eine besondere Bedeutung zugeschrieben. Für eine qualifizierte 
Berufsausübung in der professionellen Pflege ist eine fortlaufende Aneignung aktuellen 
fachlichen Wissens unerlässlich. Die Berufsordnung sieht daher eine Ausweitung der 
verbindlich zu erbringenden Maßnahmen zur beruflichen Kompetenzerhaltung auf 20 Punkte 
pro Jahr vor. Wobei ein Punkt einer Unterrichtsstunde bzw. einer Zeitstunde entspricht. Für 
die Altenpflege ist eine Übergangsregelung mit einem reduzierten Mindestumfang von 10 
Punkten pro Jahr bis Ende 2013 geschaffen.  



G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 01.03.2011 
53/43 �  0471/ 590-2422 
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Hilfen für kranke, behinderte und von Behinderung 

bedrohte Kinder und Jugendliche 
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Gesundheitsamt Bremerhaven  
Kinder- und Jugendgesundheitsdienst  
 
Produktnummer:  03.53.1.04. 
Produkt: Sozialmedizinische Aufgaben für Kinder und Jugendli che. 
 
Leistungsnummer: 05 
Leistung: Hilfen für kranke, behinderte und von Behinderung 

bedrohte Kinder und Jugendliche.  
 Ärztliche Beratungen und Begutachtungen durch den Kinder- 

und Jugendgesundheitsdienst.  
Sozialarbeiterische Beratungen und Begutachtungen. 

 
 
Kurzbeschreibung: Gutachterliche Stellungnahmen u. a. für ambulante und 

stationäre Maßnahmen, i. d. R. auf Anforderung des 
Sozialamtes, des Amtes für Jugend, Familie und Frauen und 
anderer Ämter. Beratung und Begleitung der Kinder und 
Jugendlichen und ihrer Familien. 

 
 
Eingesetzte Ressourcen: ca. (!) 3,75 Stellen (0,75 Arzt, 2,5 Sozialarbeiter, 0,5 Ver-

waltungskraft) 
 Die Erhöhung der Fallzahlen und die Komplexizität der Fälle 

haben dazu geführt, dass zur Erfüllung der Aufgaben, über die 
für den Sozialmedizinischen Dienst für behinderte Kinder und 
Jugendliche eigentlich nur zur Verfügung stehenden Stellen 
hinaus (s. o.), Stellenanteile (Verwaltungskraft, Ärztin) des 
Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes eingesetzt werden 
mussten.  

 
Verantwortliche Stelle: 53/4 
 
 
Auftragsgrundlage: § 23 und § 14 (4) ÖGDG, Eingliederungshilfe nach dem SGB XII 

und Hilfen nach dem SGB VIII, Asylbewerberleistungsgesetz,   
u. a. 

 
 
Zielgruppe: Von Behinderung bedrohte und behinderte Kinder und 

Jugendliche und deren Angehörige. 
 
 
Ziele: Qualifizierte, effektive und zeitnahe Erstellung von Gutachten 

von Behinderung bedrohter und behinderter Kinder und 
Jugendlicher, gemäß den rechtlichen Voraussetzungen durch 
entsprechend qualifizierte Kinder- und Jugendärztinnen, 
Ärztinnen des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes und 
SozialarbeiterInnen. Vermittlung von notwendigen ambulanten 
oder stationären Hilfen. Beratung der Kinder- und Jugendlichen 
und deren Angehörigen, weiter beteiligter Institutionen und 
Ämter, Vernetzung und Förderung von Integration. 
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 05 
 

Hilfen für kranke, behinderte und von Behinderung b edrohte Kinder und Jugendliche  
Quart. 2010 2009 2008 2007 2006 
I 190 176 126 123 90 
II 279 88 181 178 91 
III 184 123 197 118 176 
IV 164 99 72 97 54 

Was soll gezählt werden? 
 

Ärztliche Beratungen und Begutachtungen 
Anzahl der Begutachtungen (Hausfrüh- 
förderung, Therapieplätze Kita, Hilfsmittel, u. a.) 

Summe  817 486 576 516 411 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 

Zufriedenheit der Auftraggeber und Klienten, zeitnahe Gutachtenerstellung, Zielerreichung der 
beantragten Leistungen 
 
 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Seit Januar 2010 sind nach längerer Übergangszeit wieder alle Arztstellen besetzt, so dass 
sich die Arbeitssituation im Kinder- und Jugendgesundheitsdienst entspannt hat. Die 
Aufträge des Sozialamtes und des Jugendamtes zur Begutachtung von behinderten oder 
von Behinderung bedrohten Kindern und Jugendlichen befinden sich weiterhin auf einem 
hohen Niveau. Die weitere Entwicklung des Aufgabenfeldes wird wesentlich von der 
anstehenden Neuordnung der Frühförderlandschaft bestimmt sein. Einerseits werden dann 
die Begutachtungen zu einem hohen Prozentsatz durch die neu einzurichtende 
Diagnostikstelle in Bremerhaven erfolgen, andererseits werden die Arbeitsanteile im Bereich 
der Steuerung und der Organisation der Schnittstellen zunehmen. Außerdem werden die 
Beratung und Begleitung von Familien mit besonderem Unterstützungsbedarf, deren Anteil in 
Bremerhaven mindestens mit 30 % anzusetzen ist, weiterhin Aufgaben des 
Gesundheitsamtes und damit der Mitarbeiter des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes 
sein. 
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 05 
 

Hilfen für kranke, behinderte und von Behinderung b edrohte Kinder und Jugendliche  
Quart. 2010 2009 2008 2007 2006 
I 376 347 420 293 389 
II 275 355 436 356 388 
III 306 285 278 309 324 
IV 288 295 428 354 323 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der sozialarbeiterischen Beratungen  
und Begutachtungen 
 

Summe  1.245 1.282 1.562 1.312 1.424 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 
Zeitnahe Gutachtenerstellung, Zufriedenheit der Auftraggeber und Klienten 
 
 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Wie in den Vorjahren wurde Arbeitszeit in erheblichem Umfang durch spezielle 
Situationen (z.B. Unterbringung von Jugendlichen mit erheblichem Aggressions-
potential, Kriseninterventionen, Betreuung von Kindern aus vernachlässigenden 
Familien) gebunden, so dass die tägliche Arbeit eher durch situativ bedingtes 
Reagieren geprägt war und die eigentlich auch erforderliche kontinuierliche Begleitung 
von Familien in schwierigen Lebenslagen nicht möglich war.  
Eventuell könnte sich die Situation etwas entspannen, wenn durch die Verlagerung 
von Begutachtungen im Rahmen von beantragten Leistungen der Frühförderung mehr 
ärztliche Kapazitäten für eine kontinuierliche Beratung und Begleitung der Familien zur 
Verfügung stehen würden. Andererseits sind in der kontinuierlichen Begleitung gerade 
die sozialpädagogischen Kompetenzen gefragt und um dort eine Verbesserung zu 
erreichen, wäre eine Aufstockung der Stunden für die SozialarbeiterInnen/  
SozialpädagogInnen / BehindertentherapeutInnen erforderlich. 
Zurzeit werden die sowieso schon knappen Personalkapazitäten u. a. auch dadurch 
zusätzlich verknappt, dass im Rahmen von neuen Abläufen im Jugendamt der 
Verwaltungsaufwand für laufende Hilfemaßnahmen sich in nicht wenigen Fällen 
deutlich erhöht hat, Zeit die dann für die Beratung und Begleitung nicht mehr zur 
Verfügung steht. Darüber hinaus ist zu erwarten, dass u. a. im Rahmen des 
Bundeskinderschutzgesetzes neue Aufgaben durch die Mitarbeiter des Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienstes übernommen werden müssen, z. B. werden sich auch 
Mitarbeiter als Kinderschutzfachkräfte qualifizieren müssen. 
 
 
 
Gender und Hilfen für kranke, behindert und von Beh inderung bedrohte Kinder und 
Jugendliche: 
 
Im Rahmen der Begutachtung der Hilfen für kranke, behinderte und von Behinderung 
bedrohte Kinder und Jugendliche waren ca. 60 % der Begutachteten männlich und ca. 38% 
weiblich. Es ist davon auszugehen, dass dieses Verhältnis das erhöhte Entwicklungsrisiko 
des männlichen Geschlechts spiegelt. 
 



G e s u n d h e i t s a m t Bremerhaven, 28.02.2011 
53/5 �  0471/590-2655 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahresbericht 2010 
 
 
 

Sozialpsychiatrischer Dienst / 
Sozialmedizinischer Dienst  

für psychisch Kranke, Suchtkranke und  
geistig-mehrfach Behinderte  

 
 

Sozialpsychiatrische Aufgaben 
 

Hilfen und Schutzmaßnahmen 
 

Sozialpsychiatrische Begutachtungen 
 

Koordination und Controlling der Versorgungssysteme  
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Gesundheitsamt Bremerhaven  
 
Sozialpsychiatrischer Dienst / Sozialmedizinischer Dienst für psychisch Kranke, 
Suchtkranke und geistig-mehrfach Behinderte  
 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.05. 
Produkt: Sozialpsychiatrische Aufgaben  
 
Leistungsnummer: 01 
Leistung: Hilfen und Schutzmaßnahmen  

Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke, geistig 
Behinderte und Suchtkranke und deren Angehörige 

 
 
Kurzbeschreibung: Beratung, Betreuung, Fall-/Casemanagement,  
 Schutzmaßnahmen (=Kriseninterventionen), 

Krisendienstbereitschaft, aufsuchend und nicht aufsuchend. 

 
Eingesetzte Ressourcen:  ca. 5 Stellen: 0,6 Arzt, 3,8 Sozialarbeiter, 0,6 Verwaltungskraft 

(F1)* 
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/5 
 
 
Auftragsgrundlage:  §§ 3, 4ff des BremPsychKG, § 18 ÖGDG, § 59 SGB XII 
 
 
Zielgruppe: Psychisch Kranke und Behinderte, Suchtkranke, geistig- und 

mehrfach Behinderte und deren Angehörige. 
 
 
Ziele: Multiprofessionelles und wohnortnahes Hilfeangebot für 

psychisch Kranke, Suchtkranke und Geistig Behinderte 
zwecks Sicherung einer weitestgehenden gesellschaftlichen 
Eingliederung und Selbstständigkeit, Vermeidung bzw. 
Verkürzung stationärer Behandlung und psychosozialer 
Krisen bzw. frühzeitige Vermittlung in notwendige ambulante 
oder stationäre Behandlung und/oder in sozialintegrative 
Maßnahmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
*  Grobe Schätzung basierend auf den Ergebnissen der Organisationsuntersuchung 2001  
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 01 
 
Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke, ge istig Behinderte und Suchtkranke  

Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 

I 649  
(m 349, w 300) 738 612 684 833 

II 679  
(m 360, w 319) 713 700 685 746 

III 678 
(m 354, w 324) 710 665 612 746 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der vom SpsD „betreuten“ ** 
Patienten, pro Quartal  

IV 701  
(m 359, w 342) 591 619 603 610 

 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 

Klientenzufriedenheit, Zufriedenheit der Angehörigen und Öffentlichkeit, 
Vermeidung psychosozialer Krisen, Wartezeiten, erfolgreiche Reintegrationen 
 
** d.h., Zahl der Personen, bei denen Mitarbeiter des Dienstes mindestens einmal im Quartal im 
Sinne des PsychKG tätig wurden – unabhängig von der jeweiligen Aufgabenstellung, von der Zahl 
der Einsätze und vom jeweiligen Zeitaufwand. 
 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Die zur Verfügung stehenden Personalressourcen ermöglichen eine qualifizierte Versorgung 
auf einem basalen Niveau entsprechend den Vorgaben des Bremer PsychKG.  
 
Auf der anderen Seite führt die Vakanz der 2. Arztstelle seit Mitte 2009 zum Absinken der 
Qualität und einer erheblichen Einschränkung der Leistungsfähigkeit des Dienstes im 
Bereich ärztlicher Aufgaben. Im ärztlichen Bereich beschränkt sich aktuell die Wahrnehmung 
von Aufgaben im Bereich der Hilfen und Schutzmaßnahmen auf die Abarbeitung akuter 
psychosozialer Krisen. Dieses wird sich aller Voraussicht nach auch zukünftig nicht ändern, 
da aufgrund der allgemeinen Ärztemangelsituation und aufgrund des Auseinanderdriftens 
der Tarife der Ärzte im Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) und in den Krankenhäusern 
(mit der Folge steigender Unattraktivität des ÖGD) davon auszugehen ist, dass die Stelle 
auch mittelfristig nicht qualifiziert besetzt werden kann. Eine gewisse Entlastung konnte 
durch die Gewinnung eines erfahrenen 75-jährigen Kollegen im Rahmen eines zeitlich 
befristeten Teilzeitvertrags (14 Std./wö.) ermöglicht werden. Ansonsten fanden sich trotz 
wiederholter Ausschreibungen keine qualifizierten Bewerber. 
 
Zusatz- oder Sonderaufgaben, qualitative Verbesserungen und Angebotserweiterungen – 
wie sie von verschiedenster Seite immer wieder gerne an den Dienst herangetragen werden 
- sind unter den o. a. Umständen nicht leistbar. Entsprechende Vorstöße würden lediglich 
Demotivation, Verunsicherung und eine weitere Belastung der Mitarbeiter zur Folge haben. 
 
Perspektivisch in Bezug auf die „Leistung 1“ ist unverändert eine Konzentration des Dienstes 
auf die Psych-KG-Kernaufgaben anzustreben. Zugleich besteht die Notwendigkeit, den 
Dienst von nichtpsychosozialen Aufgaben, Verwaltungsaufgaben und bürokratischem Ballast 
zu entlasten. 
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Gesundheitsamt Bremerhaven  
 
Sozialpsychiatrischer Dienst / Sozialmedizinischer Dienst für Psychisch Kranke, 
Suchtkranke und geistig-mehrfach Behinderte 
 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.05.  
Produkt:  Sozialpsychiatrische Aufgaben  
 
Leistungsnummer: 02 
Leistung: Sozialpsychiatrische Begutachtungen  
 
 
Kurzbeschreibung:  Gutachterliche Stellungnahmen u. a. zu Eingliederungen für 

ambulante und stationäre Maßnahmen und anderen 
psychiatrischen Fragestellungen überwiegend auf Anforderung 
des Sozialamtes, anderer Ämter des Magistrats, der Polizei, in 
Amtshilfe für auswärtige Ämter u. a.. 

  
 
Eingesetzte Ressourcen:  ca. 3,9 Stellen: 0,4 Arzt, 2,8 Sozialarbeiter, 0,7 Verwaltungs-

kraft(F3)* 
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/5 
 
 
Auftragsgrundlage: §§ 23 ÖGDG 
 
 
Zielgruppe: Auftraggeber: Behörden des Landes und Ämter der Stadt 

Bremerhaven;  
Zu Begutachtende: Personen mit psychischen Erkrankungen, 
Suchterkrankungen und geistigen und mehrfachen Behinde-
rungen bzw. mit Verdacht auf obige Erkrankungen. 

 
 
Ziele: Qualifizierte, effektive, praktikable und zeitnahe Erstellung 

gesundheitsamtlicher Gutachten mit psychiatrischer Frage-
stellung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
* Grobe Schätzung basierend auf den Ergebnissen der Organisationsuntersuchung 2001  
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 02 
 

Sozialpsychiatrische Begutachtungen  
Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 

I 147  
(m 84, w 63) 225 266 331 393 

II 145  
(m 71, w 74) 262 239 257 304 

III 112  
(m 73, w 39) 188 205 217 304 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der vom SpsD  
„Begutachteten“***, pro Quartal  

IV 137  
(m 73, w 64) 138 214 223 276 

 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 

Zufriedenheit der Auftraggeber und Klienten, Wartezeit, Antragslaufzeit,  
Zahl der Fehleinschätzungen / der zutreffenden Begutachtungsergebnisse 

 
*** d.h., Zahl der Personen, bei denen Mitarbeiter des Dienstes mindestens einmal im Quartal 
gutachterlich tätig wurden – unabhängig vom jeweiligen Zeitaufwand, von der Gutachtenzahl und 
von der jeweiligen Fragestellung. 
 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Effektiver Einsatz der Finanzmittel im Bereich der Eingliederungshilfe und die Übernahme 
von Steuerung und Budgetverantwortung insbesondere nach Übertragung der sachlichen 
Zuständigkeit auf die Stadt Bremerhaven erfordern qualifizierte Steuerungsinstrumente. 
Begutachtungen sind in diesem Zusammenhang eines de r zentralen Steuerungs-
instrumente.  (Weitere Steuerungsinstrumente vor Ort in Bremerhaven sind z.B. die 
Koordination und die Steuerungsstelle, s. u.). 
Die derzeit vorhandenen Personalressourcen im Bereich der gutachterlichen Aufgaben 
ermöglichen einen gewissen Begutachtungsstandard. Durch die Umsetzung der 
Ergebnisse der Organisationsuntersuchung 2001 und die Bewilligung von 1,6 
Sozialarbeiterstellen für Begutachtungen wird sowohl eine weitere Qualitätssicherung als 
auch eine Kostendämpfung zu erwarten sein. Aktuell wird eine neue Mitarbeiterin 
eingearbeitet werden und demnächst eine Teilzeitstelle besetzt werden. 
Auf der anderen Seite führt die Vakanz der 2. Arztstelle zu einer erheblichen 
Einschränkung der Leistungsfähigkeit des Dienstes auch im gutachterlichen Bereich. Der 
Umfang ärztlicher Gutachten musste eingeschränkt werden und wird voraussichtlich – ab 
dem Zeitpunkt des Weggangs des teilzeitbeschäftigten 75 jährigen ärztlichen Kollegen -
noch weiter einzuschränken sein. Es musste bereits auf die Abarbeitung von Gutachten in 
Amtshilfe für das Jugendamt verzichtet werden. Die Durchführung von Begutachtungen für 
die Ausländerbehörde konnten nur durch die befristete Einstellung eines ehemals 
niedergelassenen Kollegen (im Zeitumfang von ca. einer 0,1 VK) ermöglicht werden. 
 
Die Situation im ärztlichen Bereich wird sich aller Voraussicht nach auch zukünftig nicht 
verbessern, da aufgrund des Auseinanderdriftens der Tarife der Öffentliche 
Gesundheitsdienst für qualifizierte und engagierte Ärzte nicht mehr attraktiv ist und das 
Gesundheitsamt auf dem Bewerbermarkt nicht mehr konkurrenzfähig ist. Letztendlich wird 
sich diese Situation nur durch eine Ausgleichung der Tarife lösen lassen. Die Diskrepanz 
der Tarife birgt zudem die nicht unerhebliche Gefahr, dass der öffentliche 
Gesundheitsdienst für die nächsten Jahrzehnte durch einerseits zwar „billige“, andererseits 
aber auch nur wenig qualifizierte oder wenig engagierte Ärzte, geprägt werden wird. 
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Gesundheitsamt Bremerhaven 
 
Sozialpsychiatrischer Dienst / Sozialmedizinischer Dienst für Psychisch Kranke, 
Suchtkranke und geistig-mehrfach Behinderte 
 
 
 
Produktnummer: 03.53.1.05.  
Produkt:  Sozialpsychiatrische Aufgaben  
 
 
Leistungsnummer: 03 
Leistung: Koordination und „Controlling“ der Versorgungssyste me 

 Koordination der Versorgungssysteme für psychisch Kranke, 
Geistig Behinderte und Suchtkranke 

 
 
Kurzbeschreibung: Controlling und Vernetzung der Bausteine der 3 Ver-

sorgungssysteme, Mitwirkung an den Koordinierungsaus-
schüssen und der PSAK, weitere Gremienarbeit, Erarbeitung 
von abteilungsbezogenen Berichten, Erhebungen, Vorlagen, 
Konzepten, Stellungnahmen und Planungen, incl. 
Gesundheitsberichterstattung, Fortbildungen, Öffentlichkeits-
arbeit, Mitwirkung an bzw. Initiierung von einrichtungs-
übergreifender Kooperation. 

 
 
Eingesetzte Ressourcen:  ca. 1,2 Stellen: 0,3 Arzt, 0,4 Sozialarbeiter, 0,5 Verwaltungs-

kraft (F2)*  
 
 
Verantwortliche Stelle: 53/5 
 
  
Auftragsgrundlage: §§ 9, 18 (3) des BremPsychKG 
 
 
Zielgruppe: Behörden (des Landes), Ämter der Stadt Bremerhaven, 

Kostenträger, andere Institutionen, „Freie“ Träger und deren 
Einrichtungen, Krankenhäuser, niedergelassene Ärzte, 
Selbsthilfegruppen und vergleichbare Zielgruppen, 
Bürgerinnen und Bürger u. a.. 

 
 
Ziele: Förderung der Vernetzung und Effektivierung der Bausteine 

der drei Versorgungssysteme für psychisch Kranke, 
Suchtkranke und Geistig Behinderte. 

   
 
 
 
 
 
*  Grobe Schätzung basierend auf den Ergebnissen der Organisationsuntersuchung 2001  
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Leistungsdaten: 
 
Leistung 03 
 
Koordination und Controlling der Versorgungssysteme  für psychisch Kranke,  
Suchtkranke und geistig Behinderte  

Quartal 2010 2009 2008 2007 2006 
I 65 71 72 74 77 
II 78 74 76 70 76 
III 66 74 65 69 76 

Was soll gezählt werden? 
 

Zahl der zu koordinierenden Gremien  
und Einrichtungen pro Quartal  

IV 56 68 78 64 68 
 
w/m: w/m: Erhebung im Bereich der Koordination nicht sinnvoll möglich 
 
Womit kann die Qualität gemessen werden? 
 

Vernetzungsgrad und Effizienz der Versorgungssysteme 
 
 
 
 
Bewertung und Ausblick:  
 
Die koordinativen Tätigkeiten des Sozialpsychiatrischen Dienstes im engeren Sinne 
beschränken sich aktuell auf die Außenvertretung des Sozialpsychiatrischen Dienstes, die 
Mitwirkung in der „Steuerungsstelle“ und auf abteilungsbezogene Vernetzungs- und 
Controllingaufgaben im Bereich der psychiatrischen Versorgung, der Suchtkrankenhilfe 
und der Versorgung geistig und mehrfach Behinderter.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 8 - 

 
Anlage: -  Bericht  Koordinationsstelle 2010 

 
 
 
 

Anmerkungen zum Tätigkeitsbericht „Sozialpsychiatri scher Dienst /  
Sozialmedizinischer Dienst für psychisch Kranke, Su chtkranke und geistig- 
mehrfach Behinderte“ – für das Jahr 2010:   
 
Die Abweichungen innerhalb der Quartale und im Vergleich zu den Vorjahresquartalen erklären sich  
durch übliche Schwankungen, wie sie aufgrund der Heterogenität der o. g. Leistungen nicht 
überraschen und auch zukünftig nicht zu vermeiden sein werden.  
 
Zwar dürfte sich die Vakanz der 2. Arztstelle auch in den Leistungszahlen widerspiegeln. 
Dennoch ist darauf hinzuweisen, dass eine lineare Korrelation zwischen Fallzahl, 
Personalressourcen und Aufwand bzw. Arbeitsstunden je Fall nur begrenzt erwartet werden kann.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

����
 
 



Jahresbericht Koordinationsstelle 2010 
Koordinationsstelle für psychisch Kranke, Abhängigk eitskranke und 

geistig u. mehrfach behinderte Menschen 
 
Der Jahresbericht 2010 gibt eine Übersicht über Aktivitäten und Schwerpunkte der Koordinationsstelle 
für die sozialpsychiatrische Versorgung. Die Stelle des Koordinators für die Versorgungsbereiche der 
Zielgruppen psychisch kranke Menschen, abhängigkeitskranke Menschen und geistig und mehrfach 
behinderte Menschen verfolgt das Aufgabenprofil:  
1. Planung, Konzeptentwicklung, Projekte  
2. Steuerung, Controlling, Qualitätssicherung u. Budgetentwicklung 
3. Gremienarbeit, Vernetzung, Fortbildung  
4. Gesundheitsberichterstattung u. Öffentlichkeitsarbeit  
 
 
1. Planung, Konzeptentwicklung, Projekte  
 
Das Aufgabenfeld der Rahmenplanung und Konzeptentwicklung zielt auf eine bedarfsorientierte 
Gemeindepsychiatrie unter Berücksichtigung der gesetzlichen und finanziellen Rahmenbedingungen. 
Ausgangspunkt sind zielgruppenspezifische Bestandsaufnahmen und Bedarfsermittlungen sowie die 
Weiterentwicklung der Versorgungssysteme bzw. Modifizierung bestehender Angebote und/oder 
Entwicklung neuer Angebote in Kooperation mit den Trägern.  
 
Für das Jahr 2010 sind unter diesem Bereich folgende Aufgaben und Aktivitäten zu fassen:  
Zusätzlich zu drei laufenden Modellprojekten sind im Jahr 2010 zwei weitere Modellprojekte im Bereich 
Wohnen implementiert worden:  
�  Modellprojekt Betreutes Wohnen 1:12 für die Zielgruppe der psychisch kranken Menschen mit einem 

begrenzten Bedarf im Anschluss an Soziotherapie. Das Projekt zielt darauf, Fallzahlanstieg und Kosten im 
Bereich Betreutes Wohnen für psychisch kranke Menschen zu begrenzen.  

�  Modellprojekt im Bereich Betreutes Wohnen für Menschen mit geistiger/mehrfacher Behinderung mit 
einem Betreuungsschlüssel von 1:3. Das Projekt zielt darauf, den Übergang vom stationären Wohnen in 
das Betreute Wohnen zu erleichtern bzw. stationäres Wohnen zu vermeiden.  
 

 
2. Steuerung, Controlling, Qualitätssicherung und B udgetentwicklung 
 
Das Aufgabengebiet Steuerung, Controlling, Qualitätssicherung und Budgetentwicklung zielt 
�  auf Monitoring, Recherche und Berichterstattung zu kostenrelevanten Entwicklungen im Bereich 

der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen und  
�  auf Entwicklung und Abstimmung von Steuerungsmaßnahmen.  
 
Für das Jahr 2010 sind unter diesem Bereich folgende Aufgaben und Aktivitäten zu fassen:  
 
Gemeinsamer Ausschuss gem. BremAG SGB XII  
�  Mitwirkung bei der Vertretung des öSHT Bremerhaven im Gemeinsamen Ausschuss 
 
Umsetzung der Reform des Leistungserbringungsrechts  nach §§ 75 SGB XII :  
�  Vertretung des Gesundheitsamtes Bremerhaven in Gremien (Vertragskommission u. Unterkommissionen) 

zur Umsetzung Leistungserbringungsrecht nach § 75 SGB XII.  
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Landescontrollingausschüsse Eingliederungshilfe  
�  Mitwirkung und Berichterstattung in den Landescontrollingausschüssen  

o Eingliederungshilfe für erwachsene geistig u. mehrfach behinderte Menschen   
o Eingliederungshilfe für psychisch kranke / suchtkranke Menschen  

�  Regelmäßige detaillierte Analyse und Berichterstattung zu Entwicklungen der Leistungsdaten und des 
Ressourceneinsatzes sowie zu Wirkungen von Steuerungsmaßnahmen.  

 
Qualitätssicherung der Begutachtung für stationäres  und betreutes Wohnen  
�  Mitwirkung im Landesfachbeirat HMB-W zur Weiterentwicklung des Begutachtungs- u. Hilfeplanverfahrens  
�  Entwicklung und Einführung eines praktikablen Verfahrens zur Festlegung von HMBW-Plus Bedarfen 
�  Fachliche Beratung der Gutachter/in zu Einzelfällen, Verfahrensfragen und Schnittstellenproblematiken  
�  Dokumentation und Evaluation der Begutachtungen in den Bereichen ambulantes und stationäres 

Wohnen  
 
Einzelfallsteuerung  
�  Mitwirkung bei operativer Steuerung betreuter Wohnangebote in Zusammenarbeit mit der Leitung des 

SPsD und dem Sozialamt (einzelfallbezogene Interventionen, Fallkonferenzen, Zusatzpersonal)  
�  Mitwirkung bei einzelfallbezogener Zugangssteuerung, Monitoring und Berichterstattung für folgende 

Modellprojekte:  
o Modellprojekt Ambulante tagesstrukturierende Beschäftigung für psychisch kranke Menschen  
o Modellprojekt Ambulante tagesstrukturierende Beschäftigung für suchtkranke Menschen 
o Modellprojekt „Einführung von differenzierten Betreuungsschlüsseln im Bereich des ambulanten 

betreuten Wohnens für seelisch behinderte Menschen 
o Modellprojekt Betreutes Wohnen 1:12 für die Zielgruppe der psychisch kranken Menschen mit 

einem begrenzten Bedarf im Anschluss an Soziotherapie 
o Modellprojekt im Bereich Betreutes Wohnen für Menschen mit geistiger/mehrfacher Behinderung 

mit einem Betreuungsschlüssel von 1:3. 
 

Gesamtplankonferenz im Rahmen des Gesamtplanverfahr ens nach § 58 SGB XII und der H.M.B.-W-
/BHP-Begutachtung in der Stadt Bremerhaven 
�  Leitung/ Geschäftsführung der monatlichen Gesamtplankonferenz in Kooperation mit Amt 50 im Rahmen 

des Gesamtplanverfahrens gem. § 58 SGB XII (11 Sitzungen)  
�  Rückmeldung an Gutachter/in (Amt 53)  und Sachbearbeiter/innen (Amt 50) über zielgruppenbezogene 

Leistungs- und Kostenentwicklungen sowie über versorgungsstrukturelle Entwicklungen  
 
 
3. Gremienarbeit, Vernetzung, Fortbildung 
 
Das Aufgabenfeld betrifft die Förderung der Kooperation und Vernetzung und umfasst v.a. die 
Gremienarbeit im gemeindepsychiatrischen Verbund, aber auch Abstimmungen zwischen Kommune 
und Land. Die gemeindepsychiatrischen Gremien (PSAK, Koordinierungsausschüsse, Arbeitskreise) 
dienen dem Informationsaustausch, dem Interessenausgleich, der fachlichen Diskussion und der 
Abstimmung neuer Angebote im gemeindepsychiatrischen Verbund Bremerhaven 
 
Im Jahre 2010 wurden 14 Sitzungen1 der Gremien des PSAK  unter der Leitung des Koordinators (d.h. 
inhaltliche Vorbereitung, Moderation, Protokollführung). Dazu gehören:  
�  Psychosozialer Arbeitskreis  „PSAK“ (4 Sitzungen)  
�  Koordinierungsausschuss Psychisch kranke Menschen (4 Sitzungen)  
�  Koordinierungsausschuss Abhängigkeitskranke (3 Sitzungen) 
�  Koordinierungsausschuss geistig und mehrfach behinderte Menschen (3 Sitzungen)  
 
                                                 
1 Ohne KoA Kinder- u. Jugendpsychiatrie und AK Selbsthilfe Sucht 
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Mitwirkung in folgenden Gremien:  
�  Koordinierungsausschuss Kinder- und Jugendpsychiatrie (2 Sitzungen)  
�  Koordinierungsausschuss Drogen Bremen (5 Sitzungen)  
�  regelmäßige Abstimmungen „Umgang mit Gefährdungen im Rahmen des PsychKG“ zwischen 

Sozialpsychiatrischem Dienst, der Ortspolizeibehörde und der Psychiatrischen Klinik des Klinikums 
Bremerhaven Reinkenheide (3 Sitzungen)  

 
 
4. Gesundheitsberichterstattung und Öffentlichkeits arbeit 
 
Das Arbeitsfeld Gesundheitsberichterstattung, Öffentlichkeitsarbeit bezieht sich auf die kommunale 
Berichterstattung, die Abfassung zielgruppenbezogener Berichte bzw. Stellungnahmen, die 
Fortschreibung des Psychiatrieplanes sowie auf Information, Beratung u. Assistenz des Dezernenten 
u. der Amtsleitung durch Erarbeitung entsprechender Vorlagen.  
 
Für das Jahr 2010 sind unter diesem Bereich folgende Aufgaben und Aktivitäten zu fassen:  
 
Bearbeitung von Anfragen und Vorlagen 
�  Bearbeitung von Anfragen und Vorlagen für Magistrat, Gesundheitsausschuss, Stadtverordneten-

versammlung, Bremische Bürgerschaft (z.B. Kinder- und Jugendpsychiatrie, Suchtkranken- und 
Drogenhilfe, Gemeindepsychiatrischer Verbund)  

�  Bearbeitung diverser Informations- und Datenanfragen des SfAFGJS im Bereich Benchmarking u. der 
landesbezogenen GBE 

�  Zielgruppen- und projektbezogene Stellungnahmen im Rahmen der Weiterentwicklung der 
Versorgungsstruktur (z.B. einrichtungsbezogene Fachkraftquote, Projekt „Treffpunkt“, Seniorenmodul für 
Menschen mit geistiger/ mehrfacher Behinderung, Nichtbehandlungsfälle KBR, Landespsychiatrieplan) 

 
Öffentlichkeitsarbeit 
�  Regelmäßige Vertretung des SPsD beim Psychose-Seminar (Trialog) der Klinik für Psychiatrie und 

Psychotherapie (8 Sitzungen)  
�  Mitwirkung bei Planung und Vorbereitung der Aktionswoche Sucht 2010  
�  Mitwirkung bei Vorbereitung der Veranstaltung „Gesund altern im Stadtteil - aber wie?“  (24.09.10)  
�  Vertretung des SPsD beim Parlamentarischen Abend der Lebenshilfe 
�  Mitwirkung bei der zweitägigen Fachtagung des Stadtplanungsamtes: Quartiersentwicklung live: Wie 

können "benachteiligte" Quartiere verändert werden?  23. und 24. September 2010 
�  Bericht über Situation der Drogenhilfe Bremerhaven beim Ortsverein SPD Lehe  
�  Vertretung des Gesundheitsamtes beim Entscheidertreffen zur Vorbereitung des Integrationsworkshops 

im Rahmen von „Lernen vor Ort“  
�  Vertretung des Gesundheitsamtes bei ämterübergreifender Abstimmung zu Fachstrategien gegen Armut 

und für sozialen Zusammenhalt (Lebenslagen im Land Bremen - Armuts- und Reichtumsbericht 2009)  
�  Teilnahme an diversen fachbezogenen Veranstaltungen, z.B. Woche der seelischen Gesundheit, 

„Schnupfen im Kopf“- ein Leben mit Psychose, Jubiläumsfeier "50 Jahre Lebenshilfe", Fachtag "Pillen-
Reden-Therapie...vernetzte Psychiatrie", Veranstaltung der SfAFGJS zur Integration von 
schwerbehinderten Menschen in den ersten Arbeitsmarkt  
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Perspektiven 2011 
 

Begutachtung 

Die Zugangssteuerung im Einzelfall muss durch die Fortführung der Qualitätssicherung der 
Hilfeplanung bzw. Begutachtung (u.a. Gesamtplankonferenz) gewährleisten, dass sich die Hilfen auf 
das Notwendige und auf das zielbezogen Zweckmäßige beschränken. Mit der Anpassung der 
personellen Ressourcen im Bereich der Begutachtung ab April 2011 sollen Effektivitäts- und 
Effizienzverbesserungen verbunden werden.  

 

Struktursteuerung 

Der kontinuierliche Fallzahlanstieg im Bereich Betreutes Wohnen für psychisch kranke Menschen wird 
auch im Jahr 2011 die Entwicklung bestimmen.  

Wesentliche Herausforderung wird sein, die Versorgung von psychisch kranken Menschen mit einem 
Anspruch auf Eingliederungshilfeleistungen bei steigenden Fallzahlen sicherzustellen und gleichzeitig 
den Kostenanstieg zu begrenzen. Die Herausforderung besteht darin, eine bedarfsorientierte 
Differenzierung der Angebote und der Zugangssteuerung vorzunehmen, die aber nicht zu einer 
Erweiterung der Zielgruppen bzw. zu einer Ausweitung der Fallzahlen und der Kosten führen. Mit 
dieser Orientierung sind die Effekte der Modellprojekte zu beobachten, zu evaluieren und ggf. 
weiterzuentwickeln. Vor dem Hintergrund fehlender geeigneter landesrahmenvertraglicher 
Festlegungen können aktuell wichtige Steuerungseffekte (Ambulantisierung, Kostenbegrenzung BW 
PK) in Bremerhaven nur über Modellprojekte realisiert werden.  

Im Kontext aktueller Vorhaben diverser Leistungserbringer zur Kapazitätsausweitung im stationären 
Wohnbereich müssen Steuerungsinstrumente auf Seiten der Leistungsträger entwickelt werden, um 
eine bedarfsgerechte kommunale Versorgungsstruktur zu gewährleisten.  

Im Rahmen der Verhandlungen zum Landesrahmenvertrag Eingliederungshilfe nach SGB XII müssen 
wirksame und auf operativer Ebene praktikable Verfahren vereinbart werden. Neue wirksame 
Instrumente sind zu entwickeln. Dazu könnte bei entsprechender Ausgestaltung das aktuell diskutierte 
„Trägerbudget“ gehören, das für den Psychiatriebereich erprobt werden soll.  
 
 
 


